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Beginn: 10:03 Uhr 

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren! Ich heiße Sie zu unserer heutigen, 
92. Sitzung des Landtags Nordrhein-Westfalen 
herzlich willkommen. Mein Gruß gilt auch unseren 
Gästen auf der Zuschauertribüne sowie den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern der Medien. 

Für die heutige Sitzung haben sich neun Abge-
ordnete entschuldigt; ihre Namen werden in das 
Protokoll aufgenommen. 

Wir haben heute ein Geburtstagskind. Herr Chris-
tof Rasche feiert seinen 46. Geburtstag.  

(Allgemeiner Beifall) 

Herzlichen Glückwunsch, Herr Kollege, auch im 
Namen aller Kolleginnen und Kollegen des Hau-
ses! 

Meine Damen und Herren, wir treten nun in die 
Beratung der heutigen Tagesordnung ein. Ich ru-
fe auf: 

1 Die Hochschullandschaft in Nordrhein-
Westfalen bis 2020 zukunftsfest machen: 
Studienplätze schaffen, Fachhochschulen 
stärken, Gebäude modernisieren 

Unterrichtung  
durch die Landesregierung 

Mit Schreiben vom 26. Mai 2008 hat der Chef der 
Staatskanzlei mitgeteilt, dass die Landesregierung 
beabsichtige, den Landtag in der heutigen Plenar-
sitzung über das genannte Thema zu unterrich-
ten. 

Ich erteile dazu Herrn Minister Pinkwart das Wort. 
Bitte schön. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innova-
tion, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Diese Landesregierung ist vor drei 
Jahren mit dem Grundsatz angetreten: Bildung 
und Wissenschaft haben in Nordrhein-Westfalen 
wieder Priorität. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir haben klar gesagt, was wir damit meinen, 
auch für den Hochschulbereich: mehr Mittel für 
die Hochschulen, mehr Freiheit für die Hochschu-
len, mehr Exzellenz in Forschung und Lehre. Was 
wollen wir, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, damit erreichen?  

Nordrhein-Westfalen – das ist unser Ziel – soll 
künftig nicht nur die dichteste Hochschulland-
schaft in Europa haben, sondern in Zukunft auch 
die beste Hochschullandschaft in Europa werden. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir wollen, dass unsere Hochschulen jedem jun-
gen Menschen, der bei uns studieren möchte, ei-
ne sehr gute Ausbildung anbieten. Wir wollen uns 
im Wettbewerb der Standorte dadurch auszeich-
nen, dass wir sorgsam und weitblickend mit unse-
rer wichtigsten Ressource, die wir in unserem 
Land überhaupt haben, umgehen. Das sind unse-
re jungen Menschen. Ihre Kreativität, ihre Talente, 
ihr Potential gilt es gezielt zu fördern, damit sie für 
Wohlstand und Arbeitsplätze von morgen zur Ver-
fügung stehen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Diesem Kompass sind wir bisher entschlossen 
und konsequent gefolgt. Wir haben – dafür bin ich 
dem Hohen Hause dankbar – den Zukunftspakt 
geschlossen, der die verlässliche und solide Fi-
nanzierung für die gesamte Legislaturperiode si-
chert. Wir haben die Exzellenzinitiative und den 
Hochschulpakt I kofinanziert und die Option Stu-
dienbeiträge eröffnet. Das bedeutet insgesamt, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, jährlich 
zusätzlich 450 Millionen € für die Hochschulen in 
Nordrhein-Westfalen – so viel Geld wie nie zuvor 
in der Geschichte des Landes. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir haben das neue Hochschulrecht, das den 
Hochschulen endlich die Eigenverantwortung und 
den Gestaltungsspielraum gibt, den sie brauchen. 
Wir haben mit unserem Studienbeitragsmodell 
auch einen Kulturwandel eingeleitet. Die Studie-
renden haben heute in ihren Hochschulen ein 
größeres Gewicht. Sie sind stärker an der Ent-
wicklung ihrer Hochschule beteiligt. Ihre Meinung 
zählt endlich wieder. Sie stehen wieder stärker im 
Zentrum der Aufmerksamkeit unserer Hochschu-
len. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Die Anstrengungen haben sich gelohnt. Dass es 
diese Rahmenbedingungen für die Hochschulen 
heute gibt, versetzt uns nämlich jetzt in die Lage, 
den nächsten großen Schritt zu tun. Dieser nächs-
te Schritt ist notwendig, weil die Herausforderun-
gen an die Hochschulen im kommenden Jahr-
zehnt nicht kleiner werden – im Gegenteil! Welche 
Herausforderungen sind das, meine Damen und 
Herren?  
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Erstens. Im kommenden Jahrzehnt werden rund 
160.000 junge Menschen zusätzlich als Studie-
nanfängerinnen und Studienanfänger an unsere 
Hochschulen kommen. Die Spitze erwarten wir in 
den Jahren 2013 bis 2015. Dann wird wegen der 
Umstellung auf das achtjährige Gymnasium ein 
doppelter Abiturjahrgang die Schulen in Nord-
rhein-Westfalen verlassen. Jede künftige Abitu-
rientin und jeder künftige Abiturient haben einen 
Anspruch darauf, meine Damen und Herren, dass 
wir ihnen beste Ausbildungsmöglichkeiten in 
Nordrhein-Westfalen eröffnen. 

([Vereinzelt Beifall von CDU und FDP – Karl 
Schultheis [SPD]: Nicht so heftig!) 

Eine ebenso große Herausforderung ist zweitens 
der Fachkräftemangel in unseren Unternehmen. 
Nach Angaben des Instituts der deutschen Wirt-
schaft fehlen bereits heute allein in Nordrhein-
Westfalen 20.000 Ingenieurinnen und Ingenieure. 
Wenn wir nicht jetzt entschieden Nachwuchsarbeit 
für die Ingenieurberufe betreiben, wie wir es be-
reits mit dem Hochschulpakt I begonnen haben, 
indem wir die Hälfte aller neuen Studienplätze, die 
wir bis 2010 für Nordrhein-Westfalen schaffen, 
genau in diesem Bereich der MINT-Berufe ansie-
deln, wird sich dieser Mangel mit dann fatalen 
Folgen weiter verschärfen. Denn jede unbesetzte 
Ingenieursstelle schadet den Unternehmen und 
der Volkswirtschaft und schwächt die Innovations-
kraft unseres Landes. 

Umgekehrt, meine Damen und Herren, ist jeder 
Arbeitsplatz in den Ingenieurberufen so etwas wie 
ein kleiner Jobmotor. Denn jede Ingenieurin bzw. 
jeder Ingenieur, die bzw. der zusätzlich in ein Un-
ternehmen eintritt, schafft wiederum selbst andere 
Arbeitsplätze auch mit geringerer Qualifikation, 
die wir ebenso benötigen, damit wir dem Phäno-
men der Arbeitslosigkeit dauerhaft und wirksam 
begegnen können. 

Wie wir wissen, erfreuen sich die Fachhochschu-
len dabei in der Wahl von ingenieurwissenschaft-
lichen Studiengängen besonderer Attraktivität, 
und daher haben wir Ihnen bereits im Hochschul-
pakt I einen besonderen Schwerpunkt gegeben. 

Die dritte große Herausforderung: In unserem 
System in Nordrhein-Westfalen stimmt die Ge-
wichtung nicht – die Gewichtung zwischen dem 
Studienplatzangebot an Fachhochschulen und an 
Universitäten. 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Schon lange 
nicht!) 

Schon vor fast 20 Jahren hat der Wissenschafts-
rat empfohlen, die Fachhochschulen rasch aus-

zubauen und dabei ihr Fächerspektrum zu erwei-
tern. Derzeit tragen die Fachhochschulen in Nord-
rhein-Westfalen lediglich 25 % zum Studienplatz-
angebot bei, die Universitäten hingegen 75 %. 
Das ist sicherlich nicht das Verhältnis, das der 
Wissenschaftsrat damals vor Augen hatte. Es ist 
nicht das Verhältnis, das wir in unseren Haupt-
wettbewerbsländern im Süden der Republik vor 
Augen haben, in denen wir eine Relation von 
40:60 antreffen. Und das – und das möchte ich 
hinzufügen – ist vor allem nicht das Verhältnis, 
das wir vor Augen haben müssen, wenn wir es 
wirklich ernst damit meinen, den Talenten aus den 
bildungsfernen Familien endlich eine faire Chance 
zu geben, einen akademischen Beruf anstreben 
zu können. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Die vierte Herausforderung lässt sich mit einem 
Satz benennen: Exzellenz braucht dichte Dächer. – 
Dieses kluge Wort eines Rektors, gemünzt auf die 
Hochschulforschung, gilt in gleicher Weise für die 
Hochschulausbildung. Wir müssen den immensen 
Modernisierungs- und Sanierungsstau an unseren 
Hochschulen auflösen. Er hat sich über Jahrzehnte 
aufgebaut, weil die früheren Regierungen über lan-
ge Zeit zu wenig investiert haben; wir hatten immer 
wieder Gelegenheit, das hier darzulegen. Die Aus-
finanzierung des Hochschulbaus im Rahmen der 
Föderalismusreform hat ja gezeigt, dass Nordrhein-
Westfalen Anfang dieses Jahrzehnts mit noch nicht 
einmal 15 % Hochschulbaumittel angesichts der 
Tatsache, dass hier jeder vierte Student in 
Deutschland studiert, erheblich unterdurchschnitt-
lich investiert hatte, was dann auch zur schlechten 
Ausfinanzierung durch den Bund geführt hat. 

Trotzdem geht das Land Nordrhein-Westfalen hin 
und steht zu seiner Verantwortung, hier mehr zu 
tun. Im Jahre 2007 hat Nordrhein-Westfalen ins-
gesamt 619 Millionen € für den Hochschulbau be-
reitgestellt. Davon kamen gerade einmal 
107 Millionen € vom Bund. Die eigentliche Ver-
pflichtung besteht 1:1. Nein, das Land Nordrhein-
Westfalen hat im vergangenen Jahr das Fünffa-
che der Bundesmittel für den Hochschulausbau 
bereitgestellt. 

(Beifall von Manfred Kuhmichel [CDU]) 

Ich danke dem Finanzminister und den regie-
rungstragenden Fraktionen dafür, dass das mög-
lich geworden ist. Das zeigt, dass wir es ernst 
meinen. Deswegen können wir für uns in An-
spruch nehmen, in den nächsten Jahren von ei-
nem Modernisierungsprogramm zu sprechen, das 
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den Stau endlich auflöst. Wir werden es auch tat-
sächlich schaffen, meine Damen und Herren. 

(Beifall von CDU und FDP) 

In der Zusammenschau all dessen wird deutlich: 
Da wir einerseits zeitlich befristeten Herausforde-
rungen begegnen müssen und andererseits dau-
erhafte Strukturveränderungen brauchen, kom-
men wir mit einfachen Lösungen nicht weiter. 

Wir brauchen also zum einen flexible Maßnah-
men, die es ermöglichen zigtausende zusätzlicher 
Studienanfänger im kommenden Jahrzehnt mit 
guten Studienplätzen zu versorgen. Keine Schüle-
rin und kein Schüler, die oder der zur ersten Ge-
neration der Abiturienten nach dem achtjährigen 
Gymnasium gehört, darf dadurch Nachteile er-
leiden. Zugleich dürfen wir keine Überkapazitäten 
aufbauen, die später leer stehen, wenn der große 
Zustrom über sie hinweggegangen ist. 

Wir müssen zum anderen das Hochschulsystem 
dauerhaft tragfähig ausbauen, damit es in der La-
ge ist, die Fachkräftelücke zu schließen, damit es 
in der Lage ist, mehr junge Menschen für ein er-
folgreiches Berufsleben in einer sich schnell wan-
delnden Arbeitswelt zu qualifizieren, und damit es 
in der Lage ist, die Innovationskraft des Landes in 
allen Teilen nachhaltig zu stärken.  

Deshalb, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, haben wir ein Maßnahmenpaket sich ergän-
zender Ansätze für den Hochschulausbau in 
Nordrhein-Westfalen geschnürt. Wie sieht dieses 
Paket aus? – Wir werden den Anteil der Fach-
hochschulen an der Hochschulausbildung dauer-
haft von heute 25 % auf 40 % erhöhen. 

Wir werden zu diesem Zweck erstens drei Fach-
hochschulen mit Schwerpunkt auf den sogenann-
ten MINT-Fächern gründen. Diese drei neuen 
Fachhochschulen werden je 2.500 Studienplätze 
anbieten. 

Wir werden zweitens eine Fachhochschule für 
Gesundheitsberufe in Nordrhein-Westfalen grün-
den. Sie wird 1.000 Studienplätze anbieten. 

Wir werden drittens an fünf bestehenden Fach-
hochschulen das Angebot durch Abteilungsneu-
gründungen erheblich ausweiten. Dadurch wer-
den ebenfalls 2.500 Dauerstudienplätze entste-
hen, wiederum vorzugsweise in den MINT-
Fächern. 

Mit diesem strukturellen Ausbau der Fachhoch-
schulen werden wir auf Dauer 11.000 zusätzliche 
Studienplätze schaffen – 

(Beifall von CDU und FDP) 

bis zu 5.000 davon in den vom Rückgang des 
Steinkohlebergbaus betroffenen Gebieten des 
Landes, meine Damen und Herren. 

Zwei Aspekte sind uns dabei besonders wichtig: 
zum einen, dass mehr duale Studiengänge ent-
stehen, die Berufsausbildung in Unternehmen und 
akademische Ausbildung in einer Hochschule 
verbinden, zum anderen, dass die neuen Stu-
dienangebote auf Zukunftsfeldern in den Regio-
nen entstehen. Wir wollen, dass sie dort entste-
hen, wo es regionale Schwerpunkte mit beson-
ders großem Entwicklungspotenzial gibt. 

Der Standortwettbewerb hat begonnen. Die Re-
sonanz, meine Damen und Herren – das wissen 
Sie selbst am besten –, in den Regionen ist au-
ßerordentlich hoch. Es gibt wohl kaum ein Kom-
munalparlament im Land, das sich im letzten hal-
ben Jahr nicht mit der Frage beschäftigt hat: Kön-
nen wir Fachhochschulstandort werden, oder 
können wir unseren Fachhochschulstandort aus-
bauen? Überall, wo die Mitglieder der Landesre-
gierung hinkommen, merken sie, dass über die 
ausbaufähigen Stärken und Zukunftsfelder in den 
Regionen diskutiert wird, auch darüber, wie man 
die Wirtschaft gezielt in den Ausbau einbeziehen 
kann, damit es nachhaltig trägt. 

Auf welchen Gebieten brauchen wir künftig Fach-
kräfte? Welches Know-how brauchen wir vor Ort, 
damit sich der Standort entwickeln kann? Mit wel-
chem Konzept können wir am besten für uns wer-
ben? Dieser Denk- und Diskussionsprozess tut 
dem Land schon für sich genommen genauso gut, 
wie es die Exzellenzinitiative bezogen auf die For-
schung geleistet hat. 

(Beifall von Manfred Kuhmichel [CDU]) 

Die Regionen sind im Aufbruch, meine Damen 
und Herren. Das ist unser Ziel für Nordrhein-
Westfalen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Der Standortwettbewerb tut auch deshalb gut, 
weil er die Qualität der Konzepte befördert. Inso-
fern rechne ich mit vielen hervorragenden Bewer-
bungen. Um ein Missverständnis von vornherein 
auszuschließen: Der dauerhafte Ausbau des Sys-
tems geht nicht zulasten der bestehenden Hoch-
schulen. Wir erwarten, dass die neuen Hochschu-
len und Abteilungen im Vollbetrieb – hier bin ich 
dem Ministerpräsidenten und dem Finanzminister 
in besonderer Weise zu Dank verpflichtet – jähr-
lich rund 160 Millionen € kosten werden und dass 
diese Mittel den Hochschulen dauerhaft zusätzlich 
zur Verfügung gestellt werden. Das ist ein klares 
Signal an die bestehenden Hochschulen, vor allen 
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Dingen an die bestehenden Fachhochschulen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Mit den neuen Fachhochschulen und dem massi-
ven Ausbau von fünf Fachhochschulstandorten 
werden wir 25.000 von den für das nächste Jahr-
zehnt erwarteten 160.000 Studienanfängern einen 
entsprechenden Studienplatz anbieten können. 
Für die verbleibenden 135.000 zusätzlichen Stu-
dienanfänger werden wir als vierten Teil unseres 
Maßnahmenpakets die vorhandenen Kapazitäten 
an den Hochschulen bedarfsbezogen ausbauen. 

Die bestehenden Fachhochschulen und die Uni-
versitäten sollen die zusätzlichen Studienanfänger 
je zur Hälfte aufnehmen. Dies, meine Damen und 
Herren, ist nicht nur eine riesige Chance für die 
jungen Menschen, die dann auf diese Angebote 
treffen werden, sondern auch für unsere Hoch-
schulen, vor allem für die bestehenden Fach-
hochschulen, denn auch hierfür werden wir den 
Hochschulen die notwendigen Mittel zusätzlich 
bereitstellen. Insgesamt werden wir auf diese 
Weise im kommenden Jahrzehnt über 65.000 
Studienplätze in Nordrhein-Westfalen vorhalten, 
auf deren Grundlage dann im kommenden Jahr-
zehnt 160.000 Studienanfänger ihr Studium quali-
tätvoll aufnehmen können. 

Damit dafür ausreichend Geld zur Verfügung 
steht, drängen wir darauf, den Hochschulpakt II, 
wie in der Vereinbarung der Bundeskanzlerin mit 
den Ministerpräsidenten festgehalten, nunmehr 
auch für die Jahre 2011 bis 2020 noch vor der 
Bundestagswahl, also spätestens bis Sommer 
2009, unter Dach und Fach zu bringen. 

Wenn man den Hochschulpakt I hochrechnet, 
sieht man, dass allein Nordrhein-Westfalen 
2,25 Milliarden € aus dem Hochschulpakt II benö-
tigt. Wir setzen darauf, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, dass der Bund auch bei der 
Fortsetzung des Hochschulpakts, genauso wie es 
das Land Nordrhein-Westfalen für sich tun wird, 
zu seiner Verantwortung steht. Wir wollen für die 
jungen Menschen im nächsten Jahrzehnt beste 
Bedingungen in Nordrhein-Westfalen wie in 
Deutschland insgesamt. Nordrhein-Westfalen 
geht voran. Wir bauen darauf, dass der Bund 
mitmacht. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister Dr. Pinkwart. – Für die SPD-Fraktion 
spricht nun der Kollege Schultheis. 

Karl Schultheis (SPD): Verehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Herr Minister Pinkwart, Sie 
haben eingangs Ihrer Unterrichtung auf die Not-
wendigkeit hingewiesen, dass allen jungen Men-
schen, die studieren möchten, auch ein solches 
Angebot offenstehen muss. Ich kann nur sagen: 
Machen wir es den Hessen nach und schaffen die 
Studiengebühren in Nordrhein-Westfalen ab. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ich glaube, dass das gestern im Hessischen 
Landtag ein denkwürdiger Tag für die Zukunft der 
Kinder und der Jugend war.  

Meine Damen und Herren! Die Wissenschaftspoli-
tik in Nordrhein-Westfalen und in Deutschland 
steht vor zwei zentralen Hauptaufgaben. An deren 
Lösung muss sich die Leistung auch dieser Lan-
desregierung messen lassen. 

Erstens. Es rollt ein riesiger Studierendenberg auf 
uns zu, der mit dem doppelten Abiturjahrgang 
2013 seinen Höhepunkt erreichen wird. Minister 
Pinkwart selbst hat den Bedarf mit 160.000 zu-
sätzlichen Studienanfängerplätzen im kommen-
den Jahrzehnt beziffert. Er hat das in seiner Un-
terrichtung nochmals bestätigt. 

Zweitens. Das andere Thema, das alle bewegt 
oder – im vorliegenden Fall – diese Landesregie-
rung bewegen sollte, ist der zunehmende Fach-
kräftemangel. Die jüngste Studie des Instituts für 
angewandte Innovationsforschung aus Bochum 
hat gezeigt, allein in Nordrhein-Westfalen fehlen 
aktuell mindestens 12.000 Ingenieurinnen und In-
genieure, Tendenz steigend. Bei aller Notwendig-
keit, gerade die Ingenieurwissenschaften zu för-
dern, wird auch der Bedarf an Fachkräften aus 
dem Bereich der Geistes- und Sozialwissenschaf-
ten kräftig ansteigen. Ich denke hier an den 
Nachwuchs für unsere Schulen, also an den 
Nachwuchs an Lehrerinnen und Lehrern; aber in 
vielen anderen Bereichen gilt das auch. 

An der Bewältigung dieser Herausforderung, mei-
ne Damen und Herren, sind alle Maßnahmen die-
ser Landesregierung und des zuständigen Fach-
ministers zu messen. 2013 – das ist das Datum, 
mit dem wir arbeiten – ist morgen. Das ist kein 
Zeitpunkt in einer fernen Zukunft. Lassen Sie uns 
deshalb prüfen, ob der von der Landesregierung 
eingeschlagene Weg, was seine zeitliche und sei-
ne sachliche Dimension angeht, valide und solide 
ist. 

Kommen wir zur Fachhochschulinitiative, zu unse-
rer Kritik: Es sollen laut Landesregierung, laut 
Fachminister 11.000 zusätzliche Studienplätze 
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geschaffen werden, davon 2.500 an den beste-
henden Standorten und dreimal jeweils 2.500 
Plätze für drei neue Fachhochschulen im Bereich 
der Natur- und Ingenieurwissenschaften und noch 
einmal 1.000 Studienplätze für eine Gesundheits-
fachhochschule.  

Hierbei muss man allerdings auf die genaue For-
mulierung achten, Herr Minister. Es handelt sich 
um Plätze pro Studierende und nicht um Plätze 
pro Semester. Rechnet man also in Studienan-
fängerzahlen um, kommen weitaus niedrigere 
Zahlen zustande. Selbst beim besten Willen sind 
das nicht mehr als 4.000 Plätze. Dafür wird ein 
ganzes Land – das haben Sie zum Abschluss Ih-
rer Rede noch einmal deutlich gemacht – sozusa-
gen auf Jagd geschickt, wohl wissend, dass die 
Zahl der Verlierer in dem Wettbewerb, den Sie 
hier so hoch gelobt haben, um ein Vielfaches grö-
ßer sein wird als die möglichen vier Gewinner bei 
diesem Wettbewerb.  

Ich erinnere an die sehr dezidierte Kritik der Lan-
desrektorenkonferenz der Fachhochschulen. Herr 
Kuhmichel, Sie schütteln den Kopf, Sie wollten 
doch die Freiheit für diese Hochschulen, für alle. 
Dann muss das, was diese Hochschulen und ihre 
Vertreter sagen, von Ihnen auch ernst genommen 
werden. In diesem Fall wird es nicht ernst ge-
nommen. Sie schreiben einen Wettbewerb alle 
gegen alle aus. Das muss man hier bewerten. 

Drittens. Der Hochschulpakt 2020: Die Landesre-
gierung hat vom Bund Geld dafür erhalten, in 
Nordrhein-Westfalen 26.000 zusätzliche Studien-
plätze aufzubauen. Zur Umsetzung hat sie ein 
Kopfpauschalenmodell aufgelegt. Für jeden zu-
sätzlichen Studierenden gibt es Sonderprämien 
für die Hochschulen. Damit prämiert die Landes-
regierung bereits bestehende und nicht genutzte 
Überkapazitäten beziehungsweise die berüchtigte 
Studiengebührenlücke wird bedient, die dadurch 
entstanden ist, dass Studienberechtigte zögern 
oder sogar ganz darauf verzichten, ein Studium 
aufzunehmen. 

Außerdem, meine Damen und Herren, muss man 
feststellen: Die Hochschulen in Nordrhein-
Westfalen bauen derzeit Kapazitäten ab und nicht 
auf. Wenn in Bonn laut „Kölner Stadt-Anzeiger“, 
aber auch laut anderer Quellen, 150 Stellen ab-
gebaut werden, dann ist das ein Signal zum Ab-
bau von Kapazitäten, gerade in den Geisteswis-
senschaften und in den sogenannten kleinen Fä-
chern. Aber mit diesem Thema werden wir uns 
auf Antrag der SPD-Fraktion noch im Laufe der 
heutigen Plenarsitzung befassen. 

Wenn an der Universität Duisburg-Essen laut 
„NRZ“ vom 1. Juni Studiengänge mit derzeit 8.600 
Studierenden die Gefahr besteht, geschlossen zu 
werden, dann zeigt das ganz deutlich: Das Modell 
der Durchökonomisierung des Standortwettbe-
werbs der nordrhein-westfälischen Hochschul-
landschaft durch diese Landesregierung ist an ei-
nem ganz zentralen Punkt gescheitert. 

(Zuruf von Christian Lindner [FDP]) 

Vor Ort kommt vom Hochschulpakt nichts an. Wir 
sehen diese zusätzlichen Kapazitäten nicht. Und 
rein rechnerisch sind sie auch nicht zusammen-
zubringen, beim besten Willen nicht. 

(Beifall von SPD, GRÜNEN und Rüdiger Sa-
gel [fraktionslos]) 

Was heißt das für 2013, also morgen? – 160.000 
Plätze werden gebraucht. 4.000 dieser Plätze 
kommen mit der Fachhochschulinitiative hinzu. Es 
fehlen also noch 156.000. Nicht nur die Oppositi-
on verlangt hier Antworten, sondern 156.000 
Schülerinnen und Schüler, ihre 312.000 Eltern 
und 624.000 Großeltern und unzählig viele Ver-
wandte und Freunde werden das genauso sehen, 
dass ihnen 2013 Studienmöglichkeiten abge-
schnitten werden, meine Damen und Herren. 

(Zuruf von Christian Lindner [FDP]) 

Kommen wir zum Fachkräftemangel: Wir und die 
Grünen haben hierzu eine große Anhörung bean-
tragt. Wir hoffen, dass sie bald stattfinden wird 
und dass die Koalitionsfraktionen dieses Thema 
mit einer entsprechenden Ernsthaftigkeit verfolgen 
wollen und auch sollten. Hieran hat es oft bei An-
hörungen gemangelt, sodass im Endeffekt die 
Opposition die Debatte führt und nicht die für die 
Regierungsmehrheit zuständigen Fraktionen von 
CDU und FDP. Wir wünschen uns, dass das ge-
meinsame Anliegen, das wir im Landtag voran-
bringen, hinsichtlich der Zukunft der dualen Aus-
bildung hier die gleiche Aufmerksamkeit von Lan-
desregierung und Opposition erfährt. 

Kommen wir zum Hochschulbau, den physischen 
Voraussetzungen für ein gutes Studium: Was für 
die Fachhochschulinitiative gilt, trifft auch für den 
Hochschulbau zu. Es geht um das Geld anderer 
Leute. Minister Pinkwart hat den Sanierungsbe-
darf bei den Hochschulen und Universitätskliniken 
mit 5 Milliarden € taxiert. Der BLB schätzt diese 
Summe auf 6 Milliarden €.  

Die hat er natürlich nicht im Haushalt; die hat er 
auch nicht in der mittelfristigen Finanzplanung. 
Wir haben erst seit 2006 – also nach der Födera-
lismusreform I – jedes Jahr 107 Millionen € vom 
Bund als Pauschale erhalten. Nur ca. 38 Millio-
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nen € sind als direkte Investitionen an die Hoch-
schulen gegangen. Der Großteil, meine Damen 
und Herren, floss als Mietmittel an den Bau- und 
Liegenschaftsbetrieb, um den Finanzminister bei 
der Bereitstellung von Mietmitteln zu entlasten. 
Hierdurch wird ein Verschiebebahnhof organisiert, 
was zulasten unserer Hochschulen geht.  

(Beifall von der SPD) 

Nach dem Hochschulinvestitionsprogramm von 
Minister Pinkwart soll der BLB mit allen Standor-
ten einzeln verhandeln. Sie erhalten das Angebot, 
für eine selbstgewählte Summe Bauvorhaben 
vom BLB finanziert zu bekommen. Diese werden 
dann für 15 bzw. 25 Jahre auf die Mietmittel um-
gelegt. Da die Hochschulhaushalte seit 2005 mit 
dem Zukunftspakt praktisch eingefroren sind, 
muss dieses zusätzliche Geld von den Hochschu-
len selbst erwirtschaftet werden.  

(Zuruf von der SPD: Hört, hört!) 

Es handelt sich hierbei also um ein großes Kredit-
programm zulasten der Substanz unserer Hoch-
schulen. Die Stelleneinsparungen, die an den ein-
zelnen Standorten vorgenommen werden, bele-
gen das ganz deutlich. Es geht also nicht um ein 
ergänzend finanziertes Investitionsprogramm.  

Die Folge wird sein, dass „unrentable“ Sparten an 
vielen Standorten geschlossen werden – das se-
hen wir ja schon – und dass dieses Programm 
aus der Substanz finanziert wird. Der Trend an 
den Hochschulen in NRW geht eindeutig in diese 
Richtung. Ob jeder Standort sich diesen Spiel-
raum am Ende tatsächlich leisten und erwirtschaf-
ten kann, ist nicht absehbar. Die großen Ausnah-
men bei diesem Programm werden voraussicht-
lich die Ruhr-Universität Bochum und die RWTH 
Aachen sein, die vom Land in besonderem Maße 
unterstützt werden sollen – insbesondere durch 
die Exzellenzinitiative, die wiederum ganz wesent-
lich aus Bundesmitteln mitfinanziert wird.  

Wenn man an die Exzellenzinitiative zurückdenkt, 
dann wird schnell klar: Das war kein Zufall, son-
dern Programmatik. Die Landesregierung hat sich 
von unserer Politik verabschiedet, Exzellenz in 
Breite und Spitze zu fördern. Sie will nur noch 
einzelne Standorte gezielt fördern und dequalifi-
ziert damit die gesamte Hochschulinfrastruktur in 
Nordrhein-Westfalen. Das Gegenteil muss voran-
getrieben werden, meine Damen und Herren! 

(Beifall von der SPD) 

Der Trend zur Spaltung der Hochschullandschaft 
in sogenannte Elitestandorte und Massenhoch-
schulen wird sich durch dieses Programm weiter 
beschleunigen.  

Eine andere Möglichkeit nutzt gerade die Univer-
sität Bonn. Dort wird der Neubau des Seminarge-
bäudes in Höhe von 4,6 Millionen € komplett aus 
Studiengebühren finanziert. Daran aber wird wie-
derum deutlich, dass die Studiengebühren zur 
Grundfinanzierung der Hochschulen beitragen 
sollen.  

(Christian Lindner [FDP]: Nur ein Zehntel 
darf für die Gebäude verwendet werden, 
Herr Schultheis!) 

– Dieser Bau in Bonn wird zu 100 % aus Studien-
gebühren finanziert!  

(Christian Lindner [FDP]: Nur ein Zehntel!) 

Sie haben auch beschlossen, dass Personal, das 
zur Grundausstattung von Hochschulen gehört, 
aus Studiengebühren finanziert werden soll. Mei-
nen Sie vielleicht, die jungen Menschen draußen 
wären zu dumm, 

(Christian Lindner [FDP]: Sie sind ein Brand-
stifter!) 

um zu erkennen, was Sie hier betreiben? 

(Beifall von der SPD) 

Die Hochschulfinanzierung wird durch Sie privati-
siert! Das ist keine Wahrnehmung öffentlicher 
Verantwortung für die Bildung in unserem Land, 
meine Damen und Herren. 

(Christian Lindner [FDP]: Sind Sie uninfor-
miert oder unehrlich, Herr Schultheis?) 

– Sie sind unehrlich! Sie sind unehrlich in Ihren 
Vorgaben für Ihre Studiengebühren! Sie halten 
sich noch nicht einmal an das, was Sie hier be-
schlossen haben, Herr Lindner! 

(Beifall von der SPD – Christian Lindner 
[FDP]: Nachgerade eine Lüge, was Sie hier 
machen!) 

Es ist aber auch absehbar, dass infolge der rasant 
steigenden Unterfinanzierung einiger Hochschu-
len bald auch offen der Wunsch nach höheren 
Gebühren geäußert werden könnte. Das ist die 
Tendenz: höhere Gebühren für neues Personal, 
das auch nicht mehr kapazitätsrelevant ist; das 
haben Sie mitbeschlossen. Dadurch kann man mit 
weniger Studierenden – nicht mit mehr Studieren-
den – an den Standorten operieren. Die Studie-
renden bezahlen das dann auch noch selbst. Und 
auch die Hochschulgebäude werden aus Gebüh-
ren finanziert.  

Wir von SPD und Grünen haben das Instrument 
Bau- und Liegenschaftsbetrieb gegen Ihren Wi-
derstand entwickelt, damit zeitnah Investitionen 
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getätigt werden können. Als es um die Regie-
rungsbildung von CDU und FDP ging, haben Sie 
darüber nachgedacht, ob Sie diesen „Laden“ nicht 
loswerden sollten. Mittlerweile sieht man das an-
ders; das ist auch gut so. Aber wie gesagt: SPD 
und Grüne haben dieses Instrument auf den Weg 
gebracht, damit schneller Investitionen getätigt 
werden können.  

(Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart: Sie ha-
ben gerade dagegen gesprochen!) 

– Nein, ich habe überhaupt nicht dagegen ge-
sprochen!  

(Zuruf von der Regierungsbank: Doch, ha-
ben Sie!) 

– Nein. Ich erkläre Ihnen, worin der Unterschied 
liegt. Herr Ministerpräsident, als Sie Zukunftsmi-
nister waren, haben Sie die südlichen Bundeslän-
der beim Hochschulbau deutlich bevorzugt. Das 
lässt sich anhand aller Statistiken nachweisen. 
Wenn es um den Hochschulbau geht, würde ich 
mich in Nordrhein-Westfalen an Ihrer Stelle also 
etwas zurückhalten.  

(Beifall von der SPD – Dr. Michael Brinkmei-
er [CDU]: Und Sie haben es nicht geregelt 
bekommen!) 

Sie haben seit dem 1. Januar 2006 jährlich 
107 Millionen € Pauschalmittel zur Verfügung. 
Das hat es in den Jahren der Regierung von SPD 
und Grünen bzw. in der Zeit der Vorgängerregie-
rungen, die die SPD allein gestellt hat, nicht ge-
geben. Sie haben wesentlich bessere Rahmen-
bedingungen. Sie haben höhere Steuereinnah-
men. Wir wollen, dass die in diese Infrastruktur 
gehen.  

(Widerspruch von der CDU)  

Ich sage noch einmal: Den Bau- und Liegen-
schaftsbetrieb haben wir gegründet, um schneller 
reagieren und um alleine handeln zu können. Wir 
wären in der Lage, ein Hochschulinvestitionspro-
gramm losgelöst von der Mietmittelfrage zeitnah – 
2013 ist schon bald – auf den Weg zu bringen, 
das durch die genannten 107 Millionen € gespeist 
wird, die wir dann für die Zinsen bereitstellen 
könnten, und das die Hochschulen in ihrer Sub-
stanz nicht belastet. Das ist der Unterschied bei 
unserer Überlegung. Sie übertragen die hohen 
Lasten, die damit verbunden sind, schnell Gebäu-
de zu errichten, auf die Hochschulen. Wir wollen 
ein anderes Investitionsprogramm!  

Ich wiederhole: 2013 ist schon bald und nicht in 
ferner Zukunft! All das, was in der Unterrichtung 
vorgetragen worden ist, all das, was bisher durch 

die Landesregierung beschlossen worden ist, ist 
nicht geeignet, 2013 ausreichende und qualitativ 
hochwertige Studienangebote für die Jugend un-
seres Landes bereitzustellen. – Herzlichen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Schultheis. – Für die CDU-Fraktion spricht 
nun der Kollege Kuhmichel.  

Manfred Kuhmichel (CDU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich schicke zunächst 
einmal einen herzlichen Glückwunsch nach Bo-
chum. Dort startet nämlich eine Universität zur Eli-
teuniversität durch. Wir haben es alle mitbekom-
men: Diese Universität war 2007 reichlich ent-
täuscht, weil das damals nicht geklappt hat. Aber 
jetzt wird sie für ihre Forschungsstärke zu Recht 
belohnt. Das wird auch Auswirkungen auf die 
Qualität der Lehre haben. Herzlichen Glück-
wunsch an Rektor Elmar Weiler und sein tolles 
Team! 

(Beifall von der CDU) 

Noch einmal die Zahlen: 20 Millionen € vom Land 
Nordrhein-Westfalen in die Uni Bochum; 
10 Millionen € von der Stiftung Mercator in die Uni 
Bochum; 10 Millionen € eigene Mittel, privates 
Kapital, wird sie erwirtschaften. 40 Millionen €! 
Das wäre zu Zeiten einer verstaubten Hochschul-
politik à la Rot-Grün in der Vergangenheit nicht 
möglich gewesen! 

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, das ist eine sehr gute 
Nachricht für die Hochschullandschaft Ruhrgebiet 
und auch für die Kooperation mit Duisburg-Essen 
und Dortmund. Dazu viel Erfolg! Ich habe mich ja 
seit Jahren dafür verwendet, dass sich die Hoch-
schullandschaft Ruhrgebiet dahin entwickelt. Das 
klappt jetzt vor dem Hintergrund neuer Rahmen-
bedingungen in der Hochschulpolitik. 

(Widerspruch von Karl Schultheis [SPD]) 

Meine Damen und Herren, gute Nachrichten aus 
dem Regierungslager sind meist weniger gute 
Nachrichten für die Opposition. Das ist so. Ich 
kann mitreden, weil ich das hier selbst eine Reihe 
von Jahren erlebt habe. Denn Opposition lebt ja 
davon, dass es nicht so rund läuft, und versucht, 
Wasser in den Wein zu kippen. Das war auch ge-
rade wieder so, lieber Herr Schultheis. Die aktuel-
len Zeiten der NRW-Hochschulpolitik sind 
schlechte Zeiten für die Opposition. Es gibt nun 
einmal landauf, landab sehr viel Zustimmung für 



Landtag  04.06.2008 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/92 
 

 

 

10884

diese Politik und kaum oder sehr wenig Kritik. Es 
gibt einen großen Spaß an der neugewonnen 
Freiheit im Hochschulbereich. Es gibt diesen be-
rühmten Wind of Change. Der hat so viele beflü-
gelt. Es ist Zeit des Aufbruchs. Das können Sie 
einfach nicht schlechtreden. 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Wann haben Sie 
schon einmal mit Studierenden gesprochen, 
Herr Kuhmichel?) 

Es ist auch die Zeit derjenigen vorbei, die nur mi-
nisterielle Vorgaben verwaltet haben. Jetzt ist die 
Zeit derjenigen, die gestalten. Ein Beispiel ist – 
wie eben gesagt – die Uni Bochum. 

Herr Schultheis, ein kleiner Tipp: Sie haben eine 
Hochschulpolitik ohne Konzept. Sie haben viel-
leicht ein Thema, one issue, bei dem Sie glauben, 
per Emotionen ein wenig punkten zu können. 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Bilingual!) 

Das sind die berühmt-berüchtigten Studienbeiträ-
ge. Das ist das einzige Thema, an dem Sie sich 
festklammern. Ansonsten gibt es nichts. 

Sie verweisen auf Hessen. Wir sind aber in Nord-
rhein-Westfalen und nicht in Hessen. In Hessen 
haben die Linken das mitbeschlossen, dieselben 
Linken, die Sie hier heraushalten wollen. 

(Beifall von der CDU) 

Das wird überhaupt nicht klappen. Sie werden die 
Mehrheit dafür dann nicht bekommen. 

Wenn es auf den Wahlkampf zugeht, werden Sie 
erleben, dass die Lehrenden und Lernenden im 
Lande die Sache ganz anders sehen und sagen 
werden: Wenn ihr das wieder abschafft, nehmt ihr 
uns den Gestaltungsspielraum im Hochschulbe-
reich, den wir uns erworben haben.  

Insofern: Machen Sie sich die Sache nicht so 
leicht! 

(Beifall von der CDU – Widerspruch von Karl 
Schultheis [SPD]) 

Sie wissen doch selbst, Herr Schultheis, dass Sie 
vieles von dem genauso machen würden, wie wir 
es jetzt machen, hätten Sie nur die Gelegenheit 
dazu. Aber als Opposition müssen Sie jetzt he-
rumfilibustern. Das ist Ihre Rolle. Es tut mir Leid, 
das ist so gekommen. 

Herr Minister Pinkwart, herzlichen Dank für Ihre 
Unterrichtung darüber, wie Sie die Hochschul-
landschaft in NRW bis zum Jahr 2020 zukunfts-
fest machen wollen. Ich bin dankbar, dass Sie die 
Fachhochschulinitiative unseres Ministerpräsiden-
ten aufgenommen haben und umsetzen wollen. 

Ich bin sehr erfreut über Ihre Vorstellungen zur 
Schaffung neuer Studienplätze und zur Moderni-
sierung der Hochschulgebäude. Wie Sie wissen, 
nehmen Sie damit die langjährigen Vorstellungen 
der CDU aus Oppositionszeiten dankenswerter-
weise auf. Das ist gut so. 

Ich will nicht alles, was Sie hier vorgetragen ha-
ben, wiederholen, sondern es schwerpunktmäßig 
zusammenfassen, zumal mein Kollege Brinkmeier 
hier ergänzend vortragen wird. 

Alle Maßnahmen, die Sie angesprochen haben, 
sind in drei langfristige hochschulpolitische Ziele 
eingebettet: 

Erstens. Es gilt, die Qualität der Lehre weiter zu 
verbessern. Es geht darum, möglichst vielen jun-
gen Menschen einen erfolgreichen Hochschulab-
schluss zu ermöglichen und die Akademikerquote 
zu erhöhen. 

Zweitens – wie eben gesagt –: Es gilt, das Ange-
bot an MINT-Fächern auszubauen – für die, die 
das vielleicht nicht verstehen: Mathematik, Infor-
matik, Naturwissenschaften, Technik –; denn der 
Bedarf an hochqualifizierten Ingenieurinnen und 
Ingenieren ist sehr groß und wird weiter anwach-
sen. 

Last, not least – drittens – werden wir den an 
nordrhein-westfälischen Fachhochschulen zur 
Verfügung stehenden Anteil an Studienplätzen 
von derzeit 25 % auf 40 % erhöhen. Ich bin lange 
genug dabei, um bestätigen zu können, dass die-
se Forderung oft genug – auch von uns – erhoben 
wurde, als wir in der Opposition waren. Dieser An-
teil müsste erheblich erhöht werden. Jetzt ist das 
Konzept da. Ich bin froh darüber, dass wir es end-
lich umsetzen können. 

(Karl Schultheis [SPD]: Welches Konzept?) 

Meine Damen und Herren, noch eines muss er-
wähnt werden: Die zur Finanzierung des Ganzen 
notwendigen Mittel stellt das Land zusätzlich be-
reit. Damit das nicht falsch verstanden wird: zu-
sätzlich zu dem, was schon investiert wird. Der 
Ausbau der Fachhochschullandschaft geht also 
nicht zulasten der bestehenden Hochschulen. 

(Widerspruch von Sören Link [SPD]) 

Meine Damen und Herren, abschließend noch 
einmal in Richtung Opposition, die jetzt damit le-
ben muss und eigentlich Beifall dafür zollen sollte, 
dass es jetzt dazu kommt: Dieses Milliardenpro-
gramm bedeutet für das Land eine immense An-
strengung, aber es zeigt, wie ernst es uns mit der 
Priorität für Bildung ist. Sie hatten die Kraft zu die-
sem Programm leider nicht. 
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Bildungspolitik ist immer auch Standortpolitik. Da-
für senden wir die entscheidenden Signale: Wir 
senden Signale an die zukünftig Studierenden 
und ihre Familien, Signale an Mittelständler und 
Großunternehmen, die bestens ausgebildete Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter benötigen, und Sig-
nale an die Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler an Hochschulen und Forschungseinrich-
tungen, die exzellenten Nachwuchs mit guten be-
ruflichen Perspektiven brauchen. – Das sind un-
sere Signale. Bitte, liebe Opposition, hören Sie 
diese Signale. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Kollege Kuhmichel. – Für die FDP spricht 
nun Herr Lindner.  

Christian Lindner (FDP): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Der Kollege Schultheis hat 
eben mehrfach gesagt, 2013 sei gewissermaßen 
morgen. 

(Karl Schultheis [SPD]: Nicht nur „gewisser-
weise“!) 

2013 und auch schon in der Zeit davor seien sehr 
viele Studienanfänger zu erwarten, für die Kapazi-
täten geschaffen werden müssten. Herr 
Schultheis, ich will Sie fragen, in welchem Jahr 
die Studienanfänger des Jahres 2013 geboren 
worden sind. Waren die nicht schon absehbar, als 
Sie die Regierungsverantwortung getragen ha-
ben? Welche Maßnahmen haben Sie eingeleitet, 
um zusätzliche Kapazitäten zu schaffen? Welche 
Maßnahmen haben Sie eingeleitet, um die Quali-
tät der Lehre zu verbessern? 

(Karl Schultheis [SPD]: Fragen Sie doch 
Frau Bulmahn!) 

Welche Maßnahmen haben Sie eingeleitet, um 
die öffentliche Infrastruktur instand zu setzen? Sie 
haben in Wahrheit nichts gemacht. Sie haben die 
Hände in den Schoß gelegt. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Sie haben mit dem Qualitätspakt unser Hoch-
schulwesen dauerhaft unterfinanziert und deshalb 
entscheidende Mitverantwortung dafür zu über-
nehmen, in welcher Lage wir das Hochschulwe-
sen vorgefunden haben. 

(Karl Schultheis [SPD]: Am Hochschulpakt in 
Berlin sind CDU und SPD beteiligt, nicht 
Sie!) 

Jetzt stellen Sie sich mit ganz kleinem Karo hier 
hin und machen die wichtigen und guten Initiati-
ven dieser Regierung schlecht. 

(Karl Schultheis [SPD]: Sie leben vom Bund 
und von Europa!) 

Damit können Sie hier nicht reüssieren, Herr 
Schultheis. Das ist noch nicht einmal das Niveau 
der Aachener Kommunalpolitik, in die Sie auf-
grund der Perspektivlosigkeit der Landes-SPD ja 
streben. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Kollege, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage von Frau Schä-
fer? 

Christian Lindner (FDP): Ich habe doch noch gar 
nicht angefangen. Aber bitte schön, Frau Schäfer. 

Präsidentin Regina van Dinther: Möchten Sie 
oder möchten Sie nicht? 

Christian Lindner (FDP): Ja. Bitte schön. 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte, Frau 
Schäfer. 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Was war das 
denn jetzt? Haben Sie noch nicht angefan-
gen, Herr Lindner?) 

Christian Lindner (FDP): Ich habe noch nicht 
angefangen, und doch hat Frau Schäfer schon 
Qualifizierungsbedarf.  

Ute Schäfer (SPD): Herr Lindner, Sie haben uns 
gerade Untätigkeit in Bezug auf den Abiturjahr-
gang im Jahr 2013 vorgeworfen. Wissen Sie, 
wann das Abitur nach zwölf Jahren beschlossen 
wurde, und wissen Sie, wann Sie an die Regie-
rung gekommen sind? 

Christian Lindner (FDP): Liebenswürdige Frau 
Schäfer, der doppelte Abiturjahrgang ist doch nur 
die Spitze des Eisbergs! 

(Ute Schäfer [SPD]: Danke schön für diese 
qualifizierte Antwort!) 

Wir reden über geburtenstarke Jahrgänge. Dieser 
einmalige Sondereffekt mag dazukommen. Man 
hätte viel früher etwas tun können. 

(Beifall von der CDU – Widerspruch von der 
SPD) 
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Wir haben erst einmal einen Trendwechsel in der 
Hochschulpolitik erreichen können und vieles, 
was sehr lange überfällig war, endlich ins Gesetz-
blatt gebracht – ich werde das gleich darstellen – 
und stellen uns jetzt der Herausforderung, allen 
Studierwilligen und -fähigen eine Option zu bieten. 

(Zuruf von Ute Schäfer [SPD]) 

Sie haben dazu nichts beizutragen – nicht in der 
Vergangenheit und auch jetzt nicht, wie wir eben 
erlebt haben. 

Meine Damen und Herren, die heutige Unterrich-
tung ist im Grunde genommen der vierte Meilen-
stein der Neuordnung der Hochschulpolitik in 
Nordrhein-Westfalen. Der erste Meilenstein war 
die Verabschiedung des Studienbeitragsgesetzes, 
durch das wir viele zusätzliche Mittel in unser 
Hochschulwesen bekommen haben, um die Qua-
lität der Lehre zu verbessern.  

Lieber Herr Schultheis, weil Sie das eben in, wie 
ich finde, unseriöser Weise zum Thema gemacht 
haben, will ich zwei Dinge klarstellen. 

(Karl Schultheis [SPD]: Das sind Mittel der 
Studierenden! Das ist doch nicht Ihre Leis-
tung! -Dietmar Brockes [FDP]: Wer hat das 
denn eingeführt?) 

– Selbstverständlich leisten Private über die Stu-
dienbeiträge einen Beitrag zur Finanzierung des 
Hochschulwesens, Herr Schultheis. Aber im Un-
terschied zu den Studiengebühren, die Sie einge-
führt haben, profitieren die Studierenden jetzt 
auch von dem Beitrag, den sie zahlen. 

(Beifall von FDP und CDU – Widerspruch 
von Karl Schultheis [SPD] – Ralf Jäger 
[SPD]: Das ist doch gelogen!) 

Denn die Langzeitgebühren, die Sie eingeführt 
haben, sind an den klebrigen Fingern des frühe-
ren Finanzministers hängen geblieben. Davon ist 
nichts für die Verbesserung der Qualität der Lehre 
aufgewendet worden. Deshalb: Wer heute zu 
Studienbeiträgen herangezogen wird, der inves-
tiert in die eigene Zukunft und stopft nicht die Ta-
schen des Finanzministers. 

Weil Sie zwei Sachverhalte angesprochen haben, 
die ich als zutiefst unseriös empfinde, Herr 
Schultheis, 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Das ist Ihre Rede 
aber auch, Herr Kollege!) 

will ich für die Damen und Herren, die die Debatte 
verfolgen, klarstellen: Aus den Studienbeiträgen 
werden keine Mitarbeiter finanziert, was zusätzli-
che Studienkapazitäten zur Folge hätte. Es ist al-

lerdings möglich – und das wollen wir –, dass zu-
sätzliche Hochschullehrer beschäftigt werden, al-
lerdings nicht für eine vergrößerte Zahl von Stu-
dierenden.  

(Karl Schultheis [SPD]: Wie verbinden Sie 
das denn mit mehr Kapazität?) 

Studienbeiträge sind deshalb in der Lage, das 
Verhältnis von Studierenden und Lehrenden zu 
verbessern. Das wollen wir; das ist ausdrückliches 
Ziel dieser Koalition. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Herr Schultheis, ich füge ein Zweites hinzu: Sie 
haben so getan, als sei etwa in Bonn unbillig, un-
rechtmäßig und illegitim eine Gebäudeinvestition 
aus Studienbeiträgen finanziert worden. Dazu 
wollen wir zwei Dinge festhalten: Erstens. Nur 
10 % des Aufkommens aus Studienbeiträgen dür-
fen für Gebäudeinvestitionen verwendet werden. 

(Karl Schultheis [SPD]: Das sind 10 % zu 
viel!) 

Zweitens. In Bonn passiert das auf ausdrücklichen 
Wunsch der Studierenden, 

(Beifall von FDP und CDU) 

weil sie gerne zusätzliche Laborkapazitäten ins-
besondere im Fach Medizin haben wollen! Der 
BLB könnte das erst in ferner Zukunft finanzieren. 
Die Studierenden verständigen sich zusammen 
mit ihren Lehrern und der Hochschulleitung dar-
auf, das aus Studiengebühren vorzufinanzieren. 

Ich sage Ihnen: Sie haben den Menschen nur 
versprochen, etwas in ferner Zukunft oder über-
haupt nichts zu tun. Wir leisten einen ganz prag-
matischen und spürbaren Beitrag dazu, dass sich 
die Situation jetzt, für die heute Studierenden ver-
bessert. Sie mit Ihren merkwürdigen und, wie ich 
finde, verantwortungslosen Appellen können 
durchaus anerkennen, dass sich in der Land-
schaft etwas verändert. 

Der zweite Meilenstein war das Hochschulfrei-
heitsgesetz. Es hat zu einem Innovationsschub 
geführt. 

(Karl Schultheis [SPD]: Abbau von Studien-
plätzen!) 

An vielen Hochschulen verständigen sich jetzt die 
Hochschulleitungen gemeinsam mit der regiona-
len Wirtschaft und der Zivilgesellschaft auf neue 
Ziele für ihren Hochschulstandort. Das ist eine 
Weiterentwicklung unseres Hochschulwesens. 
Die Hochschulen sind verselbstständigt. Die 
Hochschulen sind kein Unternehmen, dürfen aber 
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unternehmerischer handeln. Das heißt, sie dürfen 
eigene Ziele formulieren und effizient und selbst-
ständig mit ihren Mitteln umgehen, um diese Ziele 
zu erreichen. 

(Karl Schultheis [SPD]: Das durften sie vor-
her auch schon!) 

Sie haben die Hochschulen gefesselt. Aber da 
sind Akademiker tätig, die Verantwortung für sich 
und für ihren Hochschulstandort übernehmen 
können. Trotzdem haben Sie sie an der kurzen 
Leine der Ministerialbürokratie geführt. 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Der entfesselte 
Prometheus Lindner!) 

So kann man in der Wissensgesellschaft nicht Po-
litik machen. Deshalb war das Hochschulfreiheits-
gesetz ein Befreiungsschlag, der zu Recht von 
der Hochschulrektorenkonferenz im Vergleich der 
Ländergesetzgebungen als mustergültig bezeich-
net worden ist. 

Ich möchte kurz auf den dritten Meilenstein ein-
gehen. Das ist das erstmals so klar formulierte 
Ziel, Nordrhein-Westfalen bis zum Jahr 2015 zum 
Innovationsland Nummer eins zu machen. Jedes 
Jahr wird Ihnen ein Innovationsbericht vorgelegt, 
der den Status quo beschreibt und darlegt, welche 
Schritte noch zu gehen sind, um dieses Ziel zu 
erreichen. 

Durch das dadurch auch erreichte forschungs-
freundliche Klima wird es erstmals auch möglich, 
zusätzliche private Investitionen in Forschung und 
Entwicklung zu stimulieren. Daran hatte es in 
Nordrhein-Westfalen gekrankt. Die Grünen woll-
ten Nordrhein-Westfalen zur gentechnikfreien Zo-
ne machen. Da darf man sich nicht wundern, dass 
hoch innovative Unternehmen in diesem Bereich 
unserem Land den Rücken gekehrt haben. Auch 
da eine Veränderung.  

Und heute, meine Damen und Herren, beraten wir 
über den vierten Meilenstein, den zusätzlichen 
Aufbau von Kapazitäten. Mithin beraten wir dar-
über, dass und wie Studierwilligen und -fähigen im 
nächsten Jahrzehnt ein qualitätsvolles Studium in 
Nordrhein-Westfalen ermöglicht werden kann. 

Minister Pinkwart hat dargelegt, welch gewaltige 
Herausforderung allein bezogen auf die Zahlen 
vor uns steht: 26.000 Studierende bis zum Jahr 
2010, im Zeitraum 2011 bis 2020 – die mittlere 
Höhe der unterschiedlichen Prognosen – 160.000 
zusätzliche Studierende.  

Jetzt könnte man es sich leicht machen, so wie 
die Sozialdemokratie das in der Vergangenheit 
gerne getan hat. Man könnte sagen: Wir schaffen 

günstige Buchwissenschaften, wir schaffen mög-
lichst viele Geistes- und Sozialwissenschaften – 
die ja jetzt schon einen hohen Anteil an unseren 
Hochschulen beanspruchen –, weil man Studie-
renden dann schnell eine Perspektive vermitteln, 
schnell Studienplätze einrichten kann.  

Aber wir gehen einen anderen Weg. Diese Koali-
tion hat sich dem Ziel verpflichtet gefühlt, insbe-
sondere im Bereich der naturwissenschaftlichen 
und ingenieurwissenschaftlichen Fächer einen 
Schwerpunkt zu setzen, auch wenn das der 
schwierigere Weg ist. Es ist der Weg, der für un-
ser Land insgesamt besser ist und der für viele 
junge Menschen auch eine interessantere, im Üb-
rigen auch finanziell perspektivreichere Lebens-
chance eröffnet. 

50 % der neuen Studienplätze sollen im MINT-
Bereich – Mathematik, Ingenieurwissenschaften, 
Naturwissenschaften, Technikwissenschaften – 
entstehen. 50 %, das ist ein echter Schwerpunkt 
in einem Bereich, der in der Vergangenheit ver-
nachlässigt worden ist und in dem wir auch in den 
nächsten Jahren und Jahrzehnten einen dauer-
haften Fachkräftemangel zu befürchten hätten, 
wenn jetzt nicht gegengesteuert würde. 

Ich würdige, dass insgesamt 40 % der Studien-
plätze in der Perspektive an Fachhochschulen 
eingerichtet werden sollen. Denn gerade hier gibt 
es für viele junge Menschen eine Möglichkeit, sich 
anwendungs- und berufsorientiert im tertiären Be-
reich zu qualifizieren. Ein Fachhochschulstudium, 
das ist nicht ein Studium light, sondern das ist ein 
gleichberechtigter, vielfach auch erfolgverspre-
chender, weil vom Studiengang überschaubarer 
Weg in eine qualifizierte und erfolgreiche Berufs-
tätigkeit außerhalb des Wissenschaftsbereichs. 

(Beifall von der FDP) 

Wir als Freie Demokraten heben zudem hervor, 
dass 5.000 zusätzliche Studienplätze in den be-
sonders vom Strukturwandel betroffenen Regio-
nen dieses Landes geschaffen werden sollen. Wir 
haben als Freie Demokraten und auch als Koaliti-
on haben immer gesagt: Wir wollen aus dem sub-
ventionierten Steinkohlebergbau aussteigen, weil 
er in unserem Land keine Perspektive hat, 

(Zuruf von der SPD: Das sehen wir gerade 
am Geldmarkt!) 

weil er angesichts der geologischen Situation auf 
Dauer nicht wettbewerbsfähig ist. Aber wir wollen 
den betroffenen Regionen eine Perspektive in der 
Wissensgesellschaft bieten. Deshalb werden die-
se Bereiche unseres Landes von diesem Pro-
gramm in besonderer Weise profitieren und kön-
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nen neue Fachhochschulen mit immerhin 5.000 
zusätzlichen Studienplätzen einrichten. So macht 
man Strukturwandel! Strukturwandel macht man 
nicht, indem man eine nichtlebensfähige Industrie, 
eine nicht lebensfähige Branche künstlich beat-
met. So macht man nicht Strukturwandel, da wird 
nur Geld verschwendet. 

(Beifall von der FDP) 

Strukturwandel wird geleistet, indem man in Köpfe 
investiert; denn Köpfen folgen Innovationen, Inno-
vationen folgen Produkte und Produkten folgt 
Wohlstand, meine Damen und Herren. 

(Karl Schultheis [SPD]: Wenn das so einfach 
wäre!) 

– Weil das so einfach ist, hätten Sie es viel früher 
machen können. Sie haben Beträge in dreistelli-
ger Milliardenhöhe verbuddelt, statt sie in Men-
schen zu investieren. 

Ich greife ein Wort des Innenministers auf: Wir 
wollen eben in helle Köpfe investieren und nicht 
länger in dunkle Schächte, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Kollege, 
es gibt eine Zwischenfrage von Herrn Link. Möch-
ten Sie die beantworten? 

Christian Lindner (FDP): Ja, auch der Kollege 
Link darf sich weiterbilden. 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte schön, 
Herr Link. 

Sören Link (SPD): Oh, vielen Dank, Herr Kollege 
Lindner. Sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, 
dass die Kohlepreise, vor allen Dingen der Koks-
kohlepreise, am Weltmarkt in den letzten Jahren 
exorbitant gestiegen sind und dass die deutsche 
Steinkohlenförderung nahezu wettbewerbsfähig 
ist, 

(Lachen von der FDP) 

und dass dies vor dem Hintergrund, dass die Re-
visionsklausel erst 2012 ansteht, heute ein durch-
aus beeindruckendes und aus meiner Sicht auch 
nachdenkenswertes Ergebnis ist? 

Christian Lindner (FDP): Lieber Kollege Link, 
dass Sie angesichts historischer Höchststände 
beim Weltmarktpreis für Kohle immer noch von 
„nahezu wettbewerbsfähig“ sprechen und nicht 
von „wettbewerbsfähig“, entlarvt Sie selbst. Wir 

meinen, dass man keinem Sand in die Augen 
streuen sollte. Die deutsche Steinkohle ist auf-
grund der geologischen Situation dauerhaft nicht 
wettbewerbsfähig abzubauen, anders als etwa die 
Braunkohle. Deshalb haben wir als Koalition zu 
Recht forciert, auszusteigen, damit Mittel für Zu-
kunftsbereiche frei werden. 

(Beifall von FDP und CDU – Ralf Jäger 
[SPD]: Sie sind dauerhaft nicht wettbewerbs-
fähig!) 

Und Sie werden sehen: Bei der Revisionsklausel 
im nächsten Jahrzehnt wird dieser Beschluss 
auch bestätigt werden. 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Kollege, 
es gibt eine Zwischenfrage von Herrn Papke. 
Möchten Sie die beantworten? 

Christian Lindner (FDP): Ja, gerne. 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte schön, 
Herr Dr. Papke. 

Dr. Gerhard Papke (FDP): Herr Kollege Lindner, 
im Anschluss an die Frage des Herrn Kollegen 
Link: Meinen Sie, der Herr Kollege Link hätte 
möglicherweise schon einmal die Information er-
halten, dass das Bergwerk Ost, für dessen ver-
längerte Laufzeit seine Fraktion jetzt so massiv 
plädiert, die Steinkohle zum Preis von 349 € je 
Tonne fördert und es damit bei einem Weltmarkt-
preis von 90 € je Tonne von einer wettbewerbsfä-
higen Förderung doch noch ein kleines Stück ent-
fernt ist? Meinen Sie, der Herr Kollege Link hätte 
eine solche Information bisher erhalten oder eher 
nicht? 

(Heiterkeit von der FDP) 

Christian Lindner (FDP): Ich glaube, der Herr 
Kollege Link hat eine solche Information auch 
nicht eingefordert, weil eine flotte These allemal 
besser ist als nüchterne Fakten. Das ist ja die Po-
litik der SPD. 

(Heiterkeit und Beifall von FDP und CDU) 

Nach dieser kohlepolitischen Erörterung will ich 
aber zur Zukunft des Landes zurückkommen und 
unterstreichen, dass wir mit einer ersten Hoch-
schule für nichtärztliche Gesundheitsberufe in 
Nordrhein-Westfalen Neuland betreten werden. 
Wir wissen, wie wichtig etwa der Bereich der Al-
tenpflege ist, dass Pflegewissenschaften, gerade 
angesichts einer alternden Gesellschaft, eine 
zentrale Bedeutung erhalten werden, um die Le-
bensqualität von Menschen zu steigern, auch im 
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Alter, um die gesundheitliche Entwicklung insge-
samt zu fördern. Mit dem Max-Planck-Institut ha-
ben wir im Bereich der Grundlagenforschung ei-
nen ersten Schwerpunkt setzen können. Die An-
siedlung ist ja dank der Initiative des Innovations-
ministers in Nordrhein-Westfalen gelungen. Das 
wird jetzt noch begleitet von der ersten staatlichen 
Hochschule für nichtärztliche Gesundheitsberufe.  

Der letzte Punkt, den ich aus unserer Sicht her-
vorheben will, ist der Hochschulbau. – Sie haben 
uns nicht nur einen immensen Schuldenberg, der 
sich im Haushalt ablesen lässt, sondern auch ei-
nen unglaublichen Investitionsstau im Bereich der 
öffentlichen Infrastruktur hinterlassen. Dadurch ist 
ein Vermögensschaden entstanden. Den kann 
man nicht sofort im Haushalt ablesen, aber den 
kann jeder sehen, wenn er eine staatliche Hoch-
schule in Nordrhein-Westfalen besucht.  

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

Auf 5 Milliarden € ist dieser Investitions- und Sa-
nierungsstau beziffert worden. Die Universitätskli-
nika kommen noch hinzu. Wir müssen uns jetzt 
der Mühe unterziehen, diesen Berg in den nächs-
ten Jahren langsam, aber mit großer Entschlos-
senheit abzuarbeiten. Ich bin dankbar dafür, dass 
dieser Schwerpunkt mit Eingang in die Unterrich-
tung und Planungen der Landesregierung gefun-
den hat.  

(Zuruf von Karl Schultheis [SPD])  

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluss meines Beitrags. – Man kann sehr klar 
sehen, was uns von Ihnen unterscheidet. 

(Karl Schultheis [SPD]: Das ist wohl wahr!) 

Sie haben zusätzliche Kapazitäten immer in güns-
tigen Fächern eingerichtet, selbst wenn die Be-
rufsperspektiven danach nicht optimal waren.  

(Zuruf von Karl Schultheis [SPD]) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Schultheis, 
Zwischenrufe sind ja gut, aber es gibt auch Zwi-
schenfragen. Eine dritte Zwischenfrage – es wäre 
die letzte Zwischenfrage, die ich zulassen würde – 
hat jetzt Frau Schäfer. Wollen Sie diese gestat-
ten? 

Christian Lindner (FDP): Nein. Ich meine, es ist 
genug miteinander gestritten worden. Sie hatten 
Ihre Gelegenheit. Sie müssen Ihr Pulver für weite-
re Gelegenheiten noch ein bisschen trocken hal-
ten.  

Was uns unterscheidet, ist Folgendes: Sie haben 
in der Vergangenheit vor allen Dingen auch bei 

der Neugründung von Hochschulen Kapazitäten 
in günstigen Fächern geschaffen, selbst wenn das 
nicht in jedem Fall die besten Entscheidungen für 
die wirtschaftliche Entwicklung des Landes und 
die individuellen Lebensperspektiven gewesen 
sind.  

(Karl Schultheis [SPD]: Absoluter Quatsch!) 

Sie haben uns in Nordrhein-Westfalen einen Ver-
mögensschaden hinterlassen, weil Sie – übrigens 
auch im Straßenbau und in anderen Feldern – öf-
fentliche Infrastrukturen nicht gepflegt haben. 
Darüber hinaus haben Sie dafür gesorgt, dass die 
Kapazitäten, die wir haben, nicht in vernünftiger 
Weise genutzt worden sind, weil in Nordrhein-
Westfalen das Studium aufgrund der schlechten 
Lehrbedingungen unkalkulierbar war und es – im 
Durchschnitt ein Semester – länger gedauert hat 
als zum Beispiel in Baden-Württemberg. Auch 
dadurch sind Kapazitäten belegt worden.  

Wir haben das verändert. Das Studium in Nord-
rhein-Westfalen ist schneller und besser gewor-
den. Die Hochschulen sind freier, eigene Schwer-
punkte zu setzen. Wir finanzieren zusätzliche 
Studienkapazitäten und räumen die Trümmer 
weg, die Sie uns im Bereich des Hochschulbaus 
hinterlassen haben. Das ist die neue Wissen-
schafts-, die neue Innovationspolitik in Nordrhein-
Westfalen.  

Für die FDP-Fraktion sichere ich der Landesregie-
rung, auch was die haushaltspolitischen Fragen 
angeht, die volle Unterstützung zu. – Schönen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Lindner. – Für Bündnis 90/Die Grünen er-
hält Frau Dr. Seidl das Wort. 

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Der Ausbau von Stu-
dienplätzen bis zum Jahr 2020 ist in der Tat die 
zentrale Aufgabe, die diese Landesregierung im 
Hochschulbereich zu bewältigen hat. Ich bin froh, 
dass diese Erkenntnis nun auch die FDP erreicht 
hat, auch wenn Herr Lindner offensichtlich den 
Zusammenhang mit der Schulzeitverkürzung und 
dem umstrittenen Schulgesetz noch immer nicht 
verstanden hat. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD – Zuruf von 
Christian Lindner [FDP]) 

– Aber nicht in dieser Form, Herr Lindner. – Für 
Herrn Minister Pinkwart ist das ohne Zweifel eine 
große Herausforderung, wenn man sich die De-
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mografie vor Augen führt. Wenn uns die Hoch-
schulrektorenkonferenz sagt, dass der jetzige 
Hochschulpakt nur ein Tropfen auf den heißen 
Stein ist, dann frage ich mich, wie Sie mit einer 
solchen Planung auf den Ansturm von Studieren-
den reagieren wollen, den uns der doppelte Abi-
turjahrgang im Jahr 2013 bescheren wird.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Denn nach Schätzungen der Hochschulrektoren-
konferenz sind bis zum Jahr 2020 etwa 
6 Milliarden € nötig, um die notwendigen Studien-
plätze in ausreichender Qualität zu schaffen. In 
Ihrem Topf – das haben Sie eben selber gesagt – 
sind aber bislang nur 450 Millionen €, die bis 2013 
reichen sollen.  

Da nützt es eben auch nicht, dass Sie jetzt Nebel-
kerzen zünden und mit der Verteilung von 10.000 
oder 11.000 Studienplätzen im Fachhochschulbe-
reich so tun, als ob das Problem damit gelöst sei. 
Der Aufstand der Fachhochschulen und deren Kri-
tik an Ihrem Konzept waren ja im Übrigen deut-
lich.  

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Aufstand?) 

– Ja, die Briefe sind ja überallhin verschickt wor-
den. Auch Sie haben einen bekommen, Herr 
Kuhmichel. – Ich kann den Rektoren nur zustim-
men: Die Gründung neuer Fachhochschulen ist 
nichts anderes als pure Leuchtturmpolitik. Ich 
kann ja verstehen, dass der Ministerpräsident ein 
hohes Interesse daran hat, kurz vor den Kommu-
nalwahlen im Ruhrgebiet noch einige Wahlkampf-
geschenke zu verteilen. Aber ich halte es für un-
verantwortlich, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
das auf Kosten der Steuerzahlerinnen und Steu-
erzahlen zu machen.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Denn Neugründungen sind die mit Abstand teu-
erste Form der Erweiterung des Hochschulbe-
reichs. Das sagt auch die LRK der Fachhochschu-
len. Das ist nun wahrlich keine Glaubensfrage. Mit 
dem Geld, das Sie hier symbolträchtig in neue 
Vorzeigeprojekte schießen, könnte man an beste-
henden Standorten ein Vielfaches der jetzt ver-
sprochenen 10.000 oder 11.000 Studienplätze 
schaffen. 

Sie loben hier einen Wettbewerb aus, Herr Minis-
ter Pinkwart, und wecken damit in ganz Nord-
rhein-Westfalen Begehrlichkeiten und Hoffnun-
gen. Dass Sie die alle erfüllen können, glauben 
Sie doch selber nicht. So eine Politik ist nichts an-
deres als unredlich und populistisch. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Natürlich unterstützen auch wir Grüne den Aus-
bau des Hochschulsystems, gerade in den struk-
turschwachen Regionen in NRW, aber statt neue 
Einrichtungen auf die grüne Wiese zu setzen, wä-
re eine Flexibilisierung der vorhandenen Struktu-
ren angesagt. Die Etablierung von Allianzen und 
Netzwerken zwischen den zahlreich vorhandenen 
Hochschulen – wir haben nun einmal das dichtes-
te Hochschulnetz in Europa – und Hochschulab-
teilungen steckt immer noch in den Kinderschu-
hen. Eine solche Kooperation würde die vorhan-
denen Ressourcen viel besser ausschöpfen. Ich 
zitiere: 

„Neue Studienplätze an vorhandenen Standor-
ten, die konzeptionell auf das Entstehen und 
die Stärkung von solchen Netzwerken ausge-
richtet sind, entsprächen aktuellen Erfordernis-
sen.“  

Dies sagt die LKR der Fachhochschulen.  

„Im Hinblick auf die Strukturförderung mache es 
viel mehr Sinn, statt neuer Hochschulen Trans-
fereinrichtungen und Einrichtungen für ange-
wandte Forschung und Entwicklung gezielt in 
strukturschwachen Gebieten zu etablieren, die 
an gut funktionierende Fachhochschulen ange-
bunden sind.“ 

Genau so ist das! 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Studienplatz-
frage wird das entscheidende hochschulpolitische 
Thema der nächsten zehn Jahre werden. Einer-
seits werden wir genug davon schaffen müssen, 
damit es für viele Schülerinnen und Schüler nach 
dem Abitur und nach der Fachhochschulreife kein 
böses Erwachen gibt.  

Andererseits werden wir diese Studienplätze quali-
tativ gut ausstatten müssen. Denn die in den letz-
ten Jahren auf den Weg gebrachten Reformen – 
insbesondere die Umstellung auf das konsekutive 
Bachelor-/Mastersystem – ziehen einen zusätzli-
chen Kapazitätsbedarf nach sich. Dieser wird im 
Gegensatz zum mittelfristig vorübergehenden 
Mehrbedarf, den wir jetzt durch die steigenden 
Studienanfängerzahlen aufgrund der doppelten A-
biturjahrgänge haben, langfristig bestehen. Es geht 
um die Verbesserung der Betreuung und um die 
Qualität der Lehre.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Minister Pinkwart, die Summe von 4.262 €, 
die Sie im Hochschulpakt für einen neugeschaffe-
nen Studienplatz ansetzen, liegt weit unter den 
tatsächlichen Kosten. Zum Vergleich: Ein Stu-
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dienplatz in Aachen kostet 10.533 €, an der Uni 
Bochum 7.942 €. Im Mittel aller Hochschulen kos-
tet ein Studienplatz in Nordrhein-Westfalen 
9.108 €. Das ist quasi das Doppelte der von Ihnen 
angesetzten Summe. Das, womit Sie jetzt Rekla-
me machen, sind Billigstudienplätze. Diese Sum-
me wollen Sie insbesondere für die MINT-Fächer 
ausgeben, die bekanntlich – siehe Hochschule 
Aachen – viel teurer sind.  

Wahrscheinlich gehen Sie folgendermaßen vor: 
Ich habe soundso viel Geld, brauche soundso vie-
le Studienplätze, und das passt dann schon. Was 
nicht passt, wird passend gemacht. Herr Pinkwart, 
Sie sind hier nicht auf einem Basar!  

Wenn ich mich recht erinnere, war es erklärtes 
Ziel, die Abbrecherquote in den neuen Studien-
gängen zu senken und die Qualität der Lehre zu 
verbessern. Im Augenblick sieht die Welt an den 
Hochschulen allerdings anders aus – auch nach 
drei Jahren schwarz-gelber Regierungszeit. Se-
minarplätze werden aufgelöst, Sprechstunden fin-
den nicht statt, und die Studierenden sitzen in ü-
berfüllten Hörsälen auf der Fensterbank. Um das 
Raumproblem zu lösen, entstehen neuerdings 
aus Studiengebühren finanzierte Seminargebäu-
de, zum Beispiel auf dem Bonner Venusberg.  

Zu Recht wird immer wieder die Frage gestellt, 
Herr Minister Pinkwart: Müssen ausgerechnet die 
Studierenden die Unterfinanzierung der Hoch-
schulen ausbügeln? – Dass dies der Fall ist, kriti-
siert sogar das wirtschaftsliberale Centrum für 
Hochschulentwicklung. Ich zitiere eine Aussage 
von Herrn Müller-Böling aus einem Artikel der 
„TAZ“ vom 6. Mai 2008: 

„Wer Gebühren bezahlt, sollte sofort eine Ver-
besserung spüren.“ 

Ein nicht unerheblicher Teil der Gebührengelder 
fließt in den Ausfallfonds zur Absicherung der 
Studienkredite und in die Bürokratie. Das eigentli-
che Ziel – die Verbesserung der Lehre – bleibt 
aber auf der Strecke.  

All dem schaut diese Landesregierung tatenlos 
zu. Statt hier zu handeln, sieht sich der Wissen-
schaftsminister als eine Art Ombudsmann der 
Studierenden. Ich zitiere noch einmal aus dem Ar-
tikel der „TAZ“ vom 6. Mai 2008, in dem Herr Mi-
nister Pinkwart sagt: 

„Wo jemand einen Missbrauch sieht, da soll er 
ihn melden.“ 

In den Ohren der Studierenden wird das äußerst 
zynisch klingen.  

Von der Politik wird verständlicherweise erwartet, 
dass sie Verantwortung übernimmt. Dazu gehört, 
dass endlich klare Kriterien, wofür die Gebühren 
verwendet werden sollen, aufgestellt werden. 
Wenn das Geld der Studierenden nicht aus-
schließlich für definierte Zwecke der Lehre ver-
wendet werden muss, dann wird es immer wieder 
im System versickern.  

Ihre Privat-vor-Staat-Ideologie ist eine Politik der 
Verantwortungslosigkeit, Herr Minister Pinkwart. 
Wenn es darauf ankommt, können Sie sich natür-
lich immer wunderbar auf die Hochschulfreiheit 
zurückziehen. Aber die Studierenden und die 
Menschen im Land werden Sie an den Ergebnis-
sen messen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es ist auch Ihr ganz persönliches Versagen, dass 
weniger junge Menschen aus bildungsfernen 
Schichten ein Studium aufnehmen, dass wir jetzt 
einen deutlichen Rückgang ausländischer Studie-
render verzeichnen und dass sich die Bedingun-
gen an den Hochschulen trotz Studiengebühren 
nicht spürbar verbessern. 

Im Rahmen der Exzellenzinitiative fließt öffentli-
ches Geld ausschließlich in die Forschung. Voll-
ständig unberücksichtigt bleibt bei der Exzellenz-
initiative – so, wie sie bisher angelegt ist – die 
zweite Säule der Wissenschaft: die wissenschaft-
liche Lehre. Wir haben schon mehrfach gesagt: 
Wir wollen, dass frühzeitig sichergestellt wird, 
dass die Exzellenzförderung in der Lehre ab 2011 
als weitere Förderlinie integriert wird. Denn Ihr Po-
litikansatz, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
Schwarz-Gelb, dass sich die Studierenden die 
Qualität in der Lehre an den Hochschulen durch 
Studiengebühren erkaufen sollen, während in die 
Forschung zusätzliche öffentliche Mittel fließen, ist 
schlichtweg ein Skandal.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Deshalb sollten Sie bei der heutigen Regierungs-
erklärung lieber etwas gedämpfter auftreten, Herr 
Lindner. Erstens sind die von Ihnen angekündig-
ten Milliarden für die notwendige bauliche Sanie-
rung der Hochschulen noch reines Wunschden-
ken. Zweites gibt es bei den Lehrenden und Stu-
dierenden derzeit so viel Unruhe und Missstim-
mung über Ihre vermeintliche Hochschulfreiheits-
politik, dass Euphorie nicht angesagt ist. – Herzli-
chen Dank.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 
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Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Dr. Seidl. – Für die CDU-Fraktion hat jetzt Herr 
Dr. Brinkmeier das Wort. 

Dr. Michael Brinkmeier (CDU): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Bei der bisherigen Debatte fiel an einigen Stellen 
ein erhöhter Lautstärkepegel auf. Lautstärke ist in 
parlamentarischen Debatten – wie wir alle wissen – 
durchaus nichts Ungewöhnliches. Sie ist entweder 
darauf zurückzuführen, dass man emotional sehr 
berührt oder aber schlicht im Unrecht ist. Letzteres 
scheint im Rahmen dieser Debatte insbesondere 
für die SPD zu gelten.  

(Beifall von der CDU) 

Ich möchte auf einige Behauptungen vonseiten 
der Opposition aus SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen eingehen.  

Frau Dr. Seidl, Sie haben eben von einem Auf-
stand der Fachhochschulen gesprochen. – Ich 
habe keinen Aufstand erlebt. Wir haben von den 
Fachhochschulen Stellungnahmen bekommen, 
und wir haben mit den Fachhochschulen gespro-
chen. Einen Aufstand hat es aber nicht gegeben. 

Ich bitte um Verständnis für die Position der 
Fachhochschulen. Es ist doch nachvollziehbar, 
dass die schon existierenden Fachhochschulen 
zusätzliche Studienplätze am liebsten bei sich 
selbst sehen würden. Das ist eine aus Sicht der 
schon existierenden Fachhochschulen nachvoll-
ziehbare Position. Unsere Position ist es jedoch, 
dass es zusätzlicher Studienplätze durch Neu-
gründungen bedarf. Diese von Herrn Minister 
Pinkwart hier vorgestellte Position unterstützen 
wir ausdrücklich.  

Die von Ihnen angemahnten Allianzen und Ko-
operationen im Hochschulbereich existieren be-
reits. Sie werden gerade durch die infolge unserer 
Hochschulgesetzgebung geschaffenen neuen 
Rahmenbedingungen ermöglicht. Es ist doch of-
fensichtlich, dass zum Beispiel die Allianz der U-
niversitäten im Ruhrgebiet gerade erst durch das 
Hochschulfreiheitsgesetz zustande gekommen ist, 
nicht trotz des Hochschulfreiheitsgesetzes.  

(Beifall von der CDU) 

Das widerlegt ganz klar Ihre Behauptung, Frau 
Dr. Seidl, dass es zu wenige Kooperationen gibt.  

Dann haben Sie, Frau Dr. Seidl, gefordert, es 
müsse mehr Kriterien für die Studienbeiträge ge-
ben, die von der Politik festgelegt werden. – Das 
ist doch wieder nur ein Beispiel für das Streben 
nach mehr Bürokratie, die von der Politik, von der 

Exekutive und meinetwegen von der Legislative 
gefordert wird. Das ist Ihre Einstellung. Die Grü-
nen scheinen da den Hochschulen deutlich zu 
misstrauen.  

Ich halte es für richtig, dass man den Hochschu-
len, die die Studienbeiträge erheben, die Verant-
wortung zuspricht, darüber zu befinden und für 
Transparenz zu sorgen. Wir als Politik werden das 
sicherlich genau beobachten und Gesetzesver-
stöße entsprechend sanktionieren. Das ist unsere 
Rolle, und so ist auch unser Rollenverständnis.  

Zu Ihnen, lieber Herr Kollege Schultheis! – Mir fiel 
– nicht nur bei der kleinen Kohledebatte, bei der 
Sie gezeigt haben, dass Sie von der Wahrheit 
weit entfernt sind, sondern auch bezüglich Ihrer 
Milchmädchenrechnung betreffend die Studien-
plätze – auf, dass Sie wirklich nicht rechnen kön-
nen. SPD non calculat! Das ist immer Ihr Problem 
gewesen, und das wird auch dauerhaft Ihr Prob-
lem bleiben.  

(Karl Schultheis [SPD]: Sind das nun Anfän-
ger- oder Studienplätze?) 

– Ja, das sind echte Studienplätze. Entsprechend 
so viele Studierende werden dann auch an den 
Hochschulen sein. Sie wollen das Ganze nur 
kleinreden; das ist Ihr einziges Ziel, lieber Herr 
Kollege Schultheis. So viele Studierende werden 
dann an den Hochschulen und dort auch glücklich 
sein. Wenn Sie dann noch die Großeltern ein-
rechnen, dann frage ich mich, warum Sie als der 
Weisheit letzten Schluss nicht auch noch die Ur-
großeltern einbezogen haben!  

(Karl Schultheis [SPD]: Das können Sie er-
rechnen!) 

Es ist also unglaublich, mit welchen Milchmäd-
chenrechnungen Sie ins Parlament gehen. Sie 
sollten ein bisschen ernster und dezidierter spre-
chen. Wir können das gerne noch bei vielen Ge-
legenheiten hier im Plenum und auch im Aus-
schuss erörtern.  

(Karl Schultheis [SPD]: Sind das nun Anfän-
ger- oder Studienplätze?) 

Zum Thema Wettbewerb! – Grüne und SPD ha-
ben gleichermaßen sinngemäß gesagt: Solch ein 
Wettbewerb ist ja ganz schlimm.  

(Dr. Ruth Seidl [GRÜNE]: Nein, nein!) 

Bei einem Wettbewerb gewinnen nur wenige und 
viele verlieren. – Was ist das denn für eine Aus-
sage? Beschweren Sie sich demnächst auch 
noch bei anderen Wettbewerben, dass es Verlie-
rer gibt? Wenn man in einen Wettbewerb eintritt, 
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dann weiß man von vornherein, dass man nicht 
unbedingt gewinnen wird; sonst wäre es kein 
Wettbewerb.  

(Beifall von der CDU) 

Sie haben wohl etwas gegen einen Wettbewerb. 
Vielleicht haben Sie ja noch nie bei einem Preis-
ausschreiben gewonnen.  

(Karl Schultheis [SPD]: Nein, überhaupt 
nicht!) 

Es ist also unglaublich, was Sie hier vortragen! 
Bei einem Wettbewerb müssen Sie davon ausge-
hen, dass man eben nicht gewinnt.  

Die Gespräche, die ich landauf, landab geführt 
habe, zeigen mir, dass alle bereit sind, in den 
Wettbewerb einzusteigen. Ein Wettbewerb hat 
nämlich einen zusätzlichen positiven Nebenas-
pekt.  

Ich will Ihnen ein Beispiel geben, das vor zehn 
Jahren aktuell war; das war der Bio-Regio-
Wettbewerb. Auch dieser Wettbewerb – bei dem 
auch nur drei gewinnen konnten; am Ende waren 
es aufgrund eines Sondervotums sogar vier – ist 
vom damaligen Bundesminister Herrn Rüttgers 
ausgelobt worden. Bei diesem Bio-Regio-
Wettbewerb haben sich aber weitaus mehr Regi-
onen als die vier Gewinner beworben. Am Ende 
haben aber alle etwas gemacht. Wettbewerb be-
wegt doch etwas im Land, und das ist doch viel 
besser, als wenn Sie durch Ihre alte Politik von 
oben dekretieren, dass es nur dieses oder jenes 
sein kann.  

Wir wollen diesen Wettbewerb ausdrücklich. Die 
Kommunen, die Wirtschaft und die Beteiligten 
wollen diesen Wettbewerb auch. Ich darf Ihnen 
prophezeien: Selbst diejenigen, die am Ende nicht 
den Zuschlag für das eine oder andere erhalten, 
werden sich trotzdem bemühen und schauen, was 
erreichbar ist. Es besteht ein sehr positives Ver-
hältnis zu allen Beteiligten, und das fördert nicht 
zuletzt die Kooperationen.  

(Zuruf von Karl Schultheis [SPD]) 

– Weil Sie gerade dazwischenrufen, nenne ich Ih-
nen noch ein Beispiel: Einige Kommunen haben 
gesagt: Wir stellen in jedem Fall etwas auf die 
Beine. Wenn wir den Wettbewerb gewinnen, kön-
nen wir was richtig Großes machen. Aber wir wol-
len auf jeden Fall etwas machen. – Das regt die 
Mitarbeit und das Nachdenken an. Das ist nur zu 
unterstützen; denn Nachdenken, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, hat noch niemandem gescha-
det. Deshalb wird man auch in den Wettbewerb 
gehen.  

Dann noch einmal zu dem netten Thema „Studien-
beiträge“ oder „Studiengebühren“, wie es in ande-
ren Bundesländern heißt und wie Sie es auch nen-
nen; denn Gebühren sind – so Ihre Mentalität – ja 
etwas, was in den Orkus gekippt wird. Man kann 
schon fast dankbar sein – ich formuliere es einmal 
zynisch –, dass die Beschlusslage in Hessen so ist, 
wie sie nun ist. Wir werden demnächst sicherlich 
eine riesige Völkerwanderung von Nordrhein-
Westfalen nach Hessen erleben, weil die Studie-
renden dort jetzt umsonst studieren können und die 
Studienbedingungen so toll sind! – Warten wir mal 
diese Völkerwanderung ab. Ich bin sehr gespannt 
auf die Zahlen. 

Ich glaube, dass sich der große Unterschied zwi-
schen der Qualität eines Studiums an Hochschu-
len in Nordrhein-Westfalen und der Qualität von 
Studiengängen etwa in Hessen oder Rheinland-
Pfalz, wo Studienbeiträge nicht erhoben werden, 
sehr bald herausstellen wird. Das können wir ger-
ne erörtern. 

Wir sind damals in den Landtagswahlkampf 2005 
sehr offensiv hineingegangen mit der Ankündi-
gung: Wir wollen Studienbeiträge. – Sie haben 
dies abgelehnt mit den Worten: Wir wollen sie 
nicht. – Wir hatten keine Angst, Beiträge zu for-
dern, und haben dann so entschieden. Von daher 
haben wir an der Stelle kein Problem. 

Im Übrigen, Herr Schultheis: Vor einigen Monaten 
fand eine Anhörung zu diesem Thema im Aus-
schuss statt. Mir ist Ihre rhetorische Zappelei noch 
sehr gut vor Augen, als die Hochschulen sehr klar 
zum Ausdruck gebracht haben, wie gut Studien-
beiträge sind. Und dann mussten Sie einräumen: 
Ja, natürlich, wenn wir sie abschaffen, werden wir 
das gegenfinanzieren. – Darüber kann ich nur la-
chen. Haben Sie uns denn einmal erklärt, woher 
Sie das Geld nehmen wollen, außer über höhere 
Verschuldung? – Das ist wieder Verrat an der jün-
geren Generation. Da befinden Sie sich immer 
wieder im selben Schema: SPD non calculat! 

(Beifall von CDU und FDP) 

Zu den Grünen und dem Thema Studienbeiträge! 
Willkommen im Club, Frau Dr. Seidl! Wenn Sie in 
Hamburg mit uns zusammengehen, machen Sie 
das mit. Wenn Sie in Hessen dabei sind, dann 
gehen Sie mit der SPD und den Linken. Übrigens: 
Das, was vor allem Sie, liebe SPDler, betreiben, 
ist ein gefährliches Spiel; Herr Kuhmichel hat das 
eben schon angesprochen. Es ist ja nicht so, dass 
Sie jetzt nur mal so mit den Linken zusammen 
gestimmt haben; das entspricht offensichtlich, wie 
gesagt, Ihrer inneren Einstellung. Vielmehr sind 
Sie den Linken in Hessen ganz konkret nachge-
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laufen. Und das, was Sie da treiben, ist wirklich 
ein sehr gefährliches Spiel.  

Ich zitiere einmal aus der „Süddeutschen Zeitung“ 
von heute eine wichtige Feinheit, anhand derer 
man sieht, auf was sich die SPD mit den Linken 
einlässt: 

„Selbst auf den Gesetzes-Passus der Zwangs-
exmatrikulation, wenn Studierende keine 
Scheine machen, musste die Hessen-SPD we-
gen der Linken verzichten. So vertritt sie im 
Vergleich zu anderen Landesverbänden ein ex-
trem radikales Gratis-Studienmodell.“  

Sie sind also den Linken gefolgt, nicht etwa, dass 
die Linken der SPD gefolgt wären. Das ist wohl 
Ihre politische Tendenz. 

(Carina Gödecke [SPD]: Würden Sie zur 
Kenntnis nehmen, dass wir im nordrhein-
westfälischen und nicht im Hessischen Land-
tag debattieren?) 

Wir werden das an diesem und anderen Beispie-
len in der politischen Argumentation sehr dezidiert 
weiter darstellen. 

Zusammengefasst: Wir sind dankbar, dass die 
Landesregierung diese Initiative auf den Weg ge-
bracht hat. Wir werden sie aktiv unterstützen. Das 
ist gut für Nordrhein-Westfalen und gut für die 
Studierenden und auch für die Hochschulen. 
NRW wird sicher das führende Land in Sachen 
Studium und Lehre in Deutschland sein. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Brinkmeier. – Herr Witzel, Sie hätten noch 
49 Sekunden. Müssen Sie die in Anspruch neh-
men? 

(Ralf Witzel [FDP]: Ja!) 

– Aber da Sie das Präsidium aufgefordert haben, 
bei der Einhaltung der Redezeiten besonders auf 
Genauigkeit zu achten, werde ich das jetzt bei Ih-
nen zum ersten Mal tun. 

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren!  

(Marc Jan Eumann [SPD]: Eins, zwei, drei, 
vier …) 

Das ist sehr freundlich. Mir ist eine Bemerkung 
sehr wichtig, und zwar die regionalpolitische Be-
deutung für die Innovationsfähigkeit und für den 
Strukturwandel. Natürlich ist das auch ein aus-
drückliches Ziel dieses Programms. Das zeigt 

auch der Wettbewerb, eine nachhaltige Regional-
entwicklung in Gang zu setzen. Sie werden ver-
stehen, dass gerade ich als Abgeordneter des 
Ruhrgebiets ein hohes Interesse daran habe, 
dass wir mehr Projekte dieser Art bekommen, weil 
wir hier für den Strukturwandel zukunftsfähig tätig 
werden, statt veraltete Strukturen zu beleben.  

Wenn Sie zum Beispiel an die Bemühungen im 
Ruhrgebiet zur Etablierung eines neuen Standor-
tes für Gesundheitswirtschaft denken, wäre dort 
eine Fachhochschule für Gesundheitsberufe eine 
große Bereicherung.  

(Beifall von der FDP) 

Deshalb fordere ich insbesondere alle Kommunen 
des Ruhrgebietes auf, sich zu bewerben. Der 
Qualitätswettbewerb wird insgesamt landesweit 
positive Ergebnisse mit sich bringen. Auch das 
stellen wir uns unter Innovationsfähigkeit in der 
Wissenschaftspolitik vor. – Vielen Dank.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege. – Jetzt hat der fraktionslose Abgeordnete 
Sagel das Wort. Bitte schön.  

Rüdiger Sagel*) (fraktionslos): Sehr geehrte Da-
men und Herren! Herr Präsident! In Hessen ha-
ben wir von der Linken dafür gesorgt, dass die 
Studiengebühren wieder abgeschafft werden.  

(Lachen von der CDU) 

Auch in NRW werden wir in zwei Jahren dafür 
sorgen, dass das hier der Fall ist.  

(Lachen von Ursula Doppmeier [CDU])  

Wir von den Linken – ganz im Gegensatz zu Ih-
nen von der neoliberalen Koalition – verstehen 
Hochschule weiter als öffentliche Aufgabe. Ent-
sprechend muss auch die Finanzierung ausse-
hen. Denn das ist der zentrale Punkt. Die Finan-
zierung der Hochschulen und der Bildungssyste-
me insgesamt muss durch höhere Spitzensteuern, 
höhere Erbschaft- und Vermögensteuern und hö-
here Unternehmensteuern erfolgen und nicht 
durch Studiengebühren.  

Unser Ziel ist es, Studienplätze zu schaffen, 
Chancengleichheit zu fördern und die Hochschu-
len gut auszustatten. Die Realität sieht aber so 
aus, dass die Hochschulen immer maroder wer-
den, Personal abgebaut wird. Es fehlen mindes-
tens 5 Milliarden €.  

Die Zielvorstellung von FDP-Minister Pinkwart 
entspricht dem amerikanischen Hochschulsystem 



Landtag  04.06.2008 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/92 
 

 

 

10895

mit einer Hochschullandschaft mit einigen weni-
gen Spitzenuniversitäten mit Ausbildungsangebo-
ten für den Nachwuchs der Reichen und Besser-
verdienenden und mit der – in ganz unterschiedli-
cher Qualität vorhandenen – großen Masse von 
Hochschulen für die große Masse der Studieren-
den; letztlich alles privat finanziert, versteht sich. 
Das ist ihr neoliberales Modell von Hochschulpoli-
tik. 

Noch verschärft wird dies, indem die Masse der 
Studierenden in verschulte Bachelor-Studiengän-
ge gedrängt wird und nur noch eine quotenmäßig 
festgelegte kleine Gruppe zu einem Masterstudi-
um mit wissenschaftlichem Anspruch zugelassen 
wird.  

Dies ist das Modell der Landesregierung, das vom 
Bertelsmannschen Centrum für Hochschulent-
wicklung und dem Stifterverband für die Deutsche 
Wissenschaft aufgenötigt wird. Die Wissenschaft 
und nicht die Politik! Die Krake Bertelsmann gibt 
die Hochschulleitlinie vor. Das ist die Realität, die 
wir in Nordrhein-Westfalen erleben. Das lässt sich 
mit dem nordrhein-westfälischen Hochschulfrei-
heitsgesetz sogar schwarz auf weiß belegen.  

Ende 2005 veröffentlichte der Gütersloher Think-
Tank von Bertelsmann „Zehn CHE Anforderungen 
an ein Hochschulfreiheitsgesetz für Nordrhein-
Westfalen.“ In diesen Anforderungen finden sich 
teilweise sogar bis in den Wortlaut hinein die 
Formulierungen wieder, die der nordrhein-westfä-
lische FDP-Minister Pinkwart ohne jede politische 
Debatte in seiner Partei, geschweige denn im 
Landtag, kurze Zeit später auf einer Pressekonfe-
renz als seine eigenen Eckpunkte des geplanten 
Hochschulfreiheitsgesetzes vorstellte. – Das ist 
die Realität, die wir hier vorfinden.  

Wir erleben, dass – nach einer Sozialerhebung 
des Deutschen Studentenwerkes – von 100 Kin-
dern hoher sozialer Herkunft 84 der Übergang in 
die gymnasiale Oberstufe und 74 ein Studium ge-
lingt. Doch von 100 Kindern unterer sozialer Her-
kunft gelingt nur 33 der Übergang in eine weiter-
führende Schule, und nur noch acht überwinden 
tatsächlich die Hürde, um ein Studium aufzuneh-
men. Das ist die Realität, die wir hier haben. Es ist 
das Gegenteil von Chancengleichheit, es ist das 
Gegenteil von Bildungsgerechtigkeit. Was Sie hier 
machen, ist ein sozial unerträglicher, bildungspoli-
tischer Skandal.  

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Sagel. – Jetzt hat für die Landesregierung 
noch einmal Herr Minister Pinkwart das Wort.  

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innova-
tion, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Lassen Sie mich auf einige Aspekte der 
Debatte eingehen.  

Zunächst, liebe Frau Seidl: Ich habe nicht ver-
standen, wie Sie in dem Kontext der Schaffung 
neuer Fachhochschulstudienplätze in Nordrhein-
Westfalen den Begriff des Populismus einführen 
konnten. Das ist mir völlig unbegreiflich.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich halte diesen Vorwurf, das sei populistische 
Politik, für zynisch.  

(Beifall von der FDP) 

Ich halte ihn für zynisch jenen gegenüber, die sich 
jetzt schon nach der Ankündigung des Minister-
präsidenten, dass wir auf diesem Gebiet etwas 
tun wollen, vielfach beworben haben. Wir sehen 
doch die Nachfragen. Reden Sie doch mit den 
Menschen in den Regionen des Landes! Seit Mo-
naten gibt es große Anstrengungen in den Regio-
nen, wo die Menschen zusammenarbeiten: Schul-
rektoren, Vertreter der Wirtschaft, Eltern, Kommu-
nalvertreter, Landtagsabgeordnete – im Übrigen 
von allen Fraktionen –, die sehr intensiv darum 
bemüht sind, für ihre Regionen eine bessere Aus-
gangslage zu erreichen.  

All diese Anstrengungen werden von Ihnen als 
Populismus bezeichnet. Da kann ich nur sagen: 
Das ist zynisch denen gegenüber, die etwas für 
die Zukunft des Landes erreichen wollen.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Auch zynisch – und das sage ich mit Blick auf 
Herrn Schultheis – ist die Debatte, wie sie von der 
SPD-Fraktion geführt worden ist. – Von Herrn Sa-
gel will ich gar nicht sprechen. Zu der Frage, was 
denn von dem sozial sein soll, was Sie hier an-
kündigen, fällt einem ja sowieso nichts mehr ein.  

(Zuruf von Rüdiger Sagel [fraktionslos]) 

Ich halte es für zynisch, wie Sie hier die Pläne des 
Landes zum Ausbau der Fachhochschulmöglich-
keiten im Parlament begleiten. Denn wenn Sie es 
damit ernst meinten, dass wir mehr jungen Men-
schen aus bildungsfernen Familien endlich eine 
faire Chance auf eine akademische Berufsausbil-
dung geben, … 

(Rüdiger Sagel [fraktionslos]: Sie machen 
das Gegenteil!) 

– Herr Sagel, Sie waren doch schon im letzten 
Landtag dabei und haben die Versäumnisse mit 
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zu verantworten. Das alles haben Sie doch nicht 
hingekriegt. Das zeigt die Statistik. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Jetzt begeben wir uns daran und schaffen neue 
Perspektiven, damit auch die endlich im Land 
einsteigen können, die Sie ausgegrenzt haben. 
Das ist nämlich die Lebenswirklichkeit. Und das 
setzen Sie in Hessen noch fort!  

Lieber Herr Brinkmeier, Sie haben aus der „Süd-
deutschen“ eine ganz wichtige Passage zitiert. Ich 
möchte eine weitere aus der „Süddeutschen Zei-
tung“ von heute mit Blick auf die Entscheidung 
von Hessen von gestern  

(Beifall von Rüdiger Sagel [fraktionslos]) 

– bevor Sie klatschen, Herr Sagel – hinzufügen:  

„Es ist jedenfalls unverständlich, was sozial 
daran sein soll, wenn man die Steuerzahler, in 
ihrer Mehrheit lauter kleine Leute, dazu ver-
pflichtet, anderen ein Dauerstudium oder noch 
eine zusätzliche zweite akademische Ausbil-
dung zu bezahlen. Wenn es denn richtig ist, 
dass ein Studium Schutz bietet gegen Arbeits-
losigkeit, sollte es als sozial gelten, allen Stu-
denten ein Studium in gebührender Zeit zu er-
möglichen. Schließlich verursachen lange Stu-
dienzeiten nicht nur hohe Kosten für den Staat, 
sondern sie verschlechtern auch die Aussichten 
der Studenten auf eine gute Anstellung.“ 

(Beifall von CDU und FDP) 

Genau das ist der Punkt. Wir machen das Studi-
um wieder berechenbar. Wir verkürzen die Stu-
diendauer. Die Absolventenquote ist im vergan-
genen Studienjahr um eine zweistellige Größen-
ordnung gestiegen. 

(Zuruf von Rüdiger Sagel [fraktionslos]) 

Meine Damen und Herren, für uns ist die Hoch-
schule kein Wartesaal. Es ist eine Einrichtung, in 
der sich Leistungsorientierung am Ende auch 
auszahlt, und zwar für alle, die sich in der Hoch-
schule anstrengen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Dann möchte ich Ihnen, Frau Seidl, zurufen: Ich 
hätte gerne einmal Ihre Haltung gehört, die Hal-
tung der Fraktion der Grünen zu dem, was Ihre 
Kolleginnen und Kollegen in Hessen beschlossen 
haben. Ich möchte gerne wissen, liebe Frau 
Löhrmann, ob Sie in Nordrhein-Westfalen auch 
beabsichtigen, dass den Studierenden, die inner-
halb einer gewissen Zahl von Semestern keinerlei 
Scheine absolvieren, trotzdem alle Vergünstigun-

gen, die die Hochschulen für Studierende auf 
Kosten der Gemeinschaft bereitstellen, auch dau-
erhaft zur Verfügung gestellt werden sollen. Ich 
hätte hierzu gerne einmal von Ihnen gehört, wie 
Sie sich Studium vorstellen.  

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Denn das ist doch eine Frage: Wie gehen wir mit 
dem kostbaren Gut Bildung um? Wir wollen, dass 
mehr junge Menschen dieses kostbare Gut be-
kommen, und zwar in einer Weise, dass sie ihre 
Talente auch wirklich zur Entfaltung bringen. 

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Dazu gehört Zweierlei: einmal, dass Schulen und 
Hochschulen sich so darauf einstellen, dass Leh-
rerinnen und Lehrer, Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer ihr Bestes geben, aber auch, 
dass wir Rahmenbedingungen setzen, damit 
Schülerinnen und Schüler, Studentinnen und Stu-
denten ihrerseits ihr Bestes einbringen – im eige-
nen Interesse, aber auch im Interesse der ande-
ren Menschen dieses Landes, nicht zuletzt der 
Schwächsten.  

Denn eines möchte ich hier einmal festhalten – 
und das zeigt die „Welt“ auf der Titelseite: Es gab 
noch nie so gute Karrierechancen für Studierende 
in Deutschland. 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Das hat aber 
nichts mit Ihnen zu tun, Herr Pinkwart!) 

Wer hier ein Studium für sich in Anspruch nimmt 
und erfolgreich ausfüllt, bekommt vom Gemein-
wesen einen hohen, zusätzlichen Startvorsprung 
vor anderen. Wir erwarten, dass er das wiederum 
in den Dienst der Gemeinschaft stellt, indem er 
das dann auch so intensiv für sich in Anspruch 
nimmt und gestaltet, dass er etwas zurückgeben 
kann von dem, was das Gemeinwesen bereitstellt, 
damit wir für diejenigen, die auf Hilfe angewiesen 
sind, als Sozialstaat das leisten können, was dau-
erhaft notwendig ist. Deswegen habe ich kein 
Verständnis dafür, dass Sie sich offensichtlich 
nicht nur für ein kostenloses, ein Null-Preis-
Studium, sondern für ein Studium ohne Anstren-
gung entscheiden wollen. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das ist ja lä-
cherlich! Absolut lächerlich!) 

Das ist ein Weg, der zu einem Hochschulsozia-
lismus mit Mangelwirtschaft führt  

(Beifall von CDU und FDP) 

statt zu einer sozialen Marktwirtschaft, die am En-
de die Schwächsten im Blick ihrer Politik hat. 
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(Marc Jan Eumann [SPD]: Das ist Populis-
mus, Herr Minister!) 

– Nein, das ist genau die Alternative. In Hessen 
haben Sie sie aufgemacht. Das ist offensichtlich 
Ihre Welt. 

(Beifall von Rüdiger Sagel [fraktionslos]) 

Wir stellen dem die andere Alternative der besse-
ren sozialen Ergebnisse entgegen. Daran wollen 
wir uns auch messen lassen. 

Es ist jemand angetreten, der meint, Freiheit und 
Sozialismus in diesem Land in irgendeiner Weise 
zusammenbringen zu können. Ich sage Ihnen 
ganz klar: Wenn damit – wie hier deutlich wird – 
gemeint ist, es könne eine Freiheit von Verantwor-
tung durch Sozialismus möglich werden, dann 
stellen wir dem den Freiheitsbegriff zur Verant-
wortung entgegen. 

(Beifall von CDU und FDP – Zuruf von Sylvia 
Löhrmann [GRÜNE]) 

Diejenigen, die die Freiheit hier in Anspruch neh-
men und einen Studienplatz in höchster Qualität 
erhalten, haben auch die Verantwortung,  

(Rüdiger Sagel [fraktionslos]: Ihre Freiheit ist 
die Freiheit der Besserverdienenden!) 

für sich und das Land daraus das Beste zu ma-
chen. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister Pinkwart. – Ich glaube, ich habe es richtig 
gesehen, dass Frau Dr. Seidl von der Redezeit, 
die sie hat, noch etwas nutzen möchte. Bitte, Sie 
haben das Wort. 

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Minister Pinkwart, 
um auf Sie zu reagieren: Ich glaube, ich muss es 
noch deutlicher auf den Punkt bringen, damit wir 
uns hier im politischen Raum verstehen. Neue 
Hochschulen machen sich zwar gut als Wahl-
kampfgeschenke an die Kommunen; sie taugen 
aber nicht zur Lösung der Probleme unserer Bil-
dungslandschaft. 

(Rudolf Henke [CDU]: Das ist unterirdisch 
platt!) 

Deshalb sagen wir: Wir brauchen nicht 10.000, 
sondern 50.000 neue Studienplätze bis 2020. 
Wenn wir den prognostizierten Fachkräftemangel 
wirklich ernst nehmen, dann müssen wir in Köpfe 
und nicht in Strukturen investieren. Natürlich un-
terstützen auch wir den Ausbau der MINT-Fächer 

und auch den Aufbau von akademischen Ausbil-
dungsplätzen für Pflegekräfte und Ergotherapeu-
ten. 

(Rudolf Henke [CDU]: Alles Wahlkampf!) 

Das haben wir immer schon gesagt. Doch hierfür 
eigens neue Hochschulen zu gründen, die erst in 
zehn Jahren wirklich effektiv arbeiten werden, ist 
unseriöse Symbolpolitik.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dann ist der Berg der Studierenden, der jetzt an-
steht, schon längst wieder zurückgegangen. 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Sie haben gar 
nichts gemacht!) 

Bauen Sie stattdessen die bestehenden Hoch-
schulen aus und vernetzen Sie die Standorte! 
Verbinden Sie damit – auch das sagen wir sehr 
deutlich – ein Konzept zur ökologischen Sanie-
rung im Rahmen der notwendigen Baumaßnah-
men! Das wäre energiepolitisch sinnvoll und vor 
dem Hintergrund des Klimawandels auch eine In-
vestition in die Zukunft.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen von Schwarz-
Gelb, trotz mehrfacher Aufforderung haben Sie 
und Ihre Landesregierung auch heute die Chance 
verpasst, ein schlüssiges Konzept vorzulegen, um 
die Herausforderungen des doppelten Abiturjahr-
ganges zu bewältigen. Das genau ist Ihr Defizit: 
Ihnen fehlt nämlich die vorausschauende und 
verantwortungsvolle Planung.  

Das fängt bei der Schulzeitverkürzung, dem so-
genannten Turbo-Abitur, an. Hier regiert bereits 
jetzt das Chaos an den Gymnasien: keine Ent-
schlackung der Lehrpläne, kein sinnvoller Ganz-
tagsunterricht, keine vernünftige Pausenregelung, 
kein warmes Mittagessen in der Schule, dafür a-
ber reichlich Druck und Stress bei den Hausauf-
gaben.  

Dann, nach dem Abitur im Jahre 2013, kommt die 
nächste vorhersehbare Katastrophe:  

(Beifall von den GRÜNEN) 

ein zusätzlicher Ansturm von Bewerberinnen und 
Bewerbern nicht nur auf die Hochschulen, son-
dern auch auf den Arbeits- und vor allem den 
Ausbildungsmarkt in Nordrhein-Westfalen. 

Ich sage das jetzt noch einmal, obwohl wir, wie 
Sie wissen, schon lange dabei sind, diese Forde-
rung zu stellen. Seit 2006 haben wir Grüne Sie 
aufgefordert, zu handeln. Bis heute liegt aber 
nach wie vor kein stimmiges Gesamtkonzept die-
ser Landesregierung vor.  
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Es fehlen zusätzliche Mittel für eine bessere Aus-
stattung des aktuellen Hochschulpaktes. Es feh-
len strukturelle und organisatorische Maßnahmen 
für zusätzliche Studienplätze und zum Beispiel für 
eine andere Struktur des Lehrpersonals; auch das 
haben wir Ihnen vorgeschlagen. Es fehlen konkre-
te Vereinbarungen mit dem Bund zu einem Hoch-
schulpakt II, und es fehlt vor allem ein Maßnah-
menplan, um dem Ansturm auf Ausbildungsplätze 
im Jahre 2013 zu begegnen. Es fehlt dieses ge-
samte Konzept. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Landesre-
gierung muss endlich aktiv werden. Zünden Sie 
keine Nebelkerzen, und setzen Sie keine neuen 
Fachhochschulgründungen in die Welt. Es bleibt 
allerdings nicht mehr viel Zeit, Herr Minister Pink-
wart, dies zu tun. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Dr. Seidl. – Jetzt hat wieder Herr Minister Pink-
wart das Wort. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innova-
tion, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Liebe Frau Seidl, ich möchte aufgrund Ihrer Ein-
wendungen doch noch einmal Folgendes deutlich 
machen, obwohl ich es bereits dargelegt habe: 
Sie haben 50.000 zusätzliche Studienplätze für 
das nächste Jahrzehnt gefordert. Ich habe Ihnen 
im Rahmen meiner Unterrichtung vorgetragen, 
dass wir mit dem Kabinettsbeschluss „Hochschul-
pakt 2020“ rund 65.000 zusätzliche Studienplätze 
für das nächste Jahrzehnt bereitstellen. 

Einen Teil werden wir durch die Erweiterung vor-
handener Fachhochschulen um neue Abteilungen 
sowie durch den Bau neuer Fachhochschulen 
realisieren. Den anderen Teil, nämlich 135.000 
Studienanfängerplätze, werden wir schaffen, in-
dem wir den Hochschulpakt II fortschreiben. Die 
Vereinbarung mit dem Bund und den anderen 
Ländern – die Rahmenbedingungen sind schon 
gestellt – liegt vor. 

Ich habe darüber hinaus deutlich gemacht, dass 
wir bis zur Bundestagswahl mit dem Bund und 
den anderen Ländern – wie im Übrigen im Staats-
vertrag verabredet – auch diesen Teil ausfüllen 
wollen. Insofern verstehe ich Ihnen Vorwurf über-
haupt nicht, wir hätten das nicht vorbereitet. Nein, 
im Gegenteil: Wir als Land Nordrhein-Westfalen 
sind darauf vorbereitet, erwarten jetzt allerdings, 
dass der Bund seinerseits die seinerzeit einge-
gangene Verpflichtung erfüllt, und dann können 
wir auch diesen Teil hervorragend bewältigen. 

Sie haben gesagt, mit dem neuen Fachhoch-
schulbau seien wir erst in zehn Jahren so weit. 
Frau Seidl, vielleicht erinnern Sie damit an die Ar-
beit Ihrer Vorgängerregierung, die Sie mit gestellt 
haben, wenn Sie so lange Zeiträume im Kopf ha-
ben. Wir wollen da etwas ehrgeiziger herangehen. 
Dass das gelingt, haben wir in Nordrhein-
Westfalen gesehen, als seinerzeit die von CDU 
und FDP getragene Bundesregierung im Rahmen 
des Bonn-Berlin-Ausgleichs zusammen mit dem 
Land Nordrhein-Westfalen die aus heutiger Sicht 
letzte Neugründung einer Fachhochschule hier in 
Nordrhein-Westfalen realisiert hat, nämlich die der 
Fachhochschule Bonn-Rhein-Sieg. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister, ges-
tatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn 
Schultheis? 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innova-
tion, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Ja, gerne. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön. 

Karl Schultheis*) (SPD): Herr Minister, Sie und 
auch Ihr Kollege Witzel haben eben die Bedeu-
tung der Fachhochschulen gerade für die regiona-
le und strukturelle Entwicklung herausgestellt. Wir 
teilen diese Auffassung, die sich auch daran able-
sen lässt, dass Nordrhein-Westfalen die meisten 
Fachhochschulen mit den meisten Studierenden-
plätzen in der Republik hat. Ich frage Sie, ob Sie 
vor dem Hintergrund, dass Sie jetzt neue Standor-
te ausweisen wollen, endlich bereit sind, eine 
Standortgarantie für die bestehenden Standorte in 
Nordrhein-Westfalen auszusprechen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte, Herr Minister. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innova-
tion, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Erst einmal freue ich mich, Herr Schultheis, dass 
Sie zumindest in Ihrer Frage, die Sie jetzt formu-
liert haben, anerkennen, dass es richtig ist, dass 
wir die Fachhochschulen in Nordrhein-Westfalen 
ausbauen. Das ist ein sehr gutes Signal. Und Sie 
erkennen an, dass das sowohl für die künftigen 
Studierenden als auch für die Regionen, in denen 
die Fachhochschulen errichtet werden, von Vorteil 
sein wird. Das ist sehr zu begrüßen. 

Da wir eine wachsende Zahl von Studierenden 
vor unseren Augen haben – Frau Seidl hat es e-
ben eindrucksvoll angemahnt –, haben wir es 
längst in unsere Planung aufgenommen. Die 
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135.000 Studienanfängerplätze im nächsten Jahr-
zehnt, 

(Karl Schultheis [SPD]: Danach habe ich gar 
nicht gefragt! Beantworten Sie meine Frage!) 

die wir nicht durch Neubau bereitstellen können, 
wollen wir aus dem vorhandenen Hochschulsys-
tem schöpfen, indem wir zusätzliches Geld hin-
eingeben. 

Im Übrigen habe ich auch das gesagt, Frau Seidl: 
Wir geben allein dafür 2,5 Milliarden € aus. Von 
diesen 135.000 Studienanfängerplätzen werden 
50 %, also rund 70.000, auf die vorhandenen 
Fachhochschulen entfallen. Lieber Herr Schult-
heis, das heißt doch, dass sich deren Existenzfra-
ge gar nicht stellt. Im Gegenteil: Auch die vorhan-
denen Fachhochschulen werden im nächsten 
Jahrzehnt 

(Karl Schultheis [SPD]: Das ist nicht meine 
Frage! Das ist generell!) 

einen richtigen Schub erfahren müssen, damit sie 
diese zusätzlichen Studienanfänger aufnehmen 
können. Insofern besteht überhaupt keine Not-
wendigkeit, von Garantien zu reden. 

(Lachen von Karl Schultheis [SPD]) 

Vielmehr sehen wir zu, dass sich die vorhandenen 
Fachhochschulen kräftig weiterentwickeln und 
dass neue hinzukommen werden. 

Jetzt möchte ich auf die Fachhochschule Bonn-
Rhein-Sieg eingehen, weil mir dies sehr wichtig 
ist, Frau Seidl. Wenn Sie die damalige Planung 
und Umsetzung verfolgt haben, so wissen Sie, 
dass es nicht zehn Jahre gedauert hat. Die Fach-
hochschule Bonn-Rhein-Sieg hat vielmehr sehr 
schnell ihren Studienbetrieb aufgenommen. Paral-
lel zur Klärung der bau- und planungsrechtlichen 
Fragen bis hin zur Neuerrichtung des Campus 
fand Lehrbetrieb statt, für den damals die Stadt 
Sankt Augustin eine Übergangsliegenschaft be-
reitstellte. 

Deshalb wird Teil des Wettbewerbs sein: Die Re-
gionen, die sich jetzt bewerben, müssen nicht nur 
deutlich machen, dass sie nicht erst in fünf oder 
zehn Jahren mit dem Studienbetrieb beginnen 
wollen, sondern durch entsprechende Liegen-
schaften belegen, dass dort sofort begonnen wer-
den kann. 

(Karl Schultheis [SPD]: Das sind vier Jahre!) 

Dann haben wir mit einem Fünf-Jahres-Vorlauf so 
viel Vorlauf, wie es ihn für eine kraftvolle Hoch-
schulpolitik in Nordrhein-Westfalen selten gab. – 
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister Pinkwart. – Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, sodass 
ich die Aussprache über die Unterrichtung der 
Landesregierung, die heute erteilt worden ist, 
schließe. 

Ich rufe auf: 

2 Aktuelle Stunde  
Warum schweigt Landwirtschaftsminister 
Uhlenberg zu den Forderungen und zum 
Lieferstopp der Milchbauern? 

Antrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/6899 

In Verbindung mit: 

Versorgungskrise durch Streik der Milch-
bauern 

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/6901 

Ich eröffne die Aussprache und erteile Herrn 
Remmel für die erste antragstellende Fraktion das 
Wort. Bitte schön, Herr Remmel. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Alle Kol-
leginnen und Kollegen, die eben vor der Tür des 
Landtags waren, haben etwas von der Stimmung 
auffangen können: Es brennt im Land Nordrhein-
Westfalen. Es brennt in Deutschland. Die Milch-
bauern sind im Aufstand. Es geht darum, dass sie 
faire Preise für gute Arbeit fordern. Dieses Thema 
finden wir zurzeit auf allen Titelseiten der Zeitun-
gen. Daher ist es gut und richtig, dass wir uns 
heute hier im Landtag damit beschäftigen und un-
sere Solidarität mit dem Kampf der Bauern für fai-
re Preise ausdrücken. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD)  

Aber man fragt sich: Wo ist da unser Landwirt-
schaftsminister? Die Ginsterbüsche können gar 
nicht so schnell wachsen, wie der Minister neue 
Büsche sucht, um sich dahinter zu verstecken. 

Dass wir keinen Umweltminister haben, haben wir 
schon länger festgestellt. Wir haben aber immer 
geglaubt, für die Interessen der Bauern gäbe es 
einen Minister in diesem Land, und dafür würde er 
sich auch intensiv einsetzen. Nach meinem Ein-
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druck steht der Minister in dieser Frage aber eher 
auf der Seite der Einzelhandelskonzerne und 
nicht auf der Seite der Bauern. Wenn die Bauern 
im Lande Milch wegschütten – das machen sie 
nun wirklich nicht gerne –, wenn Zufahrten von 
Molkereien blockiert werden, wenn ihnen das 
Wasser bis zum Hals steht, dann fragt man sich: 
Welche Meinung hat eigentlich die Landesregie-
rung in dieser Frage? Die letzte Pressemitteilung 
des Umweltministeriums stammt vom 29. April. 

Wenigstens der Bundeslandwirtschaftsminister 
hat seine Solidarität erklärt. Wenn man das Inter-
view des Ministers in WDR 5 von vor zwei Tagen 
nachvollzieht, ist das beileibe keine Solidaritätser-
klärung. Darin wird von einzelbetrieblicher Förde-
rung gesprochen. Dann wird an die Beteiligten 
appelliert, sich zu einigen. Es ist doch eine Bank-
rotterklärung, wenn es keine politische Forderung 
der Landesregierung, dieses Ministers gibt, wie 
die Milchpreise in Zukunft zu gestalten sind. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Es ist doch eine Lachnummer, wenn als Lösungs-
vorschlag an erster Stelle die Förderung der 
Schulmilch genannt wird. 

Es geht darum, dass wir uns die Gesamtsituation 
auf dem Markt anschauen. Weltweit können wir 
feststellen, dass die Nahrungsmittelpreise steigen, 
insbesondere auch die für Milch und Milchproduk-
te. Auch in Deutschland sind die Preise in den 
letzten Jahren gestiegen. Begründet werden die 
Preissteigerungen mit einer erhöhten Nachfrage. 
Kurzfristig stieg auch der Preis, den die Bauern 
für ihre Milch erhielten. Allerdings war diese Stei-
gerung weit geringer als die Zunahme der Preise 
für Nahrungsmittel im Einzelhandel. 

Im März hat dann die EU-Kommission die europä-
ische Milchquote um 2 % angehoben. Schon zu-
vor hat sie die Superabgabe um die Hälfte ge-
senkt. Beides hat offensichtlich dazu geführt, dass 
ein Überangebot am Markt herrscht. So ist jeden-
falls an der Anzahl der Kühe in 2007 zu erkennen, 
die in Nordrhein-Westfalen das erste Mal seit 
20 Jahren gestiegen ist, dass es hier eine falsche 
Anreizförderung durch die EU gegeben hat. Diese 
neue Marktsituation nutzen die Molkereien, nutzt 
der Einzelhandel kategorisch aus. Die Preise sind 
auf einem historischen Tiefstand angelangt. Aus-
gelöst wurde die Preiskrise durch die Molkerei 
Müller, die Dumpingpreise gegen die Bauern 
durchgesetzt hat. 

Man kann also feststellen, dass der Milchmarkt in 
einem höchsten Maße gestört ist. Wie ist das bei 
gleichzeitig hoher Nachfrage möglich? Auch in 
Deutschland zahlt der Endverbraucher mehr für 

die Milch, aber das kommt bei den Bauern nicht 
an. Offensichtlich liegt die Macht hier eindeutig bei 
den Einzelhandelskonzernen, und zwar bei weni-
gen, die den Bauern dauerhaft die Preise diktieren 
können. Es geht eben nicht darum, zwei Ver-
tragspartnern zu sagen: Einigt euch! Es geht dar-
um, Marktbedingungen, politische Rahmenbedin-
gungen so zu gestalten, dass die Bauern tatsäch-
lich ein faires und gutes Auskommen haben. 

Warum ist der Minister eigentlich – dann kommt 
man vielleicht zum Kern der Sache – so schweig-
sam, während seine früheren Berufskollegen auf 
der Straße kämpfen? Es gibt nur eine plausible 
Antwort: Die Landesregierung will über niedrige 
Milchpreise eine Marktbereinigung. Die kleinen, 
oft im Mittelgebirge ansässigen Milchbauern sol-
len verschwinden, damit für Großbetriebe Platz 
gemacht wird. Weltmarktfähigkeit ist das Stich-
wort. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das Motto „Wachse oder weiche!“ ist offensicht-
lich die Handlungslinie der Landesregierung. 

(Zuruf von der CDU: Unverschämtheit!) 

Dazu passt dann auch, dass Herr Minister Uhlen-
berg die Abschaffung der Milchquote fordert. Man 
muss sich das einmal vorstellen. Ein solcher Auf-
stand bei einer Steigerung der Milchquote um 2 % 
in Europa, in Deutschland, in Nordrhein-West-
falen. Was wird denn passieren, wenn die Milch-
quote abgeschafft wird? Die Preise werden dann 
bei 20, vielleicht bei 15 Cent liegen. Das sind 
Preise, die nur noch Großbetriebe halten können. 
Das wird dann tatsächlich zu einem massenhaften 
Sterben gerade der bäuerlichen Landwirtschaft 
führen. 

Es geht nicht darum, bestimmte Förderungen von 
Produktionen in den Mittelpunkt zu stellen, son-
dern darum, dass die Bauern am Markt auf glei-
cher Augenhöhe mit den Abnehmern handeln 
können. Der Minister muss endlich darlegen, wie 
das für Nordrhein-Westfalen geregelt werden soll, 
gerade für die benachteiligten Mittelgebirgsregio-
nen. Da ist in der Vergangenheit eher das Gegen-
teil passiert. Das Festmistprogramm wurde abge-
schafft, die Grünlandförderung deutlich reduziert. 
Wie soll die Zukunft für die mittelständische bäu-
erliche Landwirtschaft gerade in Nordrhein-
Westfalen aussehen? Ist die Perspektive tatsäch-
lich die Aufforstung dieser gewachsenen Kultur-
landschaft, wenn die Betriebe dann letztlich ver-
schwinden? Darauf gibt der Minister keine Ant-
wort. 
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Die Aktionen der Milchbauern zeigen, dass wir ei-
ne Diskussion über die Neuordnung am Agrar-
markt brauchen. Die Kappung der Beihilfen gera-
de für Großbetriebe ist ein erster richtiger Schritt. 
Angesichts der gestiegenen Agrarpreise können 
die Großbetriebe ohne staatliche Unterstützung, 
ohne Subventionen leben. Wir brauchen aber 
auch endlich eine ehrliche Debatte darüber, was 
wir und welche Leistungen die öffentliche Hand 
von der Landwirtschaft fordern, welche Unterstüt-
zung wir den Bauern geben, um am Markt beste-
hen zu können. Genau das will der Umweltminis-
ter offensichtlich nicht.  

Wir fordern Sie heute auf: Herr Uhlenberg, seien 
Sie kein Minister für bestimmte Teile der Bauern, 
sondern ein Landwirtschaftsminister für alle Bau-
ern!  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Remmel. – Für die zweite antragstellende 
Fraktion, die SPD, hat Frau Watermann-Krass 
das Wort. Bitte schön. 

Annette Watermann-Krass (SPD): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor-
gestern konnte ich mir auf der Kundgebung des 
BDM, des Bundesverbands Deutscher Milchvieh-
halter, selbst ein Bild davon machen, wie die 
Stimmung bei den Milchbauern und der Molkerei 
Humana im Kreis Warendorf ist. Dieser bislang 
einmalige Milchstreik hat es geschafft, in allen 
Medien auf das Problem unserer Bauern auf-
merksam zu machen. Selbst Herr Möllers, Vorsit-
zender des Deutschen Landwirtschaftsverbands, 
hat dies den Bauern auf der Kundgebung aner-
kennend zugestehen müssen.  

Nur zögerlich hat sich der Bauernverband dieser 
Forderung des BDM angeschlossen. Deshalb war 
der Applaus für den Verbandsvertreter auf der 
Veranstaltung auch sehr verhalten. 

Unser Landwirtschaftsminister Uhlenberg, der 
sich sonst immer für seine Landwirte einsetzt, 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Danke!) 

hat zu dieser Aktion noch gar nichts gesagt, son-
dern am 29. April eine gemeinsame Presseerklä-
rung mit den beiden Landwirtschaftsverbänden 
zur linearen Verteilung der Milchquote herausge-
bracht. Als eines der ersten Bundesländer war 
NRW für die Abschaffung der Milchquote. Als der 
Preis dann im letzten Jahr stieg, wurde die Milch-
quote erhöht. Diese Erhöhung durch die EU ließ 
die Preise fallen. Dieser Mechanismus treibt die 

Bauern in den jetzt herrschenden Streik. Die 
deutschen Milchbauern, vor allem die zu 48 % 
beim BDM organisierten Bauern schätzen ihre 
Lage richtig ein. Helfen können sie sich nur selbst. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Bevor ihre Existenz in Gefahr ist, sehen die 
Milchbauern nur noch eine Möglichkeit, den 
Milchstreik. Sie wollen mit ihrer Milch die Molke-
reien und den Handel unter Druck setzen. Sie 
wollen, dass die Milch nun knapp wird und dass 
dadurch die ersten Gespräche mit Molkereien und 
Lebensmittelhandel stattfinden. Diese haben in-
zwischen stattgefunden.  

Herr Uhlenberg, hier sind Sie nun gefordert. Wo 
stehen Sie? Wollen Sie dem Konflikt weiter zu-
schauen? Sie betonen immer wieder, dass Sie im 
ständigen Dialog mit den Landwirten stehen. Aber 
was haben Sie dabei schon erreicht? Sie können 
nicht in die Märkte eingreifen, aber Sie können 
sich als Vermittler und Moderator anbieten. Was 
haben Sie unternommen? Hier ist endlich eine 
klare Position des Landwirtschaftsministers gefor-
dert. 

Milch ist keine Cola. Milch ist ein Naturprodukt mit 
Reinheitsgarantie. Es ist das Produkt einer Kuh. 

(Minister Oliver Wittke: Donnerwetter! – Wei-
tere Zurufe) 

Je schonender der Landwirt bei der Herstellung 
dieses Produktes verfährt, desto teurer ist seine 
Produktion, desto teurer ist am Ende der Liter 
Milch. Dagegen ist das Erfrischungsgetränk eine 
Mischung aus Zuckerwasser und Geheimrezep-
tur, nur ein Gegenstand, mit dem eine Menge 
Geld verdient wird.  

In der Einkaufspraxis der großen Lebensmittelket-
ten und Discounter und auch mancher großer 
Molkereien wird dieser Unterschied zwischen die-
sen Produkten auch nicht gesehen. Es geht um 
Mengen, Margen und Märkte. Deshalb sind die 
Preise, die die Milchbauern zurzeit für das Pro-
dukt ihrer Milchkühe bekommen, nicht kostende-
ckend. 

Wir müssen klar machen: Was ist uns der Liter 
Milch wirklich wert? Sind die jetzt geforderten 
Milchpreise für alle Standorte, auch für die Mittel-
gebirgslagen, ausreichend? Oder braucht eine 
flächendeckende Landwirtschaft dafür gezielte 
Landesförderprogramme? Welche Perspektiven 
haben Sie für die Milchwirtschaft in Nordrhein-
Westfalen? 

Bei gestiegenen Futter- und Energiekosten und 
vor allem bei extrem verteuerten Preisen für Dün-
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ger ist die Forderung der Bauern, 43 Cent pro Li-
ter Milch, verständlich. Für eine vierköpfige Fami-
lie wäre dies eine Belastung von 1 € pro Woche. 
Eine Flasche Cola weniger, und der höhere Preis 
für die Milch wäre bezahlt. Dies wäre für die Fami-
lie gesünder und für die Bauern existenzsichernd. 

(Beifall von der SPD) 

Die Forderungen der Milchbauern nach fairen 
Preisen sind berechtigt. Die Verbraucher und 
Verbraucherinnen haben ein großes Interesse 
daran, dass ihre Milch von mittelständischen Bau-
ern produziert und regional verarbeitet wird. Und 
sie sind bereit, die Landwirte dafür zu entlohnen, 
dass sie zum Erhalt der Kulturlandschaft beitra-
gen. Modellprojekte wie die Ihnen sehr wohl be-
kannte Molkerei Upländer zeigen eindeutig, dass 
Verbraucher bereit sind, einen Preisaufschlag zu 
zahlen, wenn dieser direkt bei den Milchbauern 
ankommt.  

Wir erwarten von Ihnen, Herr Minister, dass Sie 
sich in diesen Fragen als wirklicher Landwirt-
schaftsminister positionieren und auch agieren. 
Wir fordern ein Rezept für eine nachhaltige Milch-
produktion in Nordrhein-Westfalen. Dies gilt vor 
allem auch wegen der neuen Reformvorschläge 
der EU-Kommission. Die Milchbauern in Nord-
rhein-Westfalen brauchen eine Perspektive, wie 
die Milchproduktion nach einem Wegfall der 
Milchquote im Jahr 2015 gesichert werden kann. 
Denn eins ist klar: Der Übergang in den freien 
Milchmarkt braucht unsere ganze Aufmerksamkeit 
und auch kritische Begleitung. – Danke für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Watermann-Krass. – Für die CDU-
Fraktion erhält das Wort der Herr Abgeordnete 
Ortgies. 

Friedhelm Ortgies (CDU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Als gelernter 
Landwirt – vor vielen Jahren hatte ich auch einmal 
einen Milchvieh haltenden Betrieb – verstehe ich 
sicherlich den Zorn und die Aufregung meiner Be-
rufskollegen, der Milchviehhalter. Einen derartigen 
Proteststurm hat es lange nicht gegeben, einen 
Proteststurm, der im wahrsten Sinne des Wortes 
an die Substanz, an die Existenz der Betriebe 
geht. Und die spontane Reaktion der hier anwe-
senden Landwirte – wir haben gerade vor der Tür 
des Landtages mit einigen Betroffenen diskutiert – 
zeigt auch die Entschlossenheit der Milchviehhal-
ter. 

Wir hatten im letzten Jahr ein kurzfristiges Hoch 
bei den Milchpreisen. Ich erinnere an Äußerungen 
aus den Reihen der Opposition, als Sie sich da-
mals große Sorgen um die Versorgung der Bevöl-
kerung machten, damit auch lange noch billige 
Nahrungsmittel zu kaufen seien. Wir haben da-
mals gehofft, dass die Zeit der billigen Nahrungs-
mittel nun endlich vorbei ist und dass die Landwir-
te dauerhaft einen kostendeckenden Preis erhal-
ten. Das hat sich leider nach nur wenigen Mona-
ten als Fehlschluss erwiesen.  

Der Handel hat die erstbeste Gelegenheit genutzt, 
aufgrund höherer Anlieferung die Preise rigoros 
zu drücken. Kann sich jemand hier im Raum vor-
stellen, was es heißt, dass quasi über Nacht die 
Milchpreise um ca. 30 % gedrückt wurden? Mol-
kereien senkten den Abgabepreis um 16 Cent. 
Der Handel hat 12 Cent weitergegeben an die 
Verbraucher, 13 Cent hat er sich schon einmal in 
die Tasche gesteckt. Das bedeutet nicht eine Ein-
kommensminderung um 30 %, das bedeutet 
schlichtweg für die meisten Betriebe einen Rück-
gang auf null oder sogar ins Minus. Die Betriebe 
verdienen nichts mehr. Die Landwirte können ihre 
Familien kaum noch ernähren, und sie können 
auch nicht mehr investieren. – Und das bei einer 
täglichen Arbeit im Stall und im Melkstand an 
365 Tagen im Jahr – auch an Heiligabend, Weih-
nachten und Neujahr!  

Wer von uns, welcher Beschäftigte würde sich so 
etwas gefallen lassen? Eine 40-Stunden-Woche 
und sechs Wochen Urlaub sind für Landwirte 
traumhafte Vorstellungen. Deswegen wundere ich 
mich über die Tendenz der Anträge von Rot-Grün, 
die heute beraten werden. Das wichtigste Anlie-
gen der Grünen scheint zu sein, dem Umwelt- und 
Landwirtschaftsminister wieder einmal etwas ans 
Zeug zu flicken. Das stand obenan. Ich werde das 
gleich noch vertiefen.  

(Beifall von der CDU – Svenja Schulze 
[SPD]: Das ist die Rolle der Opposition!) 

Die größte Sorge der SPD ist anscheinend, dass 
die Verbraucher zu viel für Milch bezahlen sollen 
und dass die Versorgung nicht gesichert sei. Sie 
argumentieren völlig an den eigentlichen Interes-
sen vorbei.  

Meine Damen und Herren, die Politik kann nicht – 
erst recht nicht die Landespolitik – landwirtschaft-
liche Erzeugerpreise bestimmen. Das wissen alle 
Beteiligten; das wissen auch die Menschen, die 
heute demonstrieren. Wir können die Rahmenbe-
dingungen verbessern und wir wollen uns dafür 
stark machen, dass diese Verbesserung der 
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Rahmenbedingungen auch in Berlin und vor allen 
Dingen in Brüssel ankommt.  

Dieser Landwirtschaftsminister hat in den ersten 
drei Jahren seiner Regierungszeit mit der Unter-
stützung der Fraktionen von CDU und FDP die 
Rahmenbedingungen für die landwirtschaftlichen 
Betriebe verbessert. Wir haben erst einmal dafür 
gesorgt, dass die ideologische Verblendung der 
Vorgängerregierung – besonders der ehemaligen 
Ministerin – seit drei Jahren der Vergangenheit 
angehört.  

(Beifall von CDU und FDP – Svenja Schulze 
[SPD]: Dann wird jetzt demonstriert, weil sich 
alles verbessert hat?) 

– Frau Schulze, es hat keine Zukunft, an Idealvor-
stellungen der guten alten Zeit festzuhalten, wie 
sich das manche wünschen und wie das in Kin-
derbüchern der 60er-Jahre steht. Das passt nicht 
zusammen. 

(Svenja Schulze [SPD]: Es ist schön, dass 
Sie Milch als konservativ bezeichnen!) 

Gleichzeitig Lebensmittel für Billigmacher der Na-
tion zu halten, passt auch nicht dazu.  

Wir haben uns immer zu einer unternehmerisch 
arbeitenden Landwirtschaft bekannt. Wir haben 
dafür – ich komme zu unseren Unterstützungs-
maßnahmen für die natürlichen Grünlandgebiete, 
für die Mittelgebietsbereiche und für die benach-
teiligten Gebiete – besondere Fördermaßnahmen 
ohne Scheuklappen beschlossen.  

Wir sind massiv – ich betone das ausdrücklich un-
ter dem Eindruck der Diskussion, die wir eben vor 
der Tür geführt haben – gemeinsam gegen die 
Quotenerhöhung der EU angegangen, die letztlich 
der Auslöser der jüngsten Preissenkungen war. 
Leider hat sich eine andere Mehrheit durchge-
setzt. Die Befürchtung eines Preisrückganges, die 
viele hatten, ist wahr geworden.  

Ich begrüße ausdrücklich, dass sich der Landtag 
heute mit dem Milchbauernstreik befasst. Aller-
dings sind die Vorwürfe an den Minister absurd. 
Den Vorwurf von Herrn Remmel, wir wünschten 
eine Marktbereinigung, halte ich schlichtweg für 
eine Unverschämtheit.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Kein Minister hat sich so für den landwirtschaftli-
chen Berufsstand eingesetzt wie Eckhard Uhlen-
berg. Herr Remmel, ich erinnere mich noch an Ih-
re hämischen Kommentare vor ein bis zwei Jah-
ren, in denen der Minister vor allen Dingen als 

Lobbyist der Landwirtschaft von Ihnen regelrecht 
verhöhnt worden ist.  

(Ministerin Christa Thoben: Verhöhnt! – Hei-
terkeit von der Regierungsbank) 

Meine Damen und Herren, die Fraktionen von 
CDU und FDP haben volles Verständnis für den 
Lieferboykott, der den Betroffenen nicht helfen 
wird. Das wissen sie; vielleicht können das auch 
manche Kolleginnen und Kollegen schon nicht 
mehr hören.  

Ich glaube: Erzeuger, Verbände und Politik müs-
sen zusammen versuchen – das unterstreiche ich 
ausdrücklich –, das Mengenproblem in den Griff 
zu bekommen: zu viel Milch, in anderen Berei-
chen zu viel Fleisch, ein zu hohes Angebot ist ein 
Hindernis für angemessene Preise. Hieran muss 
solidarisch gearbeitet werden. Es gibt interessan-
te Vorschläge aus den Reihen der Milchviehhal-
ter. Es wird schwer; das weiß ich. 

Noch einige Worte zur viel diskutierten Milchquo-
te, die ab 2014/2015 abgeschafft werden soll: Ich 
glaube nicht, dass diese Diskussion hilft, wenn 
sich einige große und sehr große Milchproduzen-
ten nicht dafür interessieren.  

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 

Ich erinnere daran, dass sich die Milchpreise auch 
mit der Quote in fast allen Jahren auf einem nied-
rigen, teilweise ruinösen Niveau befanden. Ich 
glaube und hoffe, dass die jetzige Aktion der 
Landwirte endlich einmal der Abnehmerseite die 
Augen öffnet. Wenn Molkereien und Handelsun-
ternehmen Nahrungsmittel immer wieder als 
Lockmittel zu Dumpingpreisen anbieten, ist das 
der eigentliche Skandal.  

Dieses Signal ist schon jetzt durch den Lieferboy-
kott in der Öffentlichkeit angekommen. Dieser Er-
folg darf nicht unterschätzt werden. Die Medien 
und die Verbraucher sind mehrheitlich aufseiten 
der Bauern. Ich hoffe, sie werden das auch bei 
ihren Kaufentscheidungen sein. Ein Skandal ist, 
dass es in Deutschland europaweit die niedrigsten 
Lebensmittelpreise bei gleichzeitigen Milliarden-
gewinnen von ALDI, Lidl usw. gibt. Das ist unmo-
ralisch gegenüber Erzeugern und Verbrauchern.  

Die Balance scheint aus dem Ruder geraten zu 
sein. Es kann und darf nicht sein, dass ein ganzer 
Berufsstand vor die Hunde geht, weil der Handel 
den Milchüberhang für die Ausweitung seiner 
Gewinnspanne rigoros ausnutzt. Milcherzeuger, 
Molkerei und Handel sollten diesen Protest nutzen 
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und sich gemeinsam an den Verhandlungstisch 
setzen – im Sinne aller! – Herzlichen Dank.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Ortgies. – Für die FDP-Fraktion spricht 
Herr Kollege Ellerbrock.  

Holger Ellerbrock (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir alle kämpfen mit hohen 
Energiepreisen. Wir haben über EEG, Kraft-
Wärme-Kopplung und Ökosteuer diskutiert. Die 
Landwirte sind doppelt betroffen: nicht nur direkt 
in ihren Betrieben, sondern auch bei den Dünge-
mitteln, auf die sich diese hohen Energiepreise 
auswirken. Ich kann den Frust der Landwirte ver-
stehen, dass keine leistungsgerechten Preise ge-
zahlt werden. Das ist unbefriedigend und kann so 
nicht weitergehen. Ich habe Verständnis für die 
Forderung der Landwirte nach leistungsgerechten 
Preisen.  

Meine Damen und Herren, es gibt drei Partner: 
die Landwirte, die Molkereien und der Handel. Für 
die FDP kann ich sagen: Wir haben überhaupt 
kein Verständnis dafür, dass die Gespräche jetzt 
erst zögerlich anfangen, bislang aber ohne Er-
gebnis geblieben sind.  

Mich erstaunt, dass der Handel erst jetzt ge-
sprächsbereit ist. Mich erstaunt mehr noch, dass 
die Molkereien Termine verschieben. Mich er-
staunt noch mehr, dass die Geschäftsführer der 
Molkereien, die auf der Gehaltsliste der Milchbau-
ern stehen, die Gespräche verschieben.  

An dieser Stelle sind die Milchbauern aufgefor-
dert, mit ihren eigenen Angestellten eine deutliche 
Sprache zu sprechen und dem Geschäftsführer 
der Molkerei zu sagen, wo die Milchkanne steht, 
von der er abhängig ist. Das müssen die Milch-
bauern tun und machen sie, glaube ich, auch. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Meine Damen und Herren, die Öffentlichkeit ist 
durch die Demonstrationen problembewusst ge-
worden. Das ist gut so. Die Bevölkerung hat auch 
Sympathie für die Landwirte. Das ist noch besser. 
Aber – das sage ich auch ganz bewusst gegen-
über den Landwirten, die draußen demonstrieren 
–: Vorsicht, nicht den Bogen überspannen! Das 
könnte nämlich die Solidarität zwischen den 
Verbrauchern und den Landwirten existenziell ge-
fährden. 

In diesen Tagen beginnt die UN-Welternährungs-
konferenz. Dort wird darüber diskutiert, wie 
850 Millionen Menschen, die hungern, in Brot ge-

bracht werden können. Meine Damen und Herren, 
es ist einfach nicht zu vermitteln, dass Landwirte 
Lebensmittel vernichten, während anderswo Hun-
ger herrscht. Das ist einfach eine Tatsache. 

(Beifall von der FDP) 

Die Landwirte sind schlecht beraten, wenn sie auf 
PR-Manager hören und von einer tollen Aktion 
sprechen. Ich halte es für unverantwortlich und 
letztendlich für unmoralisch, wenn Lebensmittel 
vernichtet werden. Das muss aufhören! 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich habe Verständnis 
für die Blockade von Molkereien, um Zorn zu zei-
gen. Das darf aber nicht in Nötigung ausarten. Es 
gibt nämlich viele Leute, die anliefern wollen, viel-
leicht auch aus ethischen Gründen, weil sie nicht 
hinnehmen wollen, Lebensmittel zu vernichten. 
Man muss zugestehen, dass solche Blockaden 
einen schweren Eingriff in die Berufs- und Bewe-
gungsfreiheit bedeuten. Solche Art von Gewalt ist 
nicht Art der Landwirtschaft. Ich bin froh, dass die 
Landwirte selbst das erkannt haben. 

Als Verbraucher müssen wir uns fragen, ob es 
richtig sein kann, Menschen um ihr Lebensmittel 
Milch in Unruhe zu versetzen, dass Familien 
Angst haben, Milch zu bekommen. Kann es – das 
empfinde ich als noch gravierender – richtig sein, 
dass Versorgungsengpässe für Schulmilch kon-
struiert werden? Schulkinder sind doch die Kun-
den von morgen. 

Ich habe auch wenig Verständnis dafür, dass 
Landwirte selbst Regale leer kaufen und dann 
zeigen, dass die Regale leer sind, während man 
natürlich auch sagen muss, dass viele Landwirte 
die so in den Supermärkten gekaufte Milch an Ta-
feln spenden und Kindergärten weitergeben. Das 
ist zwar eine gute Sache; wir müssen aber vor-
sichtig sein und dürfen den Bogen an dieser Stelle 
nicht überspannen. 

Meine Damen und Herren, für die FDP sage ich: 
Unser Leitbild ist der unternehmerische Landwirt. 
Wir sagen Nein zu einem dirigistischen Eingriff, 
wie ihn Frau Höhn jetzt etwa mit dem EU-
Milchausgleichsfonds fordert. Wir wissen alle 
noch um die Milchseen und Butterberge. So et-
was soll doch keine fröhlichen Urständ feiern. 

Wir sagen: Landwirte solidarisiert euch, ihr seid 
eigenverantwortlich handelnde Unternehmer! 
Schließt euch zusammen! Ihr habt das Recht, mit 
dem Handel und vor allen Dingen mit den Molke-
reien auf Augenhöhe zu verhandeln. Klärt aber 
zuerst das eigene Gebiet ab! Klärt die Angele-
genheit mit den Molkereien! Es kann nicht richtig 



Landtag  04.06.2008 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/92 
 

 

 

10905

sein, dass man euch so in den Rücken fällt. – 
Schönen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Ellerbrock. – Für die Landesregierung 
spricht Herr Minister Uhlenberg. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich verstehe den Unmut unserer Milcherzeuger 
und unterstütze ausdrücklich die Forderung nach 
einem fairen Preis, um die Existenz unserer 
Milchviehbetriebe in Nordrhein-Westfalen und 
darüber hinaus zu sichern. 

Im Laufe der letzten Jahre war es Praxis der Dis-
counter, Milch verbilligt abzugeben, sozusagen 
als Lockmittel unter Einstandspreis einzusetzen, 
um über diesen Weg andere Produkte zu verkau-
fen. Der Milchpreis wurde künstlich nach unten 
gedrückt, um die Verbraucherinnen und Verbrau-
cher in die Geschäfte zu holen. Dieser Weg ist 
nicht akzeptabel. 

(Beifall von der CDU) 

Ich sehe, was die Preisdiskussion angeht, ein 
breites Verständnis bei den Verbraucherinnen und 
Verbrauchern, die heimische Landwirtschaft wol-
len. Die Menschen wissen, dass dies nur dann 
gewährleistet ist, wenn unsere Bauern ein ausrei-
chendes Einkommen erwirtschaften. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die De-
batte, die zurzeit geführt wird, ist nicht nur für un-
sere Bauern in Nordrhein-Westfalen wichtig, son-
dern genauso wichtig für 18 Millionen Verbraucher 
in Nordrhein-Westfalen. Wenn die 8.000 Milch-
viehbetriebe in Nordrhein-Westfalen zusammen-
brechen und es bei uns keine Milchproduktion 
mehr gibt, sind auch die Verbraucherinnen und 
Verbraucher auf der Verliererseite. 

(Beifall von der CDU) 

Deshalb gibt es – das geht aus allen Umfragen 
hervor – für einen sinnvollen Protest die entspre-
chende Unterstützung von Verbraucherseite.  

Wir müssen aber auch sagen, meine Damen und 
Herren: Politik kann und will keine Preise vorge-
ben. Das ist Sache der Marktpartner. Meine Auf-
gabe ist es, vernünftige Rahmenbedingungen für 
wirtschaftliches Handeln zu schaffen und mich für 
den fairen Umgang miteinander einzusetzen. 

(Beifall von Holger Ellerbrock [FDP]) 

Noch einmal: Lebensmittel dürfen nicht zu 
Ramschware degradiert werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es dürf-
te auch jetzt im Interesse aller Beteiligten liegen, 
schnell zu einem guten Verhandlungsergebnis zu 
kommen. Ich sehe nämlich auch die Gefahr, dass 
durch den Streik für unsere Milcherzeuger und 
Molkereien erheblicher Schaden angerichtet wird, 
auch für unsere Bauern selber in den Betrieben, 
die auf die Milcheinnahmen dringend angewiesen 
sind. 

Ich begrüße es daher sehr, dass am Montag-
abend die Gespräche zwischen dem Bauernver-
band, dem BDM, dem Milchindustrieverband und 
dem Handel aufgenommen worden sind. Selbst 
wenn bisher noch keine konkreten Ergebnisse 
bekannt geworden sind, so zeichnet sich doch ei-
ne gewisse Bereitschaft des Handels zu neuen 
Preisverhandlungen ab. In der jüngsten Stellung-
nahme des BDM, der ein Spitzengespräch mit 
dem WLV geführt hat, ist dort nachzulesen, dass 
der LEH, also der Lebensmitteleinzelhandel, in 
der Pflicht ist und es in der Hand hat, dass die 
Verbraucherinnen und Verbraucher keine Eng-
pässe bei der Versorgung mit Milchprodukten be-
fürchten müssen und die Situation nicht weiter es-
kaliert. Deshalb fordern sie ein Konzept, damit 
das wirklich auf den Punkt gebracht wird, dass 
man aufeinander zugeht und möglichst schnell zu 
einem Ergebnis kommt.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese 
Position – das sind nur die wesentlichen Punkte – 
habe ich in den letzten Tagen auch bei vielen Ge-
sprächen im Land vertreten. Bereits am Sonntag 
habe ich die Veranstaltung unserer NRW-
Milchwirtschaft zum Internationalen Tag der Milch 
genutzt und Gespräche mit den Landwirtschafts-
verbänden, den Molkereien und natürlich auch mit 
den Vertretern der Landwirte – dem WLV, des 
RLV und des BDM – geführt. Am Montag habe ich 
mich mit meinen Länderkollegen und mit Bundes-
landwirtschaftsminister Seehofer auf einer Son-
deragrarministerkonferenz zur Lage in Berlin be-
raten und in einer Pressekonferenz die Strategie 
der B-Länder dargelegt. 

Im Übrigen kümmert sich der Landwirtschaftsmi-
nister – für die Worte des Abgeordneten Ortgies 
darf ich mich recht herzlich bedanken – seit sei-
nem Amtsantritt um die Belange der Milcherzeu-
ger in Nordrhein-Westfalen. So habe ich mich 
zum Beispiel schon vor einigen Wochen mit ei-
nem Schreiben an die großen Discounter gewandt 
und den Handel gemahnt, seine Strategie noch 
einmal zu überdenken und mit der Rolle als Bin-
deglied zwischen Verbrauchern, Molkereien und 
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Erzeugern bei den Verhandlungen sehr verant-
wortlich und kooperativ umzugehen. Dass ich sol-
che Briefe nicht gleich an die Öffentlichkeit gebe, 
unterscheidet sicherlich unseren Politikstil, Herr 
Abgeordneter Remmel. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Aber ich will gerne bei meinem Politikstil bleiben, 
wenn es der Sache dient.  

Schon im letzten Jahr habe ich in Nordrhein-
Westfalen einen Milchgipfel mit dem Berufsstand 
veranstaltet, um die Probleme der Milchviehhalter 
zu analysieren und Lösungsansätze zu entwi-
ckeln. Am Ende haben wir mit den Verbänden ein 
gemeinsames Positionspapier verabschiedet. Es 
geht uns darum, dass es in Nordrhein-Westfalen 
auch in Zukunft eine flächendeckende Landwirt-
schaft gibt und sie insbesondere an den Grün-
landstandorten, an den schwierigen Standorten in 
Nordrhein-Westfalen, in den Mittelgebirgslagen, 
erhalten bleibt. 

Das können Sie herunterreden, weil es Ihnen poli-
tisch nicht in den Kram passt. Aber es ist schon 
eine besondere Leistung, dass wir gemeinsam mit 
Bundesminister Seehofer ein Schulmilchprojekt in 
Höhe von 9 Millionen € in Nordrhein-Westfalen 
auf den Weg gebracht haben, 

(Beifall von CDU und FDP) 

um den Schulmilchabsatz zu fördern. Wenn Milch 
verkauft wird, wirkt sich das auch positiv auf die 
Preise aus. Dass Sie dagegen sind, Herr Rem-
mel, dass wir in die Schulen gehen, haben Sie ge-
rade deutlich gemacht. Dafür tragen Sie die Ver-
antwortung; das ist nicht meine Position. 

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Im Bergischen Land arbeite ich mit der Kreisbau-
ernschaft, der Biologischen Station und dem Na-
turpark an einem Projekt mit dem Arbeitstitel: 
Milch macht Landschaft. Hier soll den Verbrau-
cherinnen und Verbrauchern vermittelt werden, 
dass die Milchviehhaltung gerade in den Mittelge-
birgsregionen zum Landschaftserhalt beiträgt und 
die Milch ihren Preis wert ist. 

Noch einmal: Wir haben den Vorrang für die 
Milchbauern bei der einzelbetrieblichen Förderung 
in Nordrhein-Westfalen eingeführt. Ich bleibe da-
bei, dass dies wichtig ist, um die Wettbewerbsfä-
higkeit unserer landwirtschaftlichen Betriebe in 
Nordrhein-Westfalen zu stärken. 

(Svenja Schulze [SPD]: Noch mehr Masse!) 

Unsere Betriebe müssen auch in Zukunft auf dem 
europäischen Markt wettbewerbsfähig sein, sonst 

leidet der Agrarstandort Nordrhein-Westfalen. 
Deswegen sind diese notwendigen Entscheidun-
gen umgesetzt worden. 

Meine Damen und Herren, die Botschaft ist klar 
und eindeutig: Die Landesregierung lässt die 
Milcherzeuger auch in dieser Situation nicht im 
Stich. Ich befinde mich in einem permanenten 
Gespräch mit allen Beteiligten. Auch morgen fin-
det wieder ein gemeinsames Gespräch mit allen 
Beteiligten statt. 

Insbesondere die Rede des Herrn Abgeordneten 
Remmel ist schon etwas abenteuerlich. Herr Ab-
geordneter Remmel, Ihnen geht es doch nun wirk-
lich nicht um die Landwirte. 

(Beifall von der CDU) 

Das haben Sie durch viele Reden in den vergan-
genen drei Jahren im Landtag deutlich gemacht. 
Sie waren gegen jeden Antrag, bei dem es um die 
Zukunftsperspektiven der Landwirtschaft ging. Ih-
nen geht es um blanke Polemik und um nichts 
anderes. Sie bekämpfen die Politik der Landesre-
gierung. Deswegen sind Sie für mich auch in die-
ser Frage kein verantwortlicher Gesprächspartner. 
Ihnen geht es um die Polemik und nicht um die 
Milchbauern in Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Uhlenberg. – Für die SPD-Fraktion 
spricht jetzt Frau Kollegin Schulze. 

Svenja Schulze (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte zunächst einmal 
die Chance nutzen, dem Bund Deutscher Milch-
viehhalter zu danken: Sie haben etwas geschafft, 
was für die Diskussion unglaublich wichtig ist, 
denn Sie haben eine Diskussion darüber in Gang 
gebracht, welchen Preis qualitativ hochwertige 
Lebensmittel haben müssen. Sie haben deutlich 
gemacht, dass Milch eben nicht im Supermarkt 
wächst, sondern dass dahinter Strukturen stehen, 
die es zu erhalten gilt und die man fördern muss. 
Dafür an dieser Stelle erst einmal herzlichen 
Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

In dieser Diskussion sind mir zwei Sichtweisen 
wichtig: Auf der einen Seite müssen wir uns um 
die Verbraucherinnen und Verbraucher kümmern, 
die die Sicherheit brauchen, dass das hochwerti-
ge Lebensmittel Milch verfügbar ist und dass es 
nicht zu leeren Regalen kommt. Der BDM hat 
sehr verantwortungsbewusst gehandelt; bis jetzt 
musste noch niemand auf Milch verzichten. 
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Trotzdem ist der Druck angekommen – das ist die 
zweite Sichtweise. Er ist nötig, weil es einen mas-
siven Preisdruck auf dem Lebensmittelmarkt gibt, 
der nicht durch die lebensmittelproduzierenden 
Landwirte erzeugt wird, sondern von ganz weni-
gen großen Akteuren des Lebensmittel- und Ein-
zelhandels. Sie bestimmen die Preise und nicht 
diejenigen, die die Lebensmittel produzieren. 

Das führt zu keinem guten Ergebnis für die Verb-
raucherinnen und Verbraucher und auch nicht für 
die Landwirte. Das permanente Bestreben nach 
„billig, billig und nochmals billig“ führt zwangsläu-
fig zu weniger Qualität. Denn Qualität macht auch 
aus, wie ein Produkt hergestellt wird, wie es mit 
dem Erhalt regionaler Arbeitsplätze und dem Er-
halt der Kulturlandschaft aussieht. Das kann nur 
gewährleistet werden, wenn für dieses Produkt 
ein angemessener Preis gezahlt wird. 

Die Verbraucherinnen und Verbraucher sind be-
reit, angemessene Preise zu zahlen. Es gibt ein 
schönes Beispiel, nämlich die Upländer Bauern-
molkerei. Herr Jacobi ist nicht verdächtig, Sozial-
demokrat zu sein. 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Er ist Christ-
demokrat! – Minister Karl-Josef Laumann: 
Ein kluger Mann!) 

– Ich weiß, dass er in der CDU ist. 

Er hat einmal untersuchen lassen, ob die Verb-
raucherinnen und Verbraucher bereit wären, fünf 
Cent mehr für seine Milch zu zahlen. Alle haben 
ihm gesagt, dass bei dieser Erhöhung ungefähr 
20 % der Leute abspringen würden. Er hat den 
Preis für seine Milch trotzdem um fünf Cent für 
den Einklang mit der Natur, damit wirklich ordent-
lich gearbeitet werden kann, und für die Stärkung 
der heimischen Wirtschaft erhöht. Im Ergebnis 
hatte er nicht verloren, sondern 30 % mehr Kun-
dinnen und Kunden gewonnen. So etwas muss 
unterstützt werden. Wir brauchen noch mehr Viel-
falt. Das ist der richtige Weg. 

(Beifall von der SPD) 

Darüber hinaus ist mir wichtig, dass wir auf faire 
Preise für die Landwirte achten. Milchbauern ar-
beiten hart, das ist eben schon dargestellt wor-
den. Sie verdienen eine gerechte Entlohnung für 
ihre Arbeit. Sie leisten eine auch für die Gesell-
schaft wertvolle Arbeit, weil sie Naturlandschaften 
erhalten.  

Für die SPD gilt: Für gute Arbeit und für gute Qua-
lität muss es auch einen fairen Preis geben. Das 
fordern wir nicht nur in Bezug auf den Mindest-
lohn, sondern auch für die Landwirte. Wer gute 
Arbeit leistet, der muss davon leben können. 

Deswegen wollen wir faire Preise für die Landwir-
te und faire Preise für die Verbraucherinnen und 
Verbraucher. 

Da, Herr Minister Uhlenberg, ist der entscheiden-
de Unterschied. Sie sagen immer wieder „Wach-
se, wachse, wachse oder weiche!“. Alle müssen 
weltmarktfähig werden, und wer das nicht schafft, 
der verschwindet halt vom Markt. Das fördern Sie. 
Das ist eben hier vor der Tür deutlich geworden. 
Diese Philosophie wird vom Bund Deutscher 
Milchviehhalter eben nicht mehr geteilt. Sie wollen 
nicht um jeden Preis wachsen. Sie wollen ver-
nünftige Qualität zu fairen Preisen herstellen und 
sich nicht nur auf den internationalen Weltmärkten 
tummeln. Dafür haben Sie kein Verständnis, das 
unterstützen Sie nicht. Das ist das zentrale Prob-
lem in Ihrer Politik, Herr Uhlenberg. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Was mich dabei generell wundert, ist Folgendes: 
Sie sind hier als Bauernbefreier angetreten. Aus-
gerechnet von diesem Bauernbefreier hört man in 
dieser Auseinandersetzung gar nichts. Man hört 
von Ihnen nur Symbolpolitik. Sie diskutieren wie-
der über dieses Schulmilchprojekt. Man hört von 
Ihnen Unterstützung für die Großagrarier und für 
diejenigen, die auf dem Weltmarkt schon alleine 
klar kommen. Aber für die Milchbauern, die hier 
reale Probleme haben, die vor der Tür stehen und 
Ihre Solidarität einfordern, hört man von Ihnen 
überhaupt nichts. Da eiern Sie herum, anstatt 
einmal eine klare Position zu beziehen. So kann 
man mit Landwirten nicht umgehen. Sie sind nicht 
für diese Landwirte da. Das ist noch einmal sehr 
deutlich geworden. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Deswegen von dieser Stelle noch einmal meine 
Aufforderung an Sie: Kümmern Sie sich auch um 
die Milchbauern, kümmern Sie sich auch um die-
jenigen, die der Bauernverband vielleicht nicht so 
im Blick hat! Auch diese Landwirte brauchen Ihre 
Unterstützung, sie brauchen jetzt vor allen Dingen 
politische Unterstützung. Sie haben hier eine Dis-
kussion angefangen, die sinnvoll ist, nämlich über 
die Qualität von Lebensmitteln und die Preise, die 
man dafür braucht. Für diese Diskussion brau-
chen sie Unterstützung. Die Politik muss dafür 
Unterstützung geben. 

Herr Uhlenberg, wir haben uns schon daran ge-
wöhnt, dass Sie als Minister für Umwelt und Na-
turschutz abgetaucht sind und dass man Sie da 
leider nirgendwo sehen kann. Ich meine, Sie dür-
fen jetzt nicht auch noch als Bauernminister aus-
fallen. Deswegen möchte ich Ihnen zum Schluss 
ein Zitat mitgeben von dem Limburger Bischof, 
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den ich sehr gut kenne, weil er nämlich aus Müns-
ter kommt. Franz-Peter Tebartz-van Elst hat laut 
„FR“ vom 2. Juni 2008 gesagt: 

„Wenn die Preise zu niedrig sind, Discounter 
und Konzerne fette Gewinne einstreichen und 
für die Bauern praktisch kein Verdienst mehr zu 
machen ist, dann muss etwas getan werden.“ 

Dem kann ich mich nur anschließen. Herr Uhlen-
berg, tun Sie endlich etwas! – Danke schön. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Schulze. Für die CDU-Fraktion spricht 
Herr Kollege Wirtz. 

Josef Wirtz (CDU): Herr Präsident! Meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen! Dass die Bauern so 
zusammenhalten und konsequent streiken, das 
hat es noch nie gegeben. – Das sagte mir gestern 
ein junger Milchbauer aus meinem Wahlkreis. Der 
junge Mann ist 25 Jahre alt. Auch ich habe in 
meinem eigenen, mittlerweile 40-jährigen Berufs-
leben als Landwirt so etwas noch nie erlebt. Dar-
an können wir aber auch erkennen, dass die 
Milchproduzenten tatsächlich und nicht nur 
scheinbar mit dem Rücken zur Wand stehen.  

Die Produktionskosten für die Milchbauern sind in 
den vergangenen Monaten um 7 Cent je Liter 
Milch gestiegen; denn das Futter für die Kühe, der 
Strom für den Stall und der Diesel für die Maschi-
nen haben dessen Produktion verteuert. Etwas 
überspitzt formuliert könnte man sogar sagen: 
Seit geraumer Zeit zahlen die Landwirte Eintritts-
geld, wenn sie ihre Ställe betreten. Denn bei ei-
nem Stall mit 50 Kühen schüttet der Landwirt 
momentan täglich Milch in einem Wert von etwa 
300 € in den Güllebehälter. Dies macht er des-
halb, um seiner Forderung nach gerechten Er-
zeugerpreisen den nötigen Nachdruck zu verlei-
hen. 

Vor diesem Hintergrund ist es absolut nicht einzu-
sehen, dass ein so wertvolles Produkt, insbeson-
dere von den Discountern, zu Schleuderpreisen 
verramscht wird. Wie steht es so schön in den 
Werbeprospekten der Lebensmittelketten? „Dau-
erhaft billig“ oder „Preise gesenkt“. Die Milch je-
doch soll weiterhin aus dem Kuheuter fließen. Ein 
Überangebot an Produkten gibt es nämlich nicht, 
auch wenn der Handel etwas anderes behauptet. 
Denn die Zeiten der Butterberge und der Milch-
seen gehören der Vergangenheit an. Das möchte 
ich deutlich machen. Deshalb ist die Forderung 
der Milchbauern nach einem Auszahlungspreis in 
Höhe von 43 Cent aus meiner Sicht absolut ge-

rechtfertigt. Wir dürfen nicht zulassen, dass Le-
bensmittelspekulanten mit einem qualitativ hoch-
wertigen Nahrungsmittel derart leichtfertig umge-
hen. Es passt doch nicht zusammen, wenn ein 
großes schwedisches Möbelhaus Butter zu Dum-
pingpreisen anbietet, um damit Käufer zu locken. 

Natürlich berührt es nicht nur mich, sondern auch 
die betroffenen Landwirte, dass ein so hochwerti-
ges Lebensmittel nicht dem Kreislauf der Nah-
rungsmittelversorgung zugeleitet wird. Trotzdem 
haben die Landwirte Recht, wenn sie mit großer 
Geschlossenheit sagen: Wenn nicht jetzt, wann 
dann? Wir haben die Nase voll. 

Mit Befriedigung stelle ich fest, dass der Liefer-
boykott große Resonanz in Politik, Medien und bei 
den Verbrauchern findet. Der gesamte landwirt-
schaftliche Berufsstand erklärt sich mit den Milch-
bauern solidarisch. Auch Minister Uhlenberg hat 
heute Morgen seine Unterstützung für die Position 
der Milchbauern verdeutlicht. Ich finde es löblich, 
dass der Minister mehr an einer problemorientier-
ten Lösung interessiert ist als an rein öffentlich-
keitswirksamen Statements. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Diese Zeiten, meine Damen und Herren, gehören 
der Vergangenheit an seit dieser Umweltminister 
im Amt ist. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Man muss jedoch die Frage stellen, wie es wei-
tergeht, wenn keine Milch mehr zur Verfügung 
steht. Werden sich die Molkereien und Handels-
ketten nach anderen Milchlieferanten innerhalb 
und außerhalb der EU umsehen? – Ich meine, 
das ist keine Alternative. Denn bei einem so 
schnell verderblichen Produkt ginge dies auf Kos-
ten der Qualität. Daher müssen lange Wegstre-
cken vom Produzenten zu den Molkereien unbe-
dingt vermieden werden.  

Darüber hinaus besitzen wir in Nordrhein-
Westfalen und in der gesamten Bundesrepublik 
Deutschland die besten Umwelt- und Hygiene-
standards in der gesamten EU. Diese dürfen wir 
nicht leichtfertig aufs Spiel setzen. 

Meine Damen und Herren, aus meiner Sicht muss 
das Problem im Interesse der Landwirte, Molke-
reien und insbesondere der Verbraucher gemein-
sam gelöst werden. Deshalb ist es dringend gebo-
ten, möglichst schnell faire Verhandlungen mit 
dem Ziel eines gerechteren Erzeugerpreises für 
Milch aufzunehmen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unsere gemein-
same Botschaft an Aldi, Lidl, Plus und Co., aber 
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auch an die Molkereien kann deshalb nur lauten: 
Gehen Sie auf die Milchbauern zu! Übernehmen 
auch Sie einen Teil Ihrer volkswirtschaftlichen 
Verantwortung! Die Milchbauern, aber auch die 
Verbraucherinnen und Verbraucher werden es Ih-
nen danken. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Wirtz. – Für die FDP-Fraktion hat jetzt 
Herr Dr. Romberg das Wort. 

Dr. Stefan Romberg (FDP): Herr Präsident! Sehr 
verehrte Damen und Herren! Einigkeit besteht un-
ter den Parlamentariern in diesem Hohen Hause 
im Verständnis für die Proteste der Milchbauern. 
Das ist auch gut und richtig so. Dennoch gibt es in 
den heutigen Tagen Bilder, die Menschen er-
schrecken. Auch mich hat heute ein Bild in der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ erschreckt, das 
zeigt, wie Milch mit einem Güllefass auf einem 
Feld verteilt wird.  

(Der Abgeordnete hält eine Zeitung hoch.) 

Dieses Bild hat mich erschreckt und nachdenklich 
gemacht. Ich hoffe, dass solche Bilder nicht von 
hier aus um die ganze Welt ziehen, in Länder, wo 
ein Liter Milch Luxus ist, den sich kaum ein 
Mensch leisten kann. Milch aus dem Güllefass 
darf kein Bild werden, das Menschen aus anderen 
Ländern mit Deutschland verbinden. 

(Beifall von der FDP) 

Bei allem Verständnis für diese Proteste muss die 
Versorgung der Bevölkerung und insbesondere 
der Kinder hinreichend sichergestellt werden. Das 
ist wichtig.  

Wir haben viel zu staatlicher Intervention gehört. 
Staatlich regulierte Preise sind sicher keine Lö-
sung. Frau Schulze von der SPD hat dieses The-
ma gerade schon wieder mit dem Mindestlohn in 
Verbindung gebracht. Wir brauchen auch keinen 
Mindestlohn für Milchbauern. Auch Milchbauern 
brauchen weniger Staat, weniger Regulierung.  

(Zuruf von der SPD: Das haben wir gese-
hen!) 

Ich bin sicher, dass die Milchquotierung, wie sie 
jetzt stattfindet, den Milchbauern und auch den 
Verbrauchern schadet. Diese Dinge passen nicht 
in die aktuelle Zeit.  

Die Grünen schreien nach einem neuen EU-
Fonds. Das wären noch mehr staatliche Eingriffe, 
die dieses System eher schwächen und für noch 
viel größere Probleme sorgen würden. 

(Reiner Priggen [GRÜNE]: Was ist denn 
dann die Antwort?) 

Ich glaube auch nicht, dass man sagen kann, die 
Verbraucherpreise müssten immens steigen. 
Verbraucher – diese Erfahrungen aus den ver-
gangenen Monaten sollten wir im Hinterkopf ha-
ben – reagieren sensibel auf Preissteigerungen, 
auch bei Milchprodukten. Ich kann mich noch gut 
daran erinnern, als der Butterpreis von heute auf 
morgen um 80 % gestiegen ist. Da haben viele 
Geringverdienerfamilien gesagt: Dieser Preis ist 
für uns nicht tragbar. – Man hat gesehen, dass mit 
den immensen Preissteigerungen viele Verbrau-
cher umgestiegen sind und weniger gekauft ha-
ben, was den Milchbauern auch nicht hilft. Es geht 
darum, Preise angemessen zu gestalten. Dafür ist 
sicher nicht der Staat da. Hilfreich wäre sicherlich, 
wenn weniger Milch produziert würde, um eine 
Verknappung zu erreichen, denn Verknappung 
sorgt für Preissteigerung. Dies ist besser, als 
Milch zu vernichten.  

Die Grünen monieren, dass Landwirtschaftsminis-
ter Uhlenberg schweigt. Das kommt gerade von 
den Grünen! Ich hatte immer gedacht, dass dieser 
Landwirtschaftsminister auch ein Verbraucher-
schutzminister ist und die Interessen von Milch-
bauern und Verbrauchern bündeln muss. 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Er ist nämlich für beide zuständig. Er betreibt kei-
ne Lobbypolitik für einen Berufsstand, sondern er 
ist dafür zuständig, dass es vernünftige Rahmen-
bedingungen für unternehmerische Landwirtschaft 
gibt, und hat gleichzeitig dafür zu sorgen, dass für 
die Verbraucher qualitätsvolle Produkte in ausrei-
chender Menge vorhanden sind.  

(André Stinka [SPD]: Was wollen Sie eigent-
lich, Herr Romberg?) 

Zu den Blockaden von Molkereien, die auch 
Milchbauern betroffen haben, die Milch liefern 
wollten, habe ich von der Opposition gar nichts 
gehört. Dazu hätte ich mir klare Worte gewünscht. 
Frau Watermann-Krass, wenn Sie in Everswinkel 
waren: Unterstützen Sie solche Blockaden, die 
nach meiner Auffassung rechtswidrig sind, die ei-
ne Nötigung darstellen?  

(Annette Watermann-Krass [SPD]: Ich war 
auf der Kundgebung!) 

Das sind, glaube ich, keine Mittel. Wir als Parla-
mentarier sollten sagen, dass wir diese Proteste 
nicht unterstützen. Dazu hätte ich mir schon deut-
liche Worte gewünscht. Stattdessen schreit die 
Opposition wieder nach neuem Steuergeld, nach 
Programmen. Das alles kann keine Lösung sein. 
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Wir brauchen gerade in diesem Bereich weniger 
Staat. Dann kommt es zu einer Regulierung und 
zu angemessenen Preisen, die für Milchbauern 
und Verbraucher sinnvoll sind. – Danke schön. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Dr. Romberg. – Ich will mich bei Ihnen 
entschuldigen. Aufgrund eines technischen Ver-
sehens wurde Ihnen Ihre Redezeit nicht ange-
zeigt. Sie sind aber genau im Rahmen geblieben. 
Danke dafür.  

Als nächster Redner hat sich Herr Kollege Rem-
mel von Bündnis 90/Die Grünen gemeldet. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 
Dr. Romberg, meinen Sie denn, die Bauern ma-
chen das gerne? Meinen Sie, die Bauern hätten in 
ihrem Leben nichts anderes zu tun, als Molkerei-
en zu blockieren? Meinen Sie, jemand, der von 
Kindesbeinen an auf seinem Hof, mit den Tieren 
und dem Produkt großgeworden ist, verteilt gerne 
Milch auf dem Acker? Das muss doch der Aus-
druck einer absoluten Notsituation sein.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Und so muss das von uns auch interpretiert wer-
den. Alles andere geht an der Sache vorbei. 
Wenn man das ernst nimmt, dann kann man 
beileibe nicht so auftreten und so reden, wie Sie 
das hier heute getan haben.  

Ich habe sowieso den Eindruck, dass sich die Re-
gierungsfraktionen mit allem und jedem beschäf-
tigt haben, aber nicht mit der Sache, um die es 
geht.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Herr Ellerbrock, wie ein Taumelkäfer: erst in die 
eine Richtung ein bisschen Verständnis, ein biss-
chen Beruhigung nach dem Motto „Ja, da gibt es 
ein Problem“ und dann in die andere Richtung: 
Aber übertreiben dürft ihr es auch nicht. – Jedoch 
kein einziges Wort zur Sache! 

(Beifall von GRÜNEN und SPD)  

Herr Uhlenberg, das ist ja schon ein Muster in der 
Auseinandersetzung. Sie müssen sich daran ge-
wöhnen, dass es hier im Landtag eine Opposition 
gibt und Ihre Politik – auch wenn Sie selbst sie als 
königlich landwirtschaftlich verstehen – kritisiert 
wird. Es ist keine Majestätsbeleidigung, sondern 
unsere Aufgabe, ja sogar unsere Pflicht, Ihre Poli-
tik zu kritisieren. 

(Zuruf von Minister Eckhard Uhlenberg) 

Herr Uhlenberg, dann sagen Sie doch einmal et-
was zur Sache. Sie haben kein einziges Wort zur 
Milchquote verloren. Noch am 29. April 2008 ha-
ben Sie gemeinsam mit Decker und Möllers die 
Abschaffung der Superabgabe gefordert. Sagen 
Sie doch heute einmal etwas dazu! Sagen Sie 
doch einmal etwas zu der Forderung in Bezug auf 
die Saldierungsbestimmungen. Sie treten sogar 
für eine europaweite Handelbarkeit der Milchquo-
ten ein.  

Das sind die Punkte, um die es geht. Es geht dar-
um, gleiche Augenhöhe herzustellen. Sie betrei-
ben aber eine andere Politik. Es ist eine feine Sa-
che, hier im Parlament Beruhigungspillen für die 
Bauern auszugeben. Aber im Hinterzimmer wer-
den die Vorbereitungen für eine andere, eine ag-
rarindustriell geprägte Politik getroffen. Das ist 
heute das Thema, und das muss hier in aller 
Deutlichkeit angesprochen werden.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Es muss angesprochen werden, was in Zukunft 
das Leitbild unserer Landwirtschaft sein soll. Sind 
die Agrarindustrie und die großen Betriebe unser 
Leitbild, oder wollen wir eine Politik, die an den 
Stellen auf Marktregulierung setzt, wo es darum 
geht, Strukturen dauerhaft zu erhalten? Es geht 
gar nicht um einzelbetriebliche Förderung. Das 
wollen die Bauern gar nicht, wie sie uns erklärt 
haben. Sie wollen lediglich gerechte Preise für ih-
re Arbeit. Dieses Ziel muss im Mittelpunkt unserer 
Anstrengungen stehen. Dem kann man nicht ge-
recht werden, indem man sich dem Thema nicht 
stellt, sondern abtaucht und in der Sache letztlich 
nichts dazu sagt.  

Die Debatte heute hat gezeigt: Moralin reicht nicht 
aus, weder gegenüber den Bauern noch gegen-
über den großen Einzelhandelsunternehmen. Es 
geht darum, Marktbedingungen zu beschreiben 
und Rahmenbedingungen zu setzen – die werden 
von der Politik mitbestimmt –, die garantieren, 
dass es zu fairen und gerechten Preisen kommt. 
Da haben wir einen Auftrag. Dem sind Sie jeden-
falls heute nicht gerecht geworden. – Herzlichen 
Dank.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Remmel. – Als Nächster hat Herr Kollege 
Kemper für die CDU-Fraktion das Wort.  

Heinrich Kemper (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich hätte mir gewünscht, dass 
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ich hier vorne am Rednerpult ein Glas Milch be-
komme. Aber Sie alle wissen, dass das nicht sein 
darf. Also trinken wir weiter Wasser.  

Eine Bemerkung reizt mich, ich kann sie nicht zu-
rückhalten: Herr Remmel, die von Ihnen eben zur 
Schau gestellte Betroffenheit und Anbiederung in 
Richtung der Bauern empfinde ich als unerträglich 
bzw. widerlich. Es tut mir Leid, aber das, was Sie 
gesagt haben, empfinde ich als unehrlich.  

(Beifall von CDU und Dr. Stefan Romberg 
[FDP] – Johannes Remmel [GRÜNE]: Sie 
haben keinen Alleinvertretungsanspruch!) 

Die Bauern brauchen einen auskömmlichen 
Milchpreis. Hinter diesem Ziel stehen im Moment 
80 % der Bauern, die für einen Rückgang der 
Milchlieferungen an die Molkereien um bis zu 
60 % verantwortlich sind. Sollte das Ergebnis die-
ses Milchstreiks lediglich verschüttete Milch sein – 
sollte also nichts dabei herumgekommen sein –, 
wäre das fatal für uns. Denn erst geht die Kuh, 
dann geht der Bauer und anschließend die Land-
schaft. Insofern haben wir hier Verantwortung. Ich 
komme gleich dazu, was wir im Rahmen unserer 
Verantwortlichkeiten machen können und was wir 
nicht machen können. 

Man muss sich einmal genau anschauen, was 
wirklich passiert ist. Im April gab es eine Preis-
senkung, weil Aldi gehört hatte, dass die Milch-
menge im europäischen Milchmarkt um 2 % er-
höht wird. Das war im Übrigen eine Brüsseler 
Vorgabe, die weder Deutschland noch Nordrhein-
Westfalen wollte. Unser Minister hat sich dagegen 
ausgesprochen. Wir mussten uns aber der Mehr-
heit in Brüssel beugen. Infolgedessen wurde die 
Milchmenge – theoretisch – um 2 % erhöht.  

Vier Tage später hat Aldi mit der Firma Müller-
milch einen Vertrag über ein halbes Jahr ge-
schlossen und den Milchpreis für die Bauern um 
13 Cent gesenkt. Irgendwann später haben sie – 
nicht öffentlich, aber halb öffentlich – eingeräumt, 
dass sie wohl überzogen haben.  

Die augenblicklichen Reaktionen im Markt zeigen 
Folgendes: Rewe hat vorgestern gesagt, dass 
man miteinander reden müsse. Der Halbjahres-
vertrag steht also infrage. Die letzte Pressemel-
dung zu dem Thema ist vor zehn Minuten ge-
kommen: Bei Aldi gibt es heute Mittag eine Tele-
fonkonferenz. Das alles ist vor dem Hintergrund 
zu sehen, dass Molkereien, Milchindustrieverband 
sowie Einzelhandel gesagt haben: Einen solchen 
Streik halten wir bedenkenlos vier bis fünf Wo-
chen lang aus. – Wir sind jetzt am siebten Tag 
des Streiks. Die Bauern verlieren am Tag teilwei-
se 500 € pro Betrieb. Ich habe hohen Respekt vor 

Personen, die so handeln, weil sie nicht mehr an-
ders können. Sie verdienen unser aller Solidarität.  

(Beifall von CDU und Dr. Stefan Romberg 
[FDP]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, erst 
dieser Milchstreik macht die Existenzangst der 
Bauern deutlich. Es geht nicht um die Frage „groß 
oder klein“. Sie sehen den kleinen neben dem 
großen Milchbauern streiken. Keiner kann mit die-
sen Preisen auskommen. Die Frage ist aber, wel-
che Aufgabe die Politik, insbesondere die Politik 
in Nordrhein-Westfalen im Hinblick auf dieses 
Problem hat. Denn Milchpolitik wird im Wesentli-
chen nicht bei uns, sondern in Brüssel gemacht. 
Teilweise ist sie abhängig von WTO-Verhandlun-
gen.  

Übrigens ist Milch kein sensibles Produkt im Sin-
ne der WTO-Bestimmungen, was uns einiges er-
möglichen würde. Es würde eine schärfere Kon-
trolle durch die Kartellbehörden erlauben. Denn 
die Frage ist, ob es sein kann, dass fünf große 
Einkäufer – nämlich die großen Einzelhandelsun-
ternehmen – zwei Drittel der gesamten Milchkon-
trakte jeweils auf ein Jahr abschließen. Es fällt mir 
schwer, zu glauben, dass diese Einkäufer sich 
nicht irgendwann einmal telefonisch zusammen-
schalten. 

(Beifall von der CDU) 

Die Frage ist, ob unsere soziale Marktwirtschaft, 
nach der die Politik Grenzen setzt, wie ich von 
Ludwig Erhard und Müller-Armack weiß, effektiv 
wirkt. Politik setzt Grenzen, und wir besitzen ent-
sprechende Instrumente. Das erste Instrument ist 
die Überprüfung durch die Kartellbehörde, ob 
Marktmacht missbraucht wird. Wenn sie miss-
braucht wird, kann und muss die Kartellbehörde 
eingreifen.  

(Beifall von der CDU) 

Wenn wir uns dafür einsetzen, dass Produkte 
nicht unter Einstandspreis verkauft werden dürfen, 
dann dürfen wir auch nicht zulassen, dass Pro-
dukte zu einem Preis verkauft werden, der unter 
den Produktionskosten liegt. 

(Beifall von der CDU) 

Denn das schützt in der Kette denjenigen, der 
produziert – also den Bauern –, sowie unsere 
Wähler und unsere Landschaft.  

Das sind die Aufgaben, die wir wahrnehmen kön-
nen.  

Eine Aufgabe, die wir nicht wahrnehmen können, 
ist die Veränderung der Milchquote. Wir können 
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uns zu diesem Thema einbringen, aber wir wer-
den keine Änderung herbeiführen.  

Ganz zum Schluss noch folgende Bemerkung: Ich 
persönlich habe große Sympathie mit Landwirten, 
die eine Molkerei blockieren, die ihnen gehört, 
wenn sie erfahren, dass ein Tochterunternehmen 
ihren Milchstreik unterläuft und ausländische 
Milch kommen lässt, teilweise in getarnten Trans-
portern. Ich glaube, diese eigene Struktur wird 
diesen Überlebenskampf nicht überleben; denn es 
hat sich gezeigt, dass hier auch von Molkereien 
Marktmächte missbraucht werden zum Nachteil 
derjenigen, die am Ende der Kette sind. Die Soli-
darität liegt bei unseren Milchbauern. – Danke 
schön. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Kemper. – Es liegt eine letzte Wortmel-
dung vor. Herr Minister Uhlenberg hat sich noch 
einmal gemeldet und spricht für die Landesregie-
rung. Bitte schön, Herr Minister. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich glaube, diese Debatte hat wirklich ge-
zeigt, wem die Sorgen und die Nöte unserer Bau-
ern am Herzen liegen und wer nur hohle Reden 
gehalten hat. Diese Debatte kann man auch nicht 
trennen, Herr Abgeordneter Remmel, von Ihrem 
Verhalten in den vergangen drei Jahren, wenn es 
um die Anliegen der Landwirte ging und Sie den 
Minister als Bauernminister versucht haben zu 
beschimpfen.  

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Das wissen 
die Bauern schon selbst!) 

Das war ja aus Ihrer Sicht nicht etwas Positives, 
sondern etwas Negatives.  

Es geht jetzt in der Tat darum, im Interesse der 
Menschen, im Interesse der Familien auf den Hö-
fen möglichst bald eine Lösung zu finden, die den 
Bauern hilft, die ihnen eine Zukunftsperspektive 
gibt und die die Einkommenseinbußen, die auch 
vor dem Hintergrund dieses Streiks zu verzeich-
nen sind, möglichst bald beendet. 

Meine Damen und Herren, ich bleibe bei meiner 
Linie – das ist gerade vom Abgeordneten Kemper 
unterstrichen worden –: Das Aufhetzen der Land-
wirte untereinander in groß und klein, wie Grüne 
und auch Teile der SPD es in den vergangenen 
drei Jahren hier immer wieder versucht haben, 

bringt uns nicht weiter. Es geht um den gesamten 
Agrarstandort Nordrhein-Westfalen.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Es geht um unsere bäuerlichen Familienbetriebe, 
und es geht um die Bauern, die in den vergange-
nen Jahren ihre Betriebe vergrößert und ihren 
Milchviehbestand aufgestockt haben. Auch die 
sind Teil des Agrarstandortes Nordrhein-
Westfalen. Sie gehören dazu, und wir werden kei-
nen ausschließen. 

Ich wiederhole meinen Appell an die Discounter. 
Ich hatte die Discounter schon vor Wochen, bevor 
wir hier die Debatte geführt haben, angeschrie-
ben, weil ich, als die Preise nach oben gingen, be-
fürchtet hatte, dass es bei der nächstbesten Ge-
legenheit eine Abwärtsentwicklung der Preise ge-
ben würde. Ich habe mich sehr frühzeitig insbe-
sondere an die Discounter, die ihren Sitz in Nord-
rhein-Westfalen haben, gewandt mit der Bitte, ih-
rer Verantwortung gerecht zu werden.  

Ich weiß nicht, ob das nicht herübergekommen ist, 
Frau Abgeordnete Schulze. Ich war etwas ent-
täuscht, dass Sie auf meine Argumente eben 
nicht eingegangen sind. Deshalb noch einmal: Die 
zweiprozentige Erhöhung der Milchquote ist so-
wohl von der nordrhein-westfälischen Landesre-
gierung als auch von der Bundesregierung abge-
lehnt worden. 

Was das Thema Quotenregelung insgesamt be-
trifft, kann ich Ihnen sagen: Es waren die Bundes-
republik Deutschland und Österreich, die sich auf 
europäischer Ebene dagegen ausgesprochen ha-
ben. Zwei nationale Regierungen waren dagegen, 
alle anderen sind dafür gewesen. Das ist die Rea-
lität. Leider konnten wir uns mit diesem Ansinnen 
nicht durchsetzen.  

Ich bin aufgefordert worden, etwas zu der Frage 
der Saldierung zu sagen. Es konnte erreicht wer-
den, dass die Saldierung auf 10 % festgesetzt 
worden ist – das war der erste Kompromissvor-
schlag, der umgesetzt worden ist –, und dass die 
Saldierung im Hinblick auf das Jahr 2009 auf den 
Prüfstand kommt mit dem Ziel der Abschaffung. 
Die Saldierung muss abgeschafft werden, weil 
das zur Preisstabilisierung beitragen wird. Die 
Superabgabe muss ebenfalls abgeschafft werden, 
denn auch das wird zur Preisstabilisierung beitra-
gen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
müssen beides tun: Erstens müssen wir die Bau-
ern unterstützen, dass sie faire Preise bekommen, 
weil das im Interesse der Bauern und gleichzeitig 
im Interesse der Verbraucherinnen und Verbrau-
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cher liegt. Zweitens wird sich die Landesregierung 
von ihrem Kurs, auch im Rahmen der einzelbe-
trieblichen Investitionsförderung, nicht abbringen 
lassen, damit wir auch in Zukunft in Nordrhein-
Westfalen wettbewerbsfähige Betriebe haben, Be-
triebe, die sich im europäischen Markt behaupten 
können. Das sind nicht die 300 Kuhbetriebe in 
den neuen Bundesländern; dort gibt es nämlich 
eine andere Agrarstruktur als bei uns in Nord-
rhein-Westfalen. Ich unterstütze im Rahmen der 
einzelbetrieblichen Investitionsförderung auch die 
jungen Bauern, die sich vorgenommen haben, 
den Beruf des Landwirts auszuüben, ihre Betriebe 
auszudehnen.  

Wir sehen den Landwirt als Unternehmer. Er ist 
nicht mehr Befehlsempfänger einer Landesregie-
rung, der von morgens bis abends mit immer neu-
en Gesetzen und Verordnungen in eine bestimmte 
Ecke gedrängt wird mit dem Ergebnis, dass unsere 
Betriebe nicht wettbewerbsfähig sind. Wir setzen 
die Vorgaben der Europäischen Union – das ist für 
unsere nordrhein-westfälischen Betriebe wichtig – 
1:1 um, um die Wettbewerbsfähigkeit dieser Be-
triebe zu stärken. Das ist notwendig, damit die 
18 Millionen Verbraucherinnen und Verbraucher in 
Nordrhein-Westfalen möglichst viele Produkte aus 
unserem Lande bekommen. An dieser agrarpoliti-
schen Linie, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, wird sich in Nordrhein-Westfalen auch in den 
nächsten Jahren nichts ändern.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Ich sehe jetzt keine weiteren Wortmel-
dungen mehr. Wir sind damit am Ende der Bera-
tung. Ich schließe die Aktuelle Stunde.  

Wir kommen zu: 

3 Mitbestimmung ist mehr als ein Wort – 
Landespersonalrätekonferenzen im Hoch-
schulbereich erhalten  

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/6863 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende Fraktion Herrn Kollegen Schultheis das 
Wort.  

Karl Schultheis*) (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Her-
ren! Die SPD-Fraktion begründet ihren Antrag 
damit, dass für den öffentlichen Dienst Nordrhein-

Westfalen erstmals im Jahr 1958 Mitbestim-
mungsrechte durch Gesetz festgelegt wurden.  

Es ist doch gerade die Mitbestimmung, die Nord-
rhein-Westfalen und Deutschland geprägt hat. 
Man kann wohl mit Fug und Recht sagen, dass 
diese Mitbestimmungsrechte, um die es auch in 
diesem konkreten Fall geht, ein wesentliches E-
lement des Erfolgsmodells unserer Republik sind. 
Doch offensichtlich ist die Bedeutung der Mitbe-
stimmung in der Politik dieser Landesregierung 
verloren gegangen.  

Mitbestimmung ist mehr als ein Wort. Sie ist Aus-
druck der freien Bürgergesellschaft, zu der wir 
auch heute im Rahmen der Unterrichtung gerade 
seitens des Ministers, der der FDP angehört, inte-
ressante Anmerkungen gehört haben.  

Meine Damen und Herren, die von CDU und FDP 
betriebene Novellierung des Landespersonalver-
tretungsgesetzes bedeutet eine drastische Ein-
schränkung der Arbeitnehmerrechte in Nordrhein-
Westfalen. Die am 17. Oktober 2007 in Kraft ge-
tretenen Änderungen des Landespersonalvertre-
tungsgesetzes sollen sich nach den Begründun-
gen der Landesregierung als Teil des Bürokratie-
abbaus verstehen. Das ist pure Ideologie. Tat-
sächlich wurden viele Beteiligungsrechte, die die 
arbeitenden Bürgerinnen und Bürger in unseren 
Landeseinrichtungen hatten, abgeschafft. 

Mit Inkrafttreten des sogenannten Hochschulfrei-
heitsgesetzes haben sich über das Landesperso-
nalvertretungsgesetz und dessen Novellierung 
hinaus auch im Hochschulbereich Änderungen 
ergeben. So wurde zum Beispiel der Hauptperso-
nalrat abgeschafft, da die Hochschulbediensteten 
als Angehörige einer Anstalt öffentlichen Rechtes 
keine Landesbediensteten mehr sind.  

Mit der neu eingeführten Organschaft des Hoch-
schulrates als oberster Dienstbehörde, die das 
Ministerium auch fachaufsichtlich ersetzt und die 
damit auch als Entscheidungsstelle bei allen 
Streitfragen fungiert, bestehen kaum noch Infor-
mationspflichten, sodass Personalräte nicht mehr 
agieren, sondern höchstens reagieren können. 
Wir sind aber der Meinung, dass die Weiterent-
wicklung einer Hochschullandschaft in Nordrhein-
Westfalen von gleichwertigen Rahmenbedingun-
gen ausgehen soll. Deshalb ist es aus unserer 
Sicht wichtig, dass die Landespersonalrätekonfe-
renz ihre Arbeit auf Landesebene koordinieren 
kann. 

(Beifall von der SPD) 

Gleichermaßen verfahren – das kann man in Ana-
logie sehen – auch die Landesrektoren und die 
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Kanzler unserer Hochschulen, sodass nichts da-
gegen spricht und nur bestätigt wird, dass das ei-
ne sinnvolle Angelegenheit ist. Das bisherige Ver-
fahren, nach dem es die Landespersonalrätekon-
ferenz gibt, wird dem gerecht.  

Sowohl die Landesrektorenkonferenz als auch die 
Landespersonalrätekonferenz werden zurzeit 
noch vom Land finanziert. Allerdings gilt hier für 
die Landespersonalrätekonferenz eine zeitliche 
Befristung bis zum 31. Dezember 2008. Damit ist 
absehbar, dass die Arbeitsmöglichkeiten der Lan-
despersonalrätekonferenz, wenn es bei diesem 
Termin bliebe, geschwächt, wenn nicht sogar ab-
geschafft würde. 

Wir sind der Meinung, dass das ein weiterer gra-
vierender Einschnitt in die Mitbestimmungskom-
petenzen derjenigen wäre, die in zum Land gehö-
renden Einrichtungen arbeiten und Leistung brin-
gen. Dies wäre ein nicht hinnehmbarer Tatbe-
stand, wenn es denn so käme. Ich hoffe, die Lan-
desregierung sieht dies wie wir:  

(Beifall von der SPD) 

dass es auch in Zukunft eine Koordination der 
Personalräte auf Landesebene geben soll.  

Wir fordern Sie daher auf, die Landespersonalrä-
tekonferenz über den 31. Dezember 2008 hinaus 
zu finanzieren. Sie muss dauerhaft strukturell, fi-
nanziell und personell durch einen gesetzlichen 
Rahmen abgesichert werden. Ich hoffe, dass wir 
hier zu einer Gemeinsamkeit finden können. – 
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Schultheis. – Für die CDU-Fraktion hat 
jetzt Herr Dr. Brinkmeier das Wort. 

Dr. Michael Brinkmeier (CDU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Mit dem Hochschul-
freiheitsgesetz haben wir seinerzeit ganz bewusst 
auf die Entstaatlichung unserer Hochschulen ge-
setzt. Ein zentral gesteuertes Hochschulwesen ist 
für die Hochschulen – und dann übrigens auch für 
alle Hochschulangehörigen – nach unserer An-
sicht deutlich schlechter als eigenverantwortliche 
Hochschulen, die eben auch ihre Personalange-
legenheiten vor Ort regeln.  

Insofern ist es konsequent, dass auch die Zustän-
digkeiten der Personalräte auf der Ebene der ein-
zelnen Hochschulen verankert sind. Es war eben-
so folgerichtig, den Landespersonalrat in dieser 
Form nicht mehr fortzuführen. Eine Landesperso-

nalrätekonferenz als ein selbstorganisiertes Gre-
mium hingegen ist sicherlich sinnvoll.  

Es war seinerzeit ein Entgegenkommen der Lan-
desregierung, die Landespersonalrätekonferenz 
noch bis zum Ende dieses Jahres finanziell zu un-
terstützen. Die Begründung ist – ich denke, das ist 
allen klar –, dass durch die vielen Strukturände-
rungen nicht nur auf gesetzlicher, sondern auch 
auf übergesetzlicher Ebene erheblicher Mehrauf-
wand vorhanden war.  

Daraus nun eine Dauerförderung zu fordern, ist 
aus Sicht der Landespersonalrätekonferenz zwar 
sicherlich nachvollziehbar, geht aber fehl. Denn 
man könnte ja in solch einem Fall den Faden wei-
terspinnen: Wer würde sich dann noch hier beim 
Parlament melden und fragen, ob nicht eine dau-
erhafte finanzielle Förderung zu erhalten sei? 
Was wäre mit dem Landes-ASten-Treffen, wie 
mögen die darauf reagieren? Was wäre dann mit 
den Senaten oder gar den Hochschulräten? 
Kommt dann immer noch eine dauerhafte Förde-
rung dazu?  

(Karl Schultheis [SPD]: Klingt sehr staatlich!)  

Nein, sagen wir. Das ist eine Kette, die man nicht 
fortführen sollte. Deswegen haben wir aus unse-
rer Sicht Bedenken gegen eine dauerhafte Fort-
führung der Finanzierung der Landespersonalrä-
tekonferenz. Gleichwohl: Wenn es gute Argumen-
te gibt, die in der weiteren Diskussion heute im 
Plenum oder im Ausschuss kommen sollten, wer-
den wir uns sicherlich nicht gegen Gespräche 
wehren, wie eine wie auch immer geartete finan-
zielle Unterstützung aussehen sollte. Wir sehen 
aber – das möchte ich betonen – diese Argumen-
te zu diesem Zeitpunkt noch nicht. Deswegen hal-
ten wir nach dem Stand der Dinge und nach der 
Information, die seitens der Regierung gegeben 
worden ist, die vorgeschlagene Einstellung der 
finanziellen Förderung zum Jahresende für sinn-
voll. – Danke schön. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Dr. Brinkmeier. – Für die FDP-Fraktion 
hat Herr Lindner das Wort. 

Christian Lindner (FDP): Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Manchmal 
wird ja ein politisches Anliegen in seiner Zielrich-
tung deutlicher, wenn man Analogien bemüht. Ei-
ne solche Analogie zwischen dem Hochschulbe-
reich und der kommunalen Ebene bietet sich an, 
weil die Hochschulen aufgrund der Entscheidun-
gen dieses Landtags inzwischen verselbstständig-
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te Körperschaften sind. Es sind keine nachgeord-
neten Behörden mehr, sondern selbstbewusste, 
eigene Organisationseinheiten, die in eigener 
Verantwortung ihre Geschäfte versehen. Die Be-
schäftigten, die vormals Beamte und Angestellte 
des Landes waren, sind nun Bedienstete ihrer 
Hochschule. 

Genauso sind Kommunalbeamtinnen und Kom-
munalbeamte und Angestellte im kommunalen öf-
fentlichen Dienst jeweils ihrer Kommune zugeord-
net. Das Personalvertretungsrecht hat deshalb 
auch nur eine Mitwirkung auf der Ebene der 
Kommunen als Ziel, aber nicht auf einer überge-
ordneten Ebene. 

(Karl Schultheis [SPD]: Das gilt dann auch 
für Rektoren und Kanzler! Wollen Sie das 
abschaffen?) 

– Herr Schultheis, Sie wollen Kommunalpolitiker 
werden. Sie möchten in Aachen Oberbürgermeis-
ter werden. Wenn man diese Analogie zu Ende 
denkt, bedeutete das, dass sich die Beschäftigten 
Ihrer – das wünschen Sie sich ja – Verwaltung in 
Aachen in einer Hauptpersonalrätekonferenz beim 
Innenminister organisieren würden, wenn das 
rechtlich zu konstruieren wäre. Ich habe von der 
SPD aus den Jahren ihrer Regierungsverantwor-
tung keine Initiative in Erinnerung, mit der sie für 
die Kommunalbeamten einen Hauptpersonalrat 
beim Innenminister hätten einrichten wollen. 

(Kopfschütteln und Zuruf von Karl Schultheis 
[SPD]) 

Das gab es nicht, weil es auch keinen Sinn ge-
macht hätte.  

Sinnvoll ist es, Mitwirkungstatbestände in der ein-
zelnen Hochschule, in der eigenen Organisation 
zu realisieren. Das ist möglich und das machen 
wir.  

Das, was Sie jetzt zusätzlich beantragen, ist, die 
bestehenden Landespersonalrätekonferenzen, die 
an die Stelle des Hauptpersonalrates getreten 
sind, weiterzufinanzieren. Das ist jedoch ein Gre-
mium ohne jede rechtliche Legitimation, ein Gre-
mium, das keine Mitwirkungsbefugnisse nach 
dem Gesetz hat. Vielmehr ist es ein informelles 
Gremium, in dem Gedankenaustausch und Erfah-
rungsaustausch möglich sind. 

(Karl Schultheis [SPD]: Wir fordern ja, das 
gesetzlich zu regeln!) 

Das hat es zu Ihrer Zeit für Kommunalbeamte – 
ich bleibe bei dieser Analogie – an keiner Stelle 
gegeben. Warum sollten wir das jetzt im Bereich 
der Hochschulen dauerhaft einführen? Es hat ja, 

um Härten, übrigens auch ganz individuelle Här-
ten, abzufedern, Sinn, das eine Zeit lang weiter zu 
finanzieren und einen geordneten Übergang zu 
ermöglichen. Dauerhaft hat dieses Gremium als 
Institution aus unserer Sicht aber nichts zur Ent-
wicklung der Hochschullandschaft beizutragen, 
weil eben keine Mitwirkungsbefugnisse für dieses 
Gremium vorgesehen sind. Dementsprechend 
spricht nichts dagegen, das informell als Gedan-
kenaustausch zu organisieren. Ein solcher Ge-
dankenaustausch findet im Übrigen ja auch inner-
halb der Gewerkschaften statt; da gehört er auch 
hin.  

Ich sehe keine Perspektive dafür, dass dieser 
Landtag Mittel für die dauerhafte Institutionalisie-
rung eines Gremiums bewilligen könnte, das kei-
ne echte Mitwirkungsbefugnis besitzt. – Schönen 
Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Lindner. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat Herr Kollege Groth das 
Wort. 

Ewald Groth*) (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Mitbestimmung ist mehr als ein Wort. Da ha-
ben Sie recht, Herr Schultheis. Nur, wenn ich 
Herrn Dr. Brinkmeier und noch viel mehr Herrn 
Lindner hier höre, muss ich leider feststellen: Für 
diese Regierung und die sie tragenden Fraktionen 
scheint Mitbestimmung mehr als ein Wort zu sein. 
Es ist für Sie ein Fremdwort, meine Damen und 
Herren, um nicht zu sagen, ein Unwort.  

Was Sie von der Mitbestimmung halten, haben 
Sie ja hinlänglich bei der Novellierung des Lan-
despersonalvertretungsgesetzes schon bewiesen. 
Bürokratieabbau wollten Sie damit angeblich 
betreiben. Doch das Einzige, was Sie abgebaut 
haben, sind zahlreiche Beteiligungstatbestände 
und Verfahren, die über lange, lange Jahre we-
sentliche Bausteine zur Wahrung des Betriebs-
friedens in unserem Lande gewesen sind. Ich 
nenne nur einige Punkte: Abmahnungen, behör-
deninterne Umsetzungen, Privatisierungen. Bei all 
diesen Punkten, Herr Dr. Brinkmeier, haben Sie 
unter dem Vorwand der Entbürokratisierung gut 
funktionierende Beteiligungstatbestände im Lan-
despersonalvertretungsgesetz schon abgebaut. 
Das zeigt, welche Denke bei den regierungstra-
genden Fraktionen von CDU und FDP gegenüber 
dem Landespersonal vorherrscht. 

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE]) 
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Letztlich spiegelt sich dies auch in dem sogenann-
ten Hochschulfreiheitsgesetz wider. Auch hier 
sind Mitbestimmungsrechte abgebaut und Beteili-
gungsstrukturen zerschlagen worden zugunsten 
der Stärkung einer zentralen Leitung, die dann 
noch nicht einmal mehr demokratischer Kontrolle 
unterliegt. 

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE] und Karl 
Schultheis [SPD] – Christian Lindner [FDP]: 
Wie bitte?) 

Eine Antwort auf die Frage, wer denn eigentlich 
„die Hochschule“ ist, die jetzt plötzlich frei sein 
soll, sind Sie bis heute schuldig geblieben, Herr 
Pinkwart. Schaut man ins Gesetz, scheint die La-
ge recht einfach. Da steht: „Mitglieder der Hoch-
schule sind die Hochschulleitungen, die Studie-
renden und das Personal.“ 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 

Andererseits heißt es aber auch im Gesetz: Das 
Personal steht im Dienst der jeweiligen Hochschu-
le. Die Hochschulen besitzen das Recht, Beamte 
zu haben. – Entweder ist das Personal Teil der 
Hochschule und bedeutet „die Hochschule“, oder 
die Hochschule darf das Personal haben. Was 
sind denn jetzt die Beschäftigten der Hochschule? 
– Genau das müssen wir in diesem Zusammen-
hang auch diskutieren.  

Abgesehen davon habe ich jedes Verständnis da-
für, dass sich den Personalräten bei diesem Duk-
tus des Gesetzes, bei dieser Wortwahl die Fuß-
nägel aufrollen: 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Die Hochschulen dürfen Beamte haben. – Aus 
diesen Worten spricht doch die Überzeugung, 
dass die Beschäftigten eben nicht die Hochschule 
sind. Konsequenterweise enthält das sogenannte 
Hochschulfreiheitsgesetz auch für die Beschäftig-
ten nicht mehr, sondern eben deutlich weniger 
Freiheit. Darauf haben wir und andere im Verfah-
ren auch immer wieder hingewiesen.  

Genau diese Einstellung spiegelt sich jetzt auch 
bei der Frage, welche Möglichkeiten die Landes-
personalrätekonferenzen haben sollen, wider. 

Ich würde hier und heute sehr gerne von Ihnen 
hören, Herr Minister, dass das alles nur ein Miss-
verständnis ist. Ich würde gerne hören, dass Ih-
nen die Landespersonalrätekonferenzen genauso 
viel wert sind wie die Landeskonferenzen der 
Hochschulleitungen. Ich würde mich sehr darüber 
freuen, wenn Sie jetzt hier im Sinne von „Mitbe-
stimmung ist mehr als ein Wort“ ein wenig Klarheit 
in die Debatte bringen würden. 

Beweisen Sie, dass es für Sie, Herr Minister 
Pinkwart, kein Fremdwort ist. Sichern Sie die 
Landespersonalrätekonferenzen im Hochschulbe-
reich, und zwar nicht nur irgendwie über den 31. 
Dezember dieses Jahres hinaus, sondern dauer-
haft institutionell, strukturell, finanziell und perso-
nell. – Sie haben das Wort, Herr Minister.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Groth. – Als nächster Redner spricht 
Herr Minister Prof. Dr. Pinkwart für die Landesre-
gierung. Bitte schön. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innova-
tion, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Worum geht es wirk-
lich? – Wir haben mit der Novellierung des Lan-
despersonalvertretungsgesetzes den Einfluss der 
Personalräte auf ein bundesweit übliches, norma-
les Maß zurückgeführt. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Sie sind ziemlich libe-
ral!) 

Wir haben uns dabei weitgehend an dem orien-
tiert, was etwa auf Bundesebene unter wechseln-
den parlamentarischen Mehrheiten – auch mit 
Regierungen, die beispielsweise von den Grünen 
getragen worden sind – Konsens war und ist. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Nordrhein-Westfalen 
war immer Vorreiter!) 

Zudem haben wir mit dem Hochschulfreiheitsge-
setz Personal und Personalräten in den Universi-
täten und Fachhochschulen eine Rechtsstellung, 
lieber Herr Groth, verschafft, wie sie etwa bei den 
Städten und Gemeinden schon immer bestand. 

(Beifall von Christian Lindner [FDP]) 

Wenn das, was Sie eben vorgetragen haben, so 
zuträfe, wäre es eine radikale Kritik an der Mitbe-
stimmungswelt, die wir in unseren Städten und 
Gemeinden seit Jahrzehnten haben. 

(Beifall von Christian Lindner [FDP]) 

Ich kann mir nicht vorstellen, dass Sie das so ge-
meint haben. 

(Zuruf von der CDU: Doch!) 

Diese beiden Reformen kamen innerhalb eines 
Jahres, nämlich 2007, auf die Hochschulen zu. 
Für die Personalräte der Hochschulen änderte 
sich also besonders viel. 
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Solange das Hochschulpersonal im Landesdienst 
stand, gab es oberhalb der Personalräte der 
Hochschulen zwei Hauptpersonalräte beim Minis-
terium, die dann, wenn auf örtlicher Ebene keine 
Einigung erreicht werden konnte, mit dem Ministe-
rium weiterverhandelten. Denn bis zu dem Zeit-
punkt waren unsere Hochschulen nachgeordnete 
staatliche Behörden und keine Körperschaften 
des öffentlichen Rechts, die in eigener Autonomie 
handlungsfähig sind. 

Diese Hauptpersonalräte hatten für die örtlichen 
Personalräte im Laufe der Jahre auch manche In-
formations-, Koordinations- und Beratungsfunktion 
übernommen. Um davon einiges zu erhalten, bil-
deten die Personalräte schon vor In-Kraft-Treten 
des Hochschulfreiheitsgesetzes Landespersonal-
rätekonferenzen: eine Konferenz der Personalräte 
des wissenschaftlichen Personals und eine des 
nichtwissenschaftlichen Personals. 

Weil wir gesehen haben, dass der Umstellungs-
prozess den Personalräten der Hochschulen be-
sonders viel abverlangte, sind wir deren Wunsch 
nach Unterstützung durch Ressourcen aus dem 
Landeshaushalt nachgekommen, haben aber von 
Anfang an deutlich gemacht, dass das nur für eine 
Übergangszeit möglich ist. Diese Unterstützung 
bestand und besteht aus der Finanzierung je ei-
nes Geschäftsführers mit Reisekosten und mit 
Dienstzimmer im Ministerium.  

Sie begann mit dem In-Kraft-Treten des Hoch-
schulfreiheitsgesetzes am 1. Januar 2007 und 
sollte zunächst bis zum 30. Juni dieses Jahres 
dauern. Wir hatten damals die Einschätzung, dass 
die Umstellungsphase in den Hochschulen bis 
dahin beendet sein würde. Außerdem ist das der 
Termin, an dem die reguläre Amtszeit der beiden 
Hauptpersonalräte geendet hätte. 

Auf intensiven Wunsch der Personalrätekonferen-
zen haben wir uns nun entschlossen, diese Un-
terstützung bis zum Ende dieses Jahres fortzufüh-
ren. Das sind dann zwei Jahre, und dann muss 
die Umstellungsphase als abgeschlossen gelten. 
Weitere Verlängerungen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, gibt es nicht. Was wir nämlich 
nicht wollen, ist ein zusätzliches Institutionen-
system ohne wirkliche Kompetenzen. Das kann 
nicht der Weg sein. 

(Beifall von Christian Lindner [FDP]) 

Ich wüsste auch nicht, wie man eine dauerhafte 
Finanzierung solcher Gremien durch das Land 
exklusiv im Hochschulbereich begründen wollte, 
da doch die Personalräte der Städte, Gemeinden 
und Kreise seit eh und je ohne Landesmittel für 

ihre Arbeit zurechtkommen mussten und zurecht-
gekommen sind. 

Die Personalräte der Hochschulen fallen ohne die 
zwei Geschäftsführerstellen auch nicht ins Boden-
lose. Im Gegenteil: Der Meinungs- und Informati-
onsaustausch auch über räumliche Distanzen 
hinweg ist mit den modernen Kommunikations-
medien nun wahrlich kein Problem. 

(Karl Schultheis [SPD]: Das ist schon zy-
nisch!) 

– Moment, Herr Schultheis. – Hinzu kommt, dass 
die hochschulübergreifende Fortbildung, die ent-
sprechend finanziert wird, Schulungen anbietet, 
bei denen sich Personalratsmitglieder treffen und 
austauschen können. 

Mein Fazit, meine Damen und Herren: Wir haben 
den Personalräten der Hochschulen in einer Pha-
se des Übergangs und der Umstellung geholfen. 
Und ich füge hier hinzu: Wir haben ihnen gerne 
geholfen, weil sie selbst und auch unsere Hoch-
schulen sich in einer Phase der intensiven Um-
stellung befanden. Allerdings soll es bei dieser 
Übergangshilfe, die lediglich der Meisterung einer 
Übergangsherausforderung dient, bleiben. – Herz-
lichen Dank für Ihre freundliche Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Pinkwart. – Meine Damen und Her-
ren, mir liegt eine weitere Wortmeldung des Kol-
legen Schultheis für die Fraktion der SPD vor. Bit-
te schön, Herr Kollege. 

Karl Schultheis*) (SPD): Verehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Da-
men und Herren! Die von Herrn Minister Pinkwart 
und den Vertretern der Regierungsmehrheit be-
schriebene Situation haben sie selbst verursacht. 
Insofern hört es sich fast so an, als ob es ein 
Gnadenakt gegenüber den Beschäftigten des 
Landes Nordrhein-Westfalen wäre. Sie als Parla-
ment vertreten das Volk in Nordrhein-Westfalen, 
und das Volk in Nordrhein-Westfalen ist nicht auf 
Gnadenakte einer Landesregierung angewiesen. 
Vielmehr hat es einen Anspruch darauf, im Sinne 
des Volkes ordentlich regiert zu werden. Ich bitte, 
dies zu berücksichtigen, zumal es sich hier oft so 
anhört, als ob es sich hier um Gnadenerweise 
handelte. Das wäre ein schlechtes Selbstver-
ständnis von Parlamentariern. 

(Christian Lindner [FDP]: Zum Thema!) 
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– Herr Lindner, daran sollten Sie sich gewöhnen. 
An Ihrer Stelle würde ich mir gerade als Liberaler 
ein paar Gedanken dazu machen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN)  

Sie haben das Beispiel Kommune gebracht. 

(Christian Lindner [FDP]: Ein treffendes Bei-
spiel!) 

– Nein, das ist überhaupt kein treffendes Beispiel. 
Die Situation in einer Kommune, die im Rahmen 
der kommunalen Selbstverwaltung nur für ihren 
bestimmten Bereich zuständig ist, könnte man 
vielleicht insofern zum Vergleich heranziehen, als 
es die Möglichkeit gibt, Personalräte für die ein-
zelnen Bereiche und einen Hauptpersonalrat für 
die Gesamtkommune zu bestellen. Es wird immer 
wieder diskutiert, ob es für bestimmte Bereiche 
Sinn macht, neben dem Hauptpersonalrat einen 
eigenen Personalrat zu haben. 

In der Stadt Aachen haben wir für die Bereiche, in 
denen es die Kolleginnen und Kollegen für sinn-
voll halten, solche Bereichspersonalräte einge-
richtet. Dazu gibt es den Hauptpersonalrat, der 
die gemeinsamen Interessen aller über die Berei-
che hinaus zusammenbringt. 

(Christian Lindner [FDP]: Beim Innenminister 
gibt es keinen! Den hätten Sie doch einfüh-
ren müssen!) 

– Wenn Sie der Meinung sind, dass das richtig ist, 
beantragen Sie es! Wir beantragen dies, weil es 
gemeinsame Interessen der Beschäftigten in den 
Hochschulen gibt, die ohnehin, was ihre Mitwir-
kungsrechte in den Hochschulen angeht, stark 
beschnitten worden sind. Diese gemeinsamen In-
teressen müssen auch formuliert werden. 

Ich nenne Ihnen ein Beispiel: Die Zahl der Zeitver-
träge in den Hochschulen nimmt immer mehr zu – 
schauen Sie genau hin, das ist ein Thema, das 
wir noch einmal gesondert auf die Tagesordnung 
setzen müssen –, auch bei den nichtwissenschaft-
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Es ist ei-
ne Katastrophe, auch was die Qualität der Gewin-
nung von Personal in den Hochschulen angeht. 
Über diese Fragestellung ist nicht nur in einer 
Hochschule zu diskutieren, sondern in allen 
Hochschulen. Das ist – um nur eines herausgrei-
fen – ein verbindendes Thema. 

Ich habe die Zusicherung von Herrn Minister 
Pinkwart bei der Diskussion mit den Personalrä-
ten nicht im Sinne einer Übergangslösung ver-
standen. Das Wort Übergangslösung hat da keine 
Rolle gespielt. Es ist nicht als Übergangslösung 
dargestellt worden, sondern als eine Möglichkeit, 

den Hochschulbeschäftigten des Landes eine Ko-
ordinationsebene zu schaffen. 

Ich habe es eben in meinem Eingangsstatement 
deutlich gemacht: Wenn Sie der Meinung sind, 
dass sich alles nur noch auf die jeweils konkrete, 
einzelne Hochschule bezieht, dann gilt das auch 
für die – sie sind auch Beschäftigte ihrer Hoch-
schule – Rektoren und Kanzler. Dann müssen Sie 
mir erklären, warum es dort Sinn macht – ich bin 
der Meinung: sehr wohl –, sich auf Landesebene 
zu koordinieren. Diesbezüglich existiert auch kein 
Rechtsrahmen, keine gesetzliche Grundlage wie 
ein Landesrektorenkonferenzgesetz Nordrhein-
Westfalen oder dergleichen. Sie müssen überle-
gen und begründen, warum es dort einen Sinn 
macht und im Fall der Beschäftigen nicht. Es ent-
zieht sich einer vernünftigen Erklärung, dass man 
hier unterschiedlich verfährt. 

Ich halte die Meinung der Beschäftigten für viel 
ausschlaggebender. Wenn sie selbst sagen – die 
Personalräte, das Personal, die Menschen, die 
unsere Hochschulen im wissenschaftlichen und 
nichtwissenschaftlichen Bereich auch tragen, die 
Hochschule ausmachen –, dass ihnen das wichtig 
ist, müsste das eigentlich auch für Sie ein durch-
schlagendes Argument sein, dass man solche 
Landespersonalrätekonferenzen nicht abschafft. 

Nochmals: Wir wollen keine Unverbindlichkeit. 
Wenn Sie den Antrag genau lesen, steht darin, 
dass wir uns eine gesetzliche Absicherung der 
Landespersonalrätekonferenzen wünschen. Der 
Haushalt des Landes Nordrhein-Westfalen kann 
es sicherlich ertragen, zwei Geschäftsführer und 
eine Geschäftsstelle und somit die Landesperso-
nalrätekonferenzen in Räumen des Landes Nord-
rhein-Westfalen, die ohnehin bezahlt sind – Sie 
bauen ja auch Personal in den Ministerien ab; da-
von gehe ich aus, da Sie praktisch für nichts mehr 
zuständig sind –, weiter zu beherbergen. Wenn 
ich das Personaltableau sehe, dessen Finanzie-
rung die Landesregierung zusätzlich in den Haus-
halt eingestellt hat, halte ich das für sehr verant-
wortbar gegenüber denjenigen, die Hochschule 
ausmachen. 

Wenn man gleichzeitig – die Hochschulräte sind 
ja als jetzt oberste Dienstbehörde, als Ministeri-
umsersatz angesprochen – gesetzlich einen 
Hochschulrat etabliert, in dem mindestens 50 % 
der Beteiligten von außen kommen müssen – wo-
her auch immer –, dann wäre es doch ein hervor-
ragendes Signal, denjenigen, die in den Hoch-
schulen arbeiten und nicht von außen kommen, 
sondern den Alltag organisieren, damit Wissen-
schaft und Forschung funktioniert, damit gute Er-
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gebnisse entstehen, eine Möglichkeit der Koordi-
nation auf Landesebene zu gewähren. 

Es ist schizophren und teilweise auch zynisch, wie 
Sie hier argumentieren. Überlegen Sie noch ein-
mal gut – wir haben ja noch ein bisschen Zeit, im 
zuständigen Fachausschuss darüber zu diskutie-
ren –, ob hier nicht ein angemesseneres Ergebnis 
erforderlich ist als das, was Sie heute an Möglich-
keiten dargeboten haben. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schultheis. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion der FDP der Kollege Lindner 
das Wort, anschließend Herr Kollege Groth für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Christian Lindner (FDP): Lieber Herr Schultheis, 
wenn Sie von Zynismus sprechen, dann gibt es 
noch ganz andere Themen im Bereich der Mitbe-
stimmung, die man eher mit diesem Etikett bele-
gen kann, nämlich etwa, wie die Gewerkschaften 
selbst in ihren eigenen Gremien Mitbestimmung 
organisieren. Es gibt Gewerkschaften, die noch 
nicht einmal einen Betriebsrat eingerichtet haben. 

(Karl Schultheis [SPD]: In den Personalräten 
sind Leute, die gar nicht in der Gewerkschaft 
sind!) 

Sie bauen Personal ab. Die Gewerkschaften zie-
hen zwangsweise Gehaltsbestandteile ein. Wenn 
jetzt von Ihnen das Hohelied gesungen wird, dann 
muss das auch einmal differenzierter betrachten. 

In der Sache will ich nur noch zwei Dinge un-
terstreichen. 

Zum einen: Der Vergleich zwischen Landesrekto-
ren- und Landespersonalrätekonferenz hinkt, Herr 
Schultheis, weil die Landeshochschulrektorenkon-
ferenz gegenüber dem Land und dem Ministerium 
die Interessen der Hochschullandschaft insge-
samt vertritt. Da sind im Übrigen auch die Be-
schäftigten vertreten, denn Direktoren vertreten 
jeweils ihren Standort. 

(Karl Schultheis [SPD]: Durch Ihr Gesetz 
immer weniger!) 

– Kommen Sie doch ein bisschen zur Ruhe, Herr 
Schultheis. Ich sorge mich ja um Sie. 

(Karl Schultheis [SPD]: Es ist ein Grund, sich 
aufzuregen, wenn hier solch ein Blödsinn er-
zählt wird!) 

– Ihr Kopf ist bald so rot wie Ihre Krawatte. Kom-
men Sie doch ein bisschen zur Ruhe. 

Die Landeshochschulrektorenkonferenz vertritt die 
Hochschulen insgesamt. Zu den Hochschulen ge-
hören die Studierenden genauso wie das wissen-
schaftliche und das nichtwissenschaftliche Perso-
nal. Sie sind somit als Institutionen gegenüber 
dem Land vertreten.  

Die Landespersonalrätekonferenz, Herr Schult-
heis – ich will das noch einmal verdeutlichen –, ist 
dagegen ein Fremdkörper. 

(Karl Schultheis [SPD]: Jetzt wird es aller-
dings Zeit!) 

Sie hat nämlich keine eigenen Mitwirkungsbefug-
nisse. Schon das von Ihnen vorgetragenen Bei-
spiel Aachen hinkt. Sie haben von einem Haupt-
personalrat auf Ebene der Kommune und von Be-
reichspersonalräten gesprochen. Nichts spricht 
dagegen, dass auch an einer Hochschule Be-
reichspersonalräte gebildet werden und man sich 
in der Hochschule im Hauptpersonalrat auf Ebene 
der Hochschulleitung dann auch mit einbringt. 

(Karl Schultheis [SPD]: Es gibt keine Lan-
deskommune!) 

– Ja, aber es gibt unter den Innenministern der 
SPD keine mir bekannte Initiative, einen Haupt-
personalrat der Hauptpersonalräte der Kommu-
nalbeamten einzurichten, weil das von ihnen da-
mals zu Recht nicht beantragt worden ist. Denn 
es ist rechtlich nicht möglich, einen Hauptperso-
nalrat einzurichten, der keine Mitwirkungsbefug-
nisse hat. 

(Karl Schultheis [SPD]: Wir haben den Städ-
te- und Gemeindebund!) 

Das ist ein Austauschgremium. Niemand hat et-
was gegen Austauschgremien. Aber nicht jedes 
informelle Austauschgremium kann aus dem Lan-
deshaushalt finanziert werden. 

(Karl Schultheis [SPD]: Sie finanzieren ganz 
andere Sachen!) 

Ich meine, dass die Gewerkschaften die übergrei-
fenden Themen in ihren Gremien beraten können. 
Bei Themen, die unterschiedliche Beschäftigte un-
terschiedlicher Hochschulen betreffen, haben die 
Gewerkschaften das Recht und die Pflicht, eigene 
programmatische Vorstellungen zu entwickeln, zu 
beraten und sie dann über die jeweils örtlich täti-
gen Personalräte oder Hauptpersonalräte einzu-
bringen. Eine Zusatzgremienstruktur brauchen wir 
nicht. 

Es wäre im Übrigen ein Dammbruch. Würde man 
das jetzt dauerhaft finanzieren, kämen andere 
sehr schnell auch auf die Idee, sich ein ähnliches 
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informelles Beratungsgremium finanzieren zu las-
sen. Nicht nur die Senate, sondern insbesondere 
die kommunalen Bediensteten würden sehr 
schnell vorstellig werden mit dem Anspruch, ge-
nau dasselbe im Lande, aber nicht nur mit einer 
Geschäftsführungsstelle, einzurichten. Von daher 
kann ich Ihnen keine Hoffnungen machen, dass 
Ihr Anliegen im Ausschuss eine Mehrheit finden 
könnte. – Danke schön. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Lindner. – Herr Kollege Groth hat als 
nächster Redner für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen das Wort. 

Ewald Groth*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Herr Lindner, Ihre Fraktion, 
die FDP-Fraktion in diesem Hause, ist die Frakti-
on, die schon bei der Reform des Landesperso-
nalvertretungsgesetzes gerne die Mitbestimmung 
noch weiter geschliffen hätte, als sie dann ohne-
hin schon geschliffen worden ist. 

(Beifall von der SPD) 

Sie haben in der Diskussion um das Landesper-
sonalvertretungsgesetz schon mit Stimmungen 
gearbeitet. Ihre Kolleginnen und Kollegen aus Ih-
rer Fraktion haben mit Stimmungen gearbeitet. 
Sie wollten insinuieren, Mitbestimmung wäre 
Sand im Getriebe einer Behörde. Das wollten Sie 
der geneigten Öffentlichkeit klarmachen. – Die 
Tatsachen sind andere. 

Tatsache ist: Mitbestimmung dient dem flüssigen 
und flexiblen Ablauf in einer Behörde. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Nur sind Sie die Letzten, die das nicht einsehen 
wollen. Das Gegenteil von dem, was sie verkün-
den, ist nämlich der Fall: Mitbestimmung hilft. 
Welche Ungleichbehandlung: Die Landesrekto-
renkonferenz der Universitäten und Fachhoch-
schulen wird weiter gefördert, die Koordination der 
Personalvertretungen aber nicht! Was für eine 
Ungleichbehandlung wollen Sie denn da einfüh-
ren, Herr Lindner? Was wollen Sie denn da ma-
chen? Wie soll das denn gehen? Oder wollen Sie 
die Koordination der Universitäten und Fachhoch-
schulen am Ende auch noch abschaffen? Es gibt 
einen solchen Koordinationsbedarf wie durch die 
Landesrektorenkonferenz der Fachhochschulen 
und der Universitäten aufgegriffen genauso auf 
der Ebene der Personalvertretungen, und zwar 
landesweit. Deshalb sollte diese Koordination 
auch weiter gefördert werden. 

Ich finde es zynisch, Herr Minister, wenn Sie dann 
auf die modernen Informationstechnologien und 
darauf verweisen, man könnte sich ja mal eine E-
Mail hin und her schreiben. Das wird jedenfalls 
der Frage der Mitbestimmung an unseren Univer-
sitäten landesweit nicht gerecht. 

Stellen Sie sich einmal vor, in den Ausschuss für 
Innovation, Wissenschaft, Forschung und Techno-
logie dieses Landes, dem Fachausschuss, dem 
ich vorsitzen darf, würde jeweils, wenn Personal-
fragen betroffen sind, jede einzelne Personalver-
tretung aus jeder einzelnen Universität und Fach-
hochschule geladen werden, um sie anzuhören. 
Es ist sehr viel einfacher und sehr viel zielführen-
der, eine Koordination herzustellen. 

(Zuruf von Christian Lindner [FDP]) 

Was Sie aber betreiben, ist ideologische Politik. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Sie wollen die Mitbestimmung einschneidend ver-
ändern. Sie wollen den Menschen die Möglichkeit 
zur Koordination nehmen. Und das ist nicht in 
Ordnung. Sie gehen in die Geschichte der Lan-
despolitik ein als die Fraktion, die sich mit der Mit-
bestimmung jedenfalls nicht qualitativ und nach 
vorne gewandt beschäftigen will, um den Men-
schen und den Behördenleitern zu helfen. Sie, die 
FDP-Minister Wolf und Pinkwart, gehen jedenfalls 
nicht als Freunde der Mitbestimmung in Nord-
rhein-Westfalen in die Geschichte der Landespoli-
tik ein. – Vielen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Groth. – Meine Damen und Herren, 
als nächster Redner hat für die Landesregierung 
Herr Minister Pinkwart das Wort. Bitte schön. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innova-
tion, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Die polemische Einlassung, die Sie 
eben auch der Landesregierung gegenüber vor-
genommen haben, wirft ein entsprechendes Licht 
auf Sie selbst. Wenn Sie, was meinen Verantwor-
tungsbereich anbetrifft, den Nachweis erbringen 
würden, dass ich den hohen Anforderungen an 
eine wirksame Mitbestimmung nicht gerecht ge-
worden wäre, wäre ich sehr dankbar dafür.  

Ich habe es bisher so begriffen, dass wir Mitbe-
stimmung im Interesse der Beschäftigten, im Inte-
resse der Studierenden und damit im Interesse 
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des Landes Nordrhein-Westfalen sehr ernst neh-
men. 

(Karl Schultheis [SPD]: Sie haben das LPVG 
mit beschlossen! – Weitere Zurufe) 

Deswegen haben wir auch das Mitbestimmungs-
recht in einer Weise fortentwickelt, wie es in der 
Bundesrepublik Deutschland gilt, wie es für die 
Bundesbeschäftigten gilt und wie es in anderen 
Bundesländern gilt, etwa in so erfolgreichen Bun-
desländern wie dem Bundesland Baden-
Württemberg, in dem wir mit die niedrigste Ar-
beitslosenquote in ganz Deutschland haben, das 
höchste Wohlstandsniveau haben, in dem wir die 
besten sozialen Ergebnisse für die Menschen ha-
ben.  

Wir haben das Personalvertretungsrecht fortent-
wickelt. 

(Zuruf von Ewald Groth [GRÜNE]) 

– Herr Groth. Sie müssen sich schon mit den Er-
gebnissen von Politik beschäftigen, nicht nur mit 
den Versprechungen. Ergebnis von Politik ist, 
dass sich Baden-Württemberg über Jahrzehnte so 
entwickelt hat, wie wir es heute erleben, während 
Nordrhein-Westfalen unter Ihrer Mitregierungs-
verantwortung den Anschluss in Deutschland ver-
loren hat. Das ist die Lebenswirklichkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Jetzt schauen Sie einmal, was die Änderung des 
Personalvertretungsrechts für die Menschen in 
Nordrhein-Westfalen – auch für die öffentlich Be-
schäftigten – unter anderem erbracht hat. Indem 
wir das Landespersonalvertretungsrecht für den 
Schulbereich an das baden-württembergische 
Recht noch nicht einmal vollständig, nur nähe-
rungsweise angelehnt haben, ist es möglich ge-
worden, dass von 500 ausschließlich für die Mit-
arbeiterselbstverwaltung vollständig freigestellten 
Lehrerinnen und Lehrern in Nordrhein-Westfalen 
mindestens 150 wieder hauptamtlich in den 
Schuldienst kommen. Ich meine, in Anbetracht 
massenhaften Unterrichtsausfalls und schlechter 
PISA-Ergebnisse ist das die sozialste Politik im 
Interesse der Beschäftigten in diesem Land, die 
man nur machen kann. Also: Mitbestimmung wol-
len wir. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister!  

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innova-
tion, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Aber wir wollen sie vernünftig.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
entschuldigen Sie, wenn ich Sie unterbreche.  

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innova-
tion, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Frau Präsidentin, ich möchte das zunächst zu En-
de führen. Dann bin ich gern für Nachfragen be-
reit. Ich möchte noch auf die Einlassungen, die 
eben gemacht wurden, eingehen.  

Ich möchte dann sagen, wie das bei uns abläuft. 
Es ist völlig deutlich geworden: Die Universitäten 
und Fachhochschulen haben rechtlich den glei-
chen Status wie Städte und Gemeinden. Das gilt 
für die Großstädte und die Landkreise genauso 
wie für kleine Gemeinden.  

Sie stellen sich hin und sagen, jetzt herrschten an 
den Hochschulen schlechtere Mitbestimmungs-
bedingungen, weil sie die gleichen Mitbestim-
mungsbedingungen hätten, die seit langer Zeit für 
die Kommunen gelten und die auch in der Zeit Ih-
rer Regierungsverantwortung Gültigkeit in den 
Kommunen hatten. Sie sehen schon: Da beißt 
sich Ihr Argument selbst!  

(Karl Schultheis [SPD]: Das ist nicht zu ver-
gleichen!) 

Herr Schultheis, weil es nicht meine Art ist, so mit 
Menschen umzugehen – das habe ich im Übrigen 
auch nicht vorgetragen –, möchte ich Ihnen Fol-
gendes sagen, da eben die Einlassung gemacht 
wurde, es gäbe Gnadenakte: Ich schätze jede 
Mitarbeiterin und jeden Mitarbeiter – sowohl in 
den Ministerien als auch in den Hochschulen.  

(Karl Schultheis [SPD]: Sagen und Tun sind 
Zweierlei, Herr Minister!) 

Deswegen, lieber Herr Schultheis, habe ich vorge-
tragen, wir hätten rechtssystematisch, wenn wir 
von Anfang an so verfahren wären, wie es bei den 
Kommunen üblich ist, mit Inkrafttreten des Hoch-
schulfreiheitsgesetzes die Landespersonalräte 
auflösen können. Das haben wir aber nicht ge-
macht.  

Wir reden auch miteinander, hören auf die Mei-
nung des anderen und beziehen sie mit ein. Wir 
haben gesagt: Es gibt Übergangs- und Anpas-
sungsfragestellungen. Deswegen halten wir es für 
sachgerecht, eine Übergangsregelung gefunden 
zu haben, die von vornherein so angelegt war, 
dass sie nach einer gewissen Zeit auslaufen soll-
te.  

Wenn wir das so organisieren, sind das keine 
Gnadenakte. Es ist vielmehr eine Stilfrage, wie wir 
miteinander umgehen. Wir wollen fair mit den 
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Menschen umgehen. Wir sagen ihnen vorher, wie 
wir das machen, bereden das und halten uns 
dann an unsere Zusagen.  

(Beifall von der CDU – Karl Schultheis [SPD] 
schüttelt mit dem Kopf.) 

Zur Arbeitsweise der Landespersonalrätekonfe-
renz, die bewusst gewollt ist: Wir wollen, dass 
man sich dort miteinander austauscht. Wenn das 
in Zukunft geschieht – wir sind hierüber im Ge-
spräch –, wenn also eine Landespersonalrätekon-
ferenz mit dem Staatssekretär oder mit mir ein 
Gespräch führen möchte, um sich zu bestimmten 
Punkten auszutauschen, und dafür nach Düssel-
dorf reist, ist selbstverständlich geregelt, dass sie 
die Reisekosten und die sonstigen Aufwendungen 
dafür ersetzt bekommt. Auch das ist geregelt.  

(Ewald Groth [GRÜNE]: Es wäre ja noch 
schöner, wenn sie auf den Kosten sitzen 
blieben!) 

– Einen Moment, bitte. Wir müssen doch den Zu-
hörerinnen und Zuhörern deutlich machen, wor-
über wir reden.  

(Zurufe von Ewald Groth [GRÜNE] und Karl 
Schultheis [SPD]) 

Alles wird gegeben, was es erlaubt, die Interessen 
gebündelt vorzutragen und sich aufeinander ab-
zustimmen.  

Das Gleiche, lieber Herr Groth, gilt auch für Anhö-
rungen. Sie können alle einladen; das hätten Sie 
auch früher schon tun können. Sie können aber 
auch den Sprecher der Landespersonalrätekonfe-
renz in den Ausschuss zu einer Anhörung einla-
den.  

(Ewald Groth [GRÜNE]: Noch gibt es einen!) 

Er wird sich vorher rückkoppeln und dort eine 
Meinung vortragen.  

Wir sehen also keinerlei Benachteiligung gegen-
über anderen. Zutreffend ist, was Herr Lindner 
gesagt hat. Dem Argument, in den Kommunen 
könnten Hauptpersonalräte gebildet werden, ist 
entgegenzuhalten: In den Hochschulen ist das 
auch möglich. In großen Hochschulen, wie etwa in 
der RWTH Aachen, Herr Schultheis, kann natür-
lich auch, wenn das gewünscht ist, ein Hauptper-
sonalrat wie in jeder größeren Kommune gebildet 
werden.  

(Karl Schultheis [SPD]: Das ersetzt aber 
noch nicht die Landespersonalräte!) 

– Nein, Sie haben insinuieren wollen, dass ein 
solcher Hauptpersonalrat dieser Hauptpersonalrat 

auf Landesebene sei. Den gibt es aber auf kom-
munaler Ebene nicht.  

(Beifall von der FDP – Karl Schultheis [SPD]: 
Es gibt auch keine Landeskommunen! – Ge-
genruf von Christian Lindner [FDP] – Weitere 
Zurufe) 

Halten Sie doch bitte Ihre Argumentation stringent 
und nachvollziehbar. Wir jedenfalls wollen das 
tun, damit es auch in Zukunft im öffentlichen 
Dienst in Nordrhein-Westfalen fair zugeht  

(Zurufe von der SPD) 

und damit die kommunalen Beamten wie die 
Hochschulbeamten und -angestellten gleiche 
Rechte haben. Dafür setzen wir uns ein. – Herzli-
chen Dank.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Pinkwart. – Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, mir liegt eine weitere Wort-
meldung des Kollegen Groth für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen vor. 

Ewald Groth*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Herr Minister, Sie haben ge-
rade gesagt, die Mitbestimmung sei schuld; sie 
sei ursächlich für die hohe Arbeitslosigkeit in 
Nordrhein-Westfalen. Das ist ein Skandal! 

(Beifall von GRÜNEN und SPD – Zuruf von 
Dr. Stefan Berger [CDU]) 

Sie haben uns vorgehalten, dass die Arbeitslosig-
keit in Baden-Württemberg, wo es eine andere 
Mitbestimmung gibt, geringer ist. Was wollen Sie 
insinuieren? 

(Dr. Stefan Berger [CDU]: Das hat der Minis-
ter nicht gesagt!) 

Mitbestimmung führe zu hoher Arbeitslosigkeit? – 
Nehmen Sie das zurück und entschuldigen Sie 
sich bei den Gewerkschaften und bei den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern.  

(Lachen von Minister Prof. Dr. Andreas 
Pinkwart) 

Sie ignorieren den Strukturwandel, Herr Minister. 
Wir haben jedenfalls unter Berücksichtigung der 
Mitbestimmung und unter Beteiligung der Perso-
nal- und Betriebsräte den Strukturwandel in der 
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Vergangenheit gut bewältigt. Damals waren Sie 
noch nicht in der Regierung.  

(Wortmeldungen von Christian Lindner 
[FDP], Dr. Stefan Berger [CDU] und weiterer 
Abgeordneter) 

Sie haben weiterhin erklärt, die Personalvertre-
tung sei ursächlich schuld am Lehrermangel in 
Nordrhein-Westfalen. So geht es nicht, Herr Mi-
nister.  

(Christian Lindner [FDP]: Lächerlich!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege!  

Ewald Groth*) (GRÜNE): Die Landesregierung ist 
für den ausfallenden Unterricht verantwortlich, es 
sind nicht die Personalvertreter, die ihrer Aufgabe 
nachkommen, das Personal vertreten und dafür 
freigestellt werden müssen.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Herr Minister, Sie haben zweimal Anlass, sich 
heute öffentlich zu entschuldigen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD – Zurufe von 
CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Groth, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kol-
legen Dr. Berger?  

(Ewald Groth [GRÜNE]: Jetzt nicht mehr!) 

– Es tut mir leid: Der Kollege hat sich nicht unter-
brechen lassen und dann entschieden, dass er 
die Zwischenfrage nicht zulässt.  

Als nächster Redner hat sich für die Fraktion der 
SPD der Kollege Schultheis zu Wort gemeldet.  

(Zurufe) 

– Wir führen hier für die von den Fraktionen ver-
abredeten Redezeiten alle möglichen Listen, so-
lange es erforderlich ist. – Herr Kollege 
Schultheis, Sie haben das Wort. 

Karl Schultheis*) (SPD): Das ist das gute Recht 
des Parlaments, Frau Präsidentin. Ich freue mich, 
dass Sie die Sitzung so leiten, wie Sie es tun.  

Sehr verehrte Frau Präsidentin! Ich wollte eine 
Zwischenfrage stellen. Herr Minister, Sie haben 
das nicht zugelassen. Denn es ist natürlich 
schwerwiegend, wenn der Eindruck entsteht, dass 
Sie der Meinung sind, weniger Mitbestimmung 
und weniger Demokratie führten zu mehr Arbeits-
plätzen.  

(Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart: Das ist 
doch Unsinn! – Ewald Groth [GRÜNE]: Ein-
deutig! – Weitere Zurufe von SPD und GRÜ-
NEN – Widerspruch von CDU und FDP) 

– Herr Minister, genauso haben Sie das vorgetra-
gen. Sie haben ja Gelegenheit, das klarzustellen, 
wenn es nicht so ist. Auf jeden Fall ist das bei uns 
so angekommen. Ich habe mich mit Kollegen 
Groth, bei dem das auch so angekommen ist, 
nicht abgesprochen. Wenn das der Fall wäre, hiel-
te ich das wirklich für einen Skandal und würde 
Sie bitten, klarzustellen, dass Sie den Zusam-
menhang so nicht sehen.  

Auch bei der Unterrichtung ging es oft ins Grund-
sätzliche. Das gilt zum Beispiel für das Freiheits-
verständnis. Ich kann Ihnen nur sagen: Es gibt 
keine andere Partei als die SPD, die so für Frei-
heit steht und das in ihrer Geschichte bewiesen 
hat wie die Sozialdemokratie. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von der FDP: 
Freiheit vor Staat! – Marc Jan Eumann [SPD]: 
150 Jahre! – Christian Lindner [FDP]: 1848 
waren wir! – Heiterkeit) 

– Jetzt sehen Sie aber ganz schön alt aus, Herr 
Lindner.  

Es geht um eine grundsätzliche Frage der Mitbe-
stimmung und hat mit Demokratie zu tun. 

Ich nutze noch einmal die Gelegenheit, um klar-
zumachen, dass es zwischen Freiheit, Gerechtig-
keit und Solidarität – das sind die Grundwerte der 
SPD – einen Zusammenhang gibt. Gibt es keine 
Solidarität und keine Gerechtigkeit, ist die Freiheit 
in ihrer Wirkung stark eingegrenzt. 

Wir lassen uns als Partei der Freiheit nicht so dar-
stellen, als gäbe es an der Stelle einen Wider-
spruch. Ganz im Gegenteil! Wir befinden uns 
75 Jahre nach dem Ermächtigungsgesetz. Sei-
nerzeit haben die Vorgängerorganisationen der 
Konservativen und Liberalen dem Gesetz zuge-
stimmt. Unsere Vorgänger und Vorgängerinnen … 

(Lebhafter Widerspruch von CDU und FDP) 

– Man muss das darstellen, weil es wichtig ist. 

(Christian Lindner [FDP]: Kommunalwahl-
kampf!) 

– Das hat mit Kommunalwahlkampf nichts zu tun. 
Dafür ist das Thema viel zu ernst, Herr Lindner. 
Diese Ernsthaftigkeit vermisse ich hier so oft, 
wenn es um Grundsätzliches geht, das unsere 
Demokratie ausmacht. 
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Wie gesagt: Vor 75 Jahren sind diejenigen, die ge-
gen das Ermächtigungsgesetz gestimmt haben – 
das war die SPD; die Kommunisten waren schon 
aus dem Reichstag ausgeschlossen –, vielfach ins 
Gefängnis und ins KZ gegangen. Diejenigen, die 
zugestimmt haben, waren die Vorgängerorganisa-
tionen von Konservativen und Liberalen. Das muss 
man einfach einmal klarstellen. 

Es geht darum, dass Mitbestimmung nicht irgend-
etwas ist, nicht nur ein Wort. 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

Wir wollen, dass in Nordrhein-Westfalen Mitbe-
stimmung eingelöst wird. Dafür treten wir ein. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schultheis. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion der FDP der Kollege Lindner 
das Wort. 

(Ewald Groth [GRÜNE]: Passen Sie auf, 
Herr Lindner, ich habe noch neun Sekun-
den!) 

Christian Lindner (FDP): Frau Präsidentin! Herr 
Schultheis, ich werde mit Ihnen hier keinen Wett-
bewerb in der Frage beginnen, welche politische 
Grundrichtung mehr für Freiheit gestritten hat. 

(Karl Schultheis [SPD]: Das tun Sie ständig!) 

Angesichts Zehntausender Liberaler, die seit dem 
Vormärz, seit der Revolution von 1848, auf den 
Barrikaden für Freiheit gekämpft haben, muss ich 
mir von Ihnen nicht sagen lassen, die SPD alleine 
sei Partei der Freiheit und habe die alleinige histo-
rische Leistung dabei erbracht, Freiheit für die 
Menschen zu erkämpfen. Den Wettbewerb halten 
wir als Liberale aus, lieber Herr Schultheis. 

Zur Sache! Den Minister hier so grob misszu-
verstehen, wie Sie das getan haben, dazu gehört 
nicht nur ein fragwürdiger Wille, sondern auch viel 
Phantasie, die ich Ihnen konstatieren will. 

Hier ist klar gemacht worden, dass sich der Poli-
tikansatz von Baden-Württemberg insgesamt – 
eben auch im Personalvertretungsrecht –, der 
stärker auf Freiheit und Erwirtschaften setzt, er-
folgreicher für die Menschen ausgewirkt hat als 
das, was Sie an Politikergebnissen vorzuweisen 
hatten. 

Man muss erkennen, dass jede Entscheidung – 
auch im Bereich der Mitbestimmung – Auswirkun-
gen hat. 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

Als etwa die rot-grüne Regierung die Grenze für 
die Freistellung von Personalräten von 400 Be-
schäftigten auf 200 reduziert hat, sind real Ar-
beitsplätze verlorengegangen, weil viele Unter-
nehmen mit 205 Arbeitnehmern gesagt haben: 
Wir beschäftigen lieber 199 Mitarbeiter und ein 
paar Zeitarbeitskräfte, damit wir die Freistellung 
eines Betriebsrates sparen. 

Deshalb: Alles hat Auswirkungen. 

(Das Ende der Redezeit wird erneut signali-
siert.) 

– Ich bin gleich zu Ende, Frau Präsidentin. 

Diesen Politikansatz insgesamt gilt es zu betrach-
ten. Wir in Nordrhein-Westfalen sind jetzt auf ei-
nem Erfolgskurs, wie er uns schon in Bayern und 
Baden-Württemberg vorgelebt worden ist. Sie ha-
ben sich in die Vergangenheit aufgemacht – siehe 
heute Hessen und die Kooperation mit der Links-
partei. Dahin folgen wir Ihnen nicht. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Lindner. – Ich habe jetzt noch eine 
Wortmeldung des Kollegen Dr. Brinkmeier für die 
Fraktion der CDU. Der Kollege hat noch eine Re-
dezeit von neun Minuten und 28 Sekunden. Bitte 
schön, Herr Kollege. 

(Unruhe bei der SPD) 

Dr. Michael Brinkmeier (CDU): Seid schön brav, 
sonst rede ich noch länger. – Frau Präsidentin, für 
das Protokoll möchte ich nur feststellen, dass der 
Kollege Schultheis die Freie Demokratische Partei 
und die Christlich-Demokratische Union in einen 
kausalen Zusammenhang mit dem Ermächti-
gungsgesetz gebracht hat. Das möchte ich noch 
einmal ausdrücklich feststellen. 

Ich stelle auch für das Protokoll fest, dass ich dar-
über keine künstliche Empörung gezeigt habe, 
wie Sie sich hier eben echauffiert haben. Ich habe 
eben zu TOP 1 gesagt: Wer laut wird, hat viel-
leicht ehrliche, emotionale Empörung oder fühlt 
sich im Unrecht. 

Herr Kollege Schultheis, Sie sollten über die Wor-
te, die Sie eben gesagt haben, noch einmal sehr 
deutlich nachdenken und sich ein bisschen mäßi-
gen. 

(Karl Schultheis [SPD]: Das brauche ich gar 
nicht!) 

– Herr Kollege Schultheis, ich spreche Sie an und 
möchte Sie um Ihr Gehör bitten. 
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(Anhaltende Unruhe und lebhafte Zu- und 
Gegenrufe von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, ich weise Sie darauf hin, 
dass der Kollege Dr. Brinkmeier das Wort hat, und 
bitte Sie alle um ein bisschen Mäßigung bei Ihren 
Gesprächen mit dem Nachbarn und bei Zwischen-
rufen, damit der Kollege Dr. Brinkmeier das an Sie 
adressieren kann, was er an Sie adressieren 
möchte. – Bitte schön, Herr Kollege, Sie haben 
das Wort. 

Dr. Michael Brinkmeier (CDU): Vielen Dank, 
Frau Präsidentin. Für die Zuhörerinnen und Zuhö-
rer auf der Tribüne ist es sicherlich sehr interes-
sant, hier zuzuhören. 

Ich wiederhole es: Sie sollten es vermeiden, sol-
che Zusammenhänge herzustellen, Herr Schult-
heis. Das ist keine Art. Das sage ich in aller Nüch-
ternheit. Ich spiele mich nicht künstlich auf, 

(Karl Schultheis [SPD]: Doch!) 

sondern habe es eben so empfunden, dass Sie 
mit viel Wortschwall Eindruck zu schinden versu-
chen. 

Meine Bitte an Sie bleibt, davon abzusehen, sol-
che Vergleiche zu ziehen, damit wir in einem ge-
ordneten und pfleglichen Umgang unter Demokra-
ten, die wir alle sind – das gilt zumindest für die, 
die ich im Moment hier im Raum sehe –, verfah-
ren und einen ganz normalen Tagesordnungs-
punkt auch ganz normal abhandeln. – Danke 
schön. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Dr. Brinkmeier. – Nun hat für die 
Landesregierung Herr Minister Professor 
Dr. Pinkwart das Wort. Bitte schön, Herr Minister.  

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innova-
tion, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich finde es schon bemerkenswert, 
Herr Groth und Herr Schultheis, welche Verren-
kungen Sie vornehmen, um meine Darlegungen in 
ihr Gegenteil zu verkehren. 

Ich habe deutlich gemacht – das möchte ich noch 
einmal unterstreichen –, dass es ganz offensicht-
lich kein Angriff auf die Mitbestimmung sein kann, 
wenn wir in den Hochschulen dasselbe Mitbe-
stimmungsrecht zur Geltung bringen wollen, wie 
es für Städte und Gemeinden in Nordrhein-

Westfalen seit Jahren gilt, und zwar auch zu einer 
Zeit, als Sie noch politische Verantwortung hatten. 
In Nordrhein-Westfalen haben wir jetzt ein Mitbe-
stimmungsrecht im öffentlichen Dienst, wie es seit 
Langem auf Bundesebene unter unterschiedli-
chen Regierungen – auch unter Rot-Grün – Gül-
tigkeit hatte. 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert. – 
Marc Jan Eumann [SPD]: Aber das ist doch 
weniger, als wir vorher hatten!) 

Wir stehen zu dieser Form der Mitbestimmung – 
damit das ganz klar ist: nicht mehr und nicht we-
niger. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Dem 
Präsidium sind keine weiteren Wortmeldungen 
angezeigt worden. – Da niemand protestiert, stelle 
ich fest, dass wir am Schluss der Beratung sind 
und zur Abstimmung kommen können. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Antrags Drucksache 14/6863 an den Aus-
schuss für Innovation, Wissenschaft, For-
schung und Technologie – federführend – sowie 
an den Innenausschuss. Die abschließende Be-
ratung und Abstimmung soll im federführenden 
Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Sind 
Sie mit dieser Vorgehensweise einverstanden? – 
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist die 
Überweisungsempfehlung einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe auf: 

4 Sofortige Beendigung des Probebetriebs 
mit 45 Starts und Landungen auf der 
Haupt-Start- und -Landebahn des Flugha-
fens Düsseldorf – Die Landesregierung 
muss den kommunalen Resolutionen fol-
gen und darf die Kommunen beim Lärm-
schutz nicht im Stich lassen 

Antrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/6858 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dem 
Kollegen Becker das Wort. Bitte schön, Herr Kol-
lege. 

Horst Becker (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Mitten in den Osterfe-
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rien hatte der Verkehrsminister für anderthalb 
Jahre einen sogenannten Probebetrieb am Flug-
hafen Düsseldorf angeordnet und damit statt 40 
Flugbewegungen 45 Flugbewegungen im soge-
nannten Einbahnbetrieb zugelassen. Dazu ist 
Folgendes festzustellen: 

Erstens. Dieses Vorgehen führt zwangsläufig zu 
mehr Verspätungen, weil erst am Ende des Tages – 
mit erheblichen Lärmbelastungen verbunden – der 
nachlaufende Verkehr abgebaut wird. 

Zweitens. Das Sicherheitsrisiko wird durch eine 
dichtere Abfolge der Flugbewegungen deutlich 
erhöht. 

Drittens. Der Probebetrieb widerspricht vier – ich 
betone: vier – Kapazitätsgutachten, von denen 
drei vom Flughafen selber in Auftrag gegeben 
worden sind. Sie alle haben ergeben, dass die 
maximale Zahl von Flugbewegungen pro Stunde 
im Einbahnbetrieb bei 37 liegt. Von Herrn Minister 
Wittke ist dann ein fünftes Gutachten in Auftrag 
gegeben worden und kam – oh Wunder – zu ei-
nem anderen Ergebnis, nämlich dass man im 
Praxisbetrieb die Grenze von 45 Flugbewegungen 
ausloten müsse. Deshalb haben Sie den Probe-
betrieb angeordnet. 

Meine Damen und Herren, ein Probebetrieb über 
anderthalb Jahre hat keinen Sinn. Alle Praktike-
rinnen und Praktiker wissen, dass Sie innerhalb 
von ein oder zwei Monaten erproben könnten, 
was Sie angeblich nur in der Praxis erproben 
können, wenn Sie den durchgängigen Einbahnbe-
trieb anordnen würden. Dann könnte man für die 
gesamte Dauer feststellen, was sich im Mittel tat-
sächlich pro Stunde bewegen lässt. 

Es geht Ihnen aber nicht um den Probebetrieb, 
sondern wieder einmal darum, die Betriebsge-
nehmigung Stück für Stück faktisch auszuweiten. 
An dieser Stelle machen Sie einen – in Anfüh-
rungsstrichen – „dauerhaften Versuch“ an den 
Menschen, indem Sie 45 Flüge durchsetzen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dieses Experiment mit den Bürgerinnen und Bür-
gern machen Sie 500 Tage lang. Ich hatte schon 
beschrieben, dass dies insbesondere zulasten der 
Abendzeiten geht. Diese Sichtweise vertreten 
nicht nur die Grünen oder die Initiativen, sondern 
auch die Kommunen. In folgenden Kommunen 
sind Sie durch entsprechende Beschlüsse kriti-
siert worden: am 10. April 2008 durch einen ein-
stimmigen Beschluss des Haupt- und Finanzaus-
schusses der Stadt Meerbusch, am 22. April 2008 
ebenfalls einstimmig durch den Rat der Stadt Ra-
tingen und am 24. April 2008 durch den Rat der 

Stadt Mülheim bei drei Gegenstimmen. Am 15. 
Mai 2008 hat der Rat der Stadt Krefeld einstimmig 
den sofortigen Stopp des von Ihnen angeordneten 
Probebetriebs gefordert. Man höre und staune: 
Hier stimmten auch die beiden CDU-Landtags-
abgeordneten Herr Schittges und Herr Kaiser im 
Stadtrat zu. 

Besonders spannend ist, was Ihr Parteifreund und 
Landtagskollege Wilhelm Droste aus Ratingen an 
Sie geschrieben hat. Laut der „Rheinischen Post“ 
wird er wie folgt zitiert: 

„Die Bürgermeister der Nachbarstädte und viele 
Bürger, die tagtäglich vom Fluglärm betroffen 
sind, fühlen sich von dieser Entwicklung den-
noch überrumpelt. Denn offenbar wurde keiner 
der Betroffenen vorher in diese Entscheidung 
eingebunden. Auch die Fluglärmkommission für 
den Flughafen Düsseldorf wurde nicht infor-
miert.“ 

Weiter heißt es: 

„Vielmehr mache sich unter Ratinger Anwoh-
nern die Enttäuschung breit, dass angekündigte 
Maßnahmen zum Schutz der Nachtruhe zwi-
schen 23 und 6 Uhr keine spürbaren Ergebnis-
se für die vom Lärm betroffenen Bürger ge-
bracht hätten, schrieb Droste. Die Glaubwür-
digkeit stehe auf dem Spiel.“ 

Meine Damen und Herren, in der Tat ist es äu-
ßerst berechtigt zu sagen, dass die Glaubwürdig-
keit des Ministers in Luftverkehrsfragen auf dem 
Spiel steht. Ich behaupte, er hat sie verloren. 
Denn immer, wenn es um Lärmschutz geht, ist 
dieser Minister ein Ankündigungsminister, der 
sehr schnell behauptet, er würde Verbesserungen 
durchsetzen, der in der Praxis aber nichts an Ver-
besserungen durchsetzt. Sie setzen jeweils Ver-
besserungen zugunsten der Betreiber und Ver-
schlechterungen für die Anwohnerinnen und An-
wohner durch. 

Am Anfang Ihrer Amtszeit haben Sie versprochen, 
die Dinge in einem Dialog durchzusetzen. In den 
Jahren 2005 und 2006 haben Sie noch einmal 
deutliche Verbesserungen für die Anwohnerinnen 
und Anwohner versprochen. Nichts, aber auch gar 
nichts ist davon bisher eingelöst worden. Statt-
dessen haben Sie nahezu alle Wünsche des 
Flughafens nach einem Kapazitätsausbau unter-
stützt.  

Herr Minister, ich fordere Sie noch einmal auf, 
endlich den Menschen und nicht nur dem Flugha-
fen und den Carriern entgegenzukommen. Bewe-
gen sich auf die Menschen zu und machen Sie 
nicht solche Tricks wie hier mit den 45 Bewegun-
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gen pro Stunde. Weder sollten Sie 45 Bewegun-
gen wollen, noch wollen es Ihre eigenen Partei-
freunde vor Ort. Die einstimmigen Resolutionen 
zeigen das. Die wollen etwas anderes. 

(Beifall von den GRÜNEN)  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Becker. – Als nächste Rednerin hat 
für die Fraktion der CDU Frau Kollegin Brüning 
das Wort. Bitte schön, Frau Kollegin. 

Hannelore Brüning (CDU): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Wieder einmal beraten wir über einen Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, der sich mit der 
Luftverkehrspolitik in Nordrhein-Westfalen be-
schäftigt. Dieses Mal – wen wundert’s? – geht es 
um den Flughafen Düsseldorf und um die geneh-
migte Durchführung eines Probebetriebes, um die 
erforderliche Kapazität auf der südlichen Haupt-
Start- und -Landebahn zu testen.  

Dabei – so muss ich leider feststellen – machen 
Sie es sich sehr einfach, Herr Becker. Ihre Forde-
rung – so entnehme ich Ihrem Antrag – zielt dar-
auf ab, ein Gutachten erstellen zu lassen, ohne 
den Probebetrieb abzuwarten. Man könnte heute 
fast vermuten, dass Sie die Entwicklungsmöglich-
keiten des Flughafens beschneiden wollten. Hat 
nicht auch in Ihrem Sprachgebrauch der Begriff 
„Probe“ etwas mit ausprobieren zu tun, also erst 
zu testen, dann über die Ergebnisse zu diskutie-
ren, um dann letztendlich eine Entscheidung zu 
treffen? – Scheinbar pflegen Sie in Ihrer Fraktion 
eine andere Vorgehensweise. Dabei stelle ich mir 
die Frage, was Sie unter einem neutralen Gutach-
ten verstehen. Zu Zeitplänen oder auch Aus-
schreibungen ist in Ihrem Antrag nichts zu lesen. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, Gutachten 
dienen dazu, Entscheidungen vorzubereiten. Ich 
frage die Kolleginnen und Kollegen von der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen: Was ist denn, wenn 
das Gutachten zu dem Schluss käme, dass 
45 Start- und Landevorgänge nicht die Kapazi-
tätsgrenze überschreiten? Stellen Sie das Gut-
achten dann infrage und fordern ein weiteres Gut-
achten? – Ich kann mich nicht des Verdachtes 
erwehren, dass Sie sich hier der Unsitte bedienen 
und mit Gutachten und Gegengutachten bewaff-
net versuchen, politische Entscheidungen hinaus-
zuzögern und politische Entscheidungsträger ge-
geneinander auszuspielen. Abgesehen davon, 
dass wir dadurch einer Lösung nicht näher kom-
men und auch dem Anliegen der Anwohner des 
Flughafens nicht gerecht würden, sollten wir keine 

Emotionen schüren, Herr Becker, sondern den 
Weg der sachlichen Auseinandersetzung pflegen.  

Trotzdem sehen wir als CDU-Fraktion die Belas-
tungen durchaus, denen die betroffenen Bürger 
ausgesetzt sind. Dafür haben wir großes Ver-
ständnis. Dem gilt auch unser ganzes Bemühen. 
Die Notwendigkeit von Lärmschutz und Lärmre-
duzierung ist unbestritten. Dies kann zum Beispiel 
über eine zielführende Gestaltung der Start- und 
Landeentgelte durch den Flughafen unterstützt 
werden. Ich nenne nur die Überlegung zu emissi-
onsabhängigen Start- und Landegebühren, wie 
sie bei allen Flughäfen und bei den Gesellschaf-
ten schon an der Tagesordnung sind. Zwar ist es 
richtig, dass der Luftverkehr am Düsseldorfer 
Flughafen zugenommen hat. Demgegenüber zeigt 
sich aber beim Fluglärm eine gegenteilige Ent-
wicklung. Darüber werden wir heute in einem wei-
teren Tagesordnungspunkt noch im Laufe des 
Nachmittags sprechen. 

Selbstverständlich nehmen wir die Resolutionen 
der umliegenden Städte sehr ernst. Sie werden 
ganz sicherlich in unsere Beratungen einfließen. 
Aber ich sage heute an dieser Stelle ganz klar: 
Als Landtag Nordrhein-Westfalen haben wir auch 
Landesinteressen zu vertreten. Dazu gehören die 
wirtschaftliche Entwicklung, die Struktur, der 
Standort und ganz sicher auch die Arbeitsplatzsi-
tuation am Flughafen. Und gerade bei diesen Fak-
toren nimmt der Flughafen Düsseldorf eine ganz 
entscheidende Rolle ein. Wir können zur Kenntnis 
nehmen, dass in letzter Zeit 3.000 zusätzliche Ar-
beitsplätze am Flughafen Düsseldorf entstanden 
sind. Das untermauert immer wieder die Tatsa-
che, dass wir Flughäfen als Jobmotoren sehen 
können. 

Der Antrag wird heute ja nicht abschließend bera-
ten. Er wird überwiesen an den Fachausschuss 
für Bauen und Verkehr. Dort werden wir uns über 
die unterschiedlichen Argumente noch austau-
schen. Ich freue mich auf diese Diskussion im 
Fachausschuss und bedanke mich fürs Zuhören. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Brüning. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der SPD der Kollege Wißen das 
Wort. Bitte schön, Herr Kollege. 

Bodo Wißen (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Liebe Frau Brüning, Sie müssen sich 
nicht bei den Grünen beschweren oder gar bei 
uns, dass wir ständig das Thema Luftverkehrspoli-
tik/Fluglärmpolitik im Landtag von Nordrhein-
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Westfalen behandeln müssen. Da müssen Sie 
sich offensichtlich bei Ihrem Minister, dem Flug-
lärmminister Oliver Wittke, beschweren. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Nachdem ich die Berechtigung des Antrags der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen anerkannt habe, 
will ich mich aber auch sofort abgrenzen. Wir als 
SPD haben in der Tat eine verantwortliche Luft-
verkehrspolitik für Nordrhein-Westfalen gemacht 
und werden dies auch weiterhin tun. Wir suchen 
den Ausgleich der Interessen. Deswegen brau-
chen wir auch den Ausgleich aller Interessen. 
Frau Brüning, da ist es dann schon notwendig, 
dass man sich auch mit den eigenen Parteifreun-
den vor Ort – Herr Becker hat geschildert, wo ü-
berall entsprechende Resolutionen verabschiedet 
worden sind – einmal auseinandersetzt. Wenn 
man das sieht, dann kann man nicht mehr von ir-
gendwelchen hyperempfindlichen Grünen oder so 
reden, sondern muss erkennen, dass ganz viele 
Ihrer eigenen Leute dabei sind. 

(Achim Tüttenberg [SPD]: Doppelstrategie!) 

Aber den Grünen kann ich den Vorwurf einer ge-
wissen Inkonsequenz nicht ersparen. Denn auch 
die Grünen haben nachweislich schon einmal hier 
im Plenum für Nordrhein-Westfalen gefordert, dass 
es nur drei oder allenfalls vier Flughäfen gibt. Das 
ist bei dieser Diskussion natürlich sehr interessant. 
Denn was passierte denn, wenn es nur drei Flug-
häfen in Nordrhein-Westfalen gäbe? – Dann gäbe 
es enorm viel Autoverkehr und vielleicht auch mehr 
Zugverkehr auf diese drei Flughäfen, und alles 
Flugaufkommen in Nordrhein-Westfalen, das ja 
gewaltig ist und auch gewaltige Zuwachsraten hat, 
würde sich auf diese drei konzentrieren. Ich möch-
te gar nicht wissen, wie dann die Belastung, auch 
in Düsseldorf, wäre. Die Grünen werden es jeden-
falls nicht schaffen, egal mit welchem Konzept, den 
größten Flughafen in Nordrhein-Westfalen dicht zu 
machen. Also: Sie sind hier inkonsequent. 

Wir als SPD tragen wesentliche, auch grundsätz-
liche Teile des Antrages der Grünen nicht mit. Wir 
wollen unbedingt einen Dialog mit dem Bürger. 
Den muss natürlich der Herr Minister führen, aber 
das hat er offensichtlich überhaupt nicht geleistet.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Wißen, entschuldigen Sie die Unterbrechung. 
Möchten Sie eine Zwischenfrage zulassen?  

Bodo Wißen (SPD): Ich möchte weiter ausführen. – 
Wir stehen für eine dezentrale Luftverkehrsstruktur, 
weil – das wird Sie interessieren, Herr Becker – da-
mit die Belastungen dezentral zu tragen sind. Sie 

massieren die Belastungen dann nicht in der Weise, 
wie es wäre, wenn man  

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 

Ihren Anträgen folgen würde und es nur drei 
Flughäfen in Nordrhein-Westfalen gäbe, sondern 
bei einer dezentralen Luftverkehrsstruktur müss-
ten alle die Belastungen tragen. 

Aber die CDU – auch darauf ist bereits hingewie-
sen worden – ist nicht besser. Im Landtag vertre-
ten Sie die industriepolitischen Interessen Nord-
rhein-Westfalens, fordern also bestimmte Projekte 
im Energiesektor, zum Beispiel Kohlekraftwerke 
oder auch den Eisernen Rhein, und vor Ort unter-
schreiben Sie Listen 

(Achim Tüttenberg [SPD]: Und organisieren 
den Widerstand dagegen!) 

und reden in Ihren Räten so, als wenn Sie mit der 
ganzen Geschichte nichts zu tun hätten. Das ist, 
gelinde gesagt, nicht in Ordnung. 

(Beifall von der SPD) 

Wir lassen es Ihnen nicht durchgehen, dass Land-
tagsabgeordnete, die jetzt gar nicht anwesend 
sind, die nicht einmal die Traute haben, im Ple-
num der Debatte zu folgen, vor Ort Petitionen ge-
gen den Probebetrieb des Ministers unterschrei-
ben und den dicken Hermann machen. 

(Beifall von der SPD) 

Die CDU ist entschieden unentschieden. Das 
zeichnet sie aus, und das sieht man an der Politik, 
die sie vor Ort betreibt, im Gegensatz zu der Poli-
tik, die sie im Landtag vertritt. Sprechen Sie mit 
Ihren CDU-Kollegen vor Ort. Holen Sie die Betei-
ligten an einen Tisch. Das ist ja eigentlich das, 
was Sie, Herr Minister, versprochen haben. Sie 
hatten gesagt, Sie wollten Luftverkehrspolitik im 
Dialog machen. Aus dem Dialog ist offensichtlich 
ein Monolog geworden – das muss man leider 
feststellen –, und zwar auf Kosten der Kommu-
nen. Da haben Sie ja die entsprechende Quittung 
von Ihren eigenen Parteikollegen bekommen. 

Frau Brüning, es ist typisch, dass Sie immer auf 
die Rolle anderer verweisen. Mal ist der Bund für 
die Vermeidung von Lärm verantwortlich, mal ist 
es, wie jetzt, der Flughafen. Das geht so nicht. Sie 
müssen schon zu Ihren eigenen politischen Ent-
scheidungen stehen. Sie müssen Ihre Verantwor-
tung wahrnehmen. Wenn Sie sagen, Sie wollen 
einen Dialog mit den Kreisen und den umliegen-
den Gemeinden, dann müssen Sie in diesen auch 
eintreten.  
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Sie brauchen ein transparentes Verfahren. Der 
Minister hat ein objektives Verfahren versprochen. 
Wir meinen, bevor eine Betriebsgenehmigung er-
teilt werden kann, muss ein klares, transparentes, 
objektives Instrument vorliegen. Nur dann kann es 
zu einer Erweiterung der Betriebsgenehmigung 
oder zu solchen Probebetrieben kommen. Dann 
kommt es auch nicht mehr zu solchen Anträgen 
der Grünen, liebe Frau Brüning. – Danke für die 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Wißen. – Für die FDP-Fraktion hat Herr 
Kollege Rasche das Wort, dem ich bei dieser Ge-
legenheit persönlich zum Geburtstag gratulieren 
darf. Ein schöner Tag und jetzt eine schöne Rede! 
Bitte, Herr Rasche.  

Christof Rasche*) (FDP): Herr Präsident, ganz 
herzlichen Dank für die netten Glückwünsche! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Nachdem sich die Grünen mit 
einer ganzen Serie von Anträgen bereits am 
Flughafen Köln/Bonn abgearbeitet haben, ist nun 
der Flughafen Düsseldorf dran, und das mit gleich 
zwei Tagesordnungspunkten am heutigen Tag. 
Der grüne Feldzug, lieber Herr Becker, gegen die 
nordrhein-westfälischen Flughäfen geht somit wei-
ter und somit auch der Feldzug gegen den Wirt-
schaftsstandort Nordrhein-Westfalen.  

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Karneval kommt erst 
noch!) 

In bekannter Manier wird wieder mit Halbwahrhei-
ten und Unwahrheiten operiert, werden mit völlig 
unseriösen Behauptungen die Ängste der Bürger 
geschürt. Man darf gespannt sein, Herr Becker, 
welcher Flughafen als nächster für Sie im Vorder-
grund steht, mit neuen populistischen Vorwürfen 
und Halbwahrheiten. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Bei Ihnen fällt mir 
Paderborn ein!) 

Es ist wirklich ein Kriegszug – das ist nicht über-
trieben –, von dem man sprechen kann, den Sie 
gegen die gesamte Luftverkehrsinfrastruktur in 
Nordrhein-Westfalen führen.  

Auf jedem Flughafen gibt es einen Konflikt zwi-
schen den berechtigten Schutzinteressen der An-
wohner auf der einen Seite und den Interessen 
des Luftverkehrs und damit den Interessen von 
Wirtschaft, Arbeitsplätzen und Wohlstand in unse-
rem Lande auf der anderen Seite. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege, ges-
tatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Becker? 

Christof Rasche*) (FDP): Aber klar.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte, Herr Kollege 
Becker. 

Horst Becker (GRÜNE): Herr Kollege, zunächst 
einmal herzlichen Glückwunsch zum Geburtstag. 
Der kommt auch von Herzen. Gleichwohl möchte 
ich Sie Folgendes fragen: Gehen Sie davon aus, 
dass in den vier Räten, von denen ich in meiner 
Rede gesprochen habe, auch FDP-Politikerinnen 
und -Politiker waren, die diese Resolution unter-
stützt haben, oder gehen Sie davon aus, dass in 
diesen Räten keine FDP-Kollegen von Ihnen sit-
zen? Meinen Sie, wenn Sie davon ausgehen, 
nicht auch, dass Sie mit dieser Problematik etwas 
anders umgehen müssten? 

Christof Rasche*) (FDP): Wir gehen mit der Prob-
lematik in der Weise um, dass wir die jeweiligen 
Interessen fair und vernünftig miteinander abwä-
gen. Sie wollen nicht abwägen. Sie machen in 
diesem Hohen Hause Stadtrats- und Kreistagspo-
litik. Wir machen Landespolitik. Das ist der Unter-
schied, lieber Herr Becker. 

(Beifall von der FDP) 

Gerade der Flughafen Düsseldorf bietet ein her-
vorragendes Beispiel dafür, wie dieser äußerst 
schwierige Spagat zwischen den unterschiedli-
chen Interessen gelingen kann. Durch die neue 
Betriebsgenehmigung vom 9. November 2005 
sind mehr als 2.000 neue Arbeitsplätze am Flug-
hafen entstanden. Zugleich sind aber die Schall-
schutzmaßnahmen für die Anwohner nochmals 
erheblich ausgeweitet worden.  

Ein Bestandteil der aktuellen Betriebsgenehmi-
gung ist eine Öffnungsklausel, die dem Flughafen 
ermöglicht, die Kapazität der Hauptstart- und -
landebahn auch im Einbahnbetrieb auf 45 Flug-
bewegungen in der Stunde zu erhöhen. In einem 
Gutachten ist bestätigt worden, dass 45 geplante 
Bewegungen im Einbahnbetrieb möglich sind. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Vier Gutachten sa-
gen etwas anderes, drei davon vom Flugha-
fen!) 

Das wird von den Grünen jedoch völlig bestritten. 
Ohne jeglichen sachlichen Nachweis behaupten 
Sie, das Gutachten von AVISTRA sei unseriös. 
Wenn hier, lieber Herr Becker, etwas unseriös ist, 
dann die Behauptung in dem Grünen-Antrag, das 



Landtag  04.06.2008 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/92 
 

 

 

10930

Sicherheitsrisiko und die Anzahl riskanter Durch-
startmanöver würde deutlich erhöht.  

(Horst Becker [GRÜNE]: Natürlich!) 

Das ist kompletter Unsinn, Herr Becker. Dies ist 
reine Bangemacherei der Bürgerinnen und Bür-
ger. Das ist mal wieder der typische grüne Politik-
ansatz, die Angst der Menschen zu schüren, um 
am Ende selber davon zu profitieren. Die Kapazi-
tät einer Start- und Landebahn ist ein hochkom-
plexes Thema und von sehr vielen Faktoren ab-
hängig.  

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Eben, Herr Rasche!) 

Deshalb kann doch kein vernünftig denkender 
Mensch etwas dagegen haben, diese Kapazität 
empirisch im Rahmen eines Probebetriebes zu 
ermitteln. Es ist doch der einzige mögliche und 
richtige Weg, bei einem Probebetrieb festzustel-
len, ob es Probleme gibt und, wenn ja, wie man 
dann handelt oder wie man diese löst. Das ist ge-
nau der richtige Weg; ich glaube auch, der einzig 
mögliche. Dann wird sich herausstellen, wie viele 
Flugbewegungen pro Stunde tatsächlich möglich 
sind. Deshalb ist es ausdrücklich zu begrüßen, 
dass die Landesregierung einen Probebetrieb 
veranlasst hat.  

Die Koalition stellt sich der schwierigen Aufgabe, 
die Interessen von Anwohnern mit den Interessen 
von Wirtschaft und Arbeitsplätzen abzuwägen.  

Die Grünen stellen sich dieser Aufgabe nicht. Die 
Grünen sind ein hohes Risiko für den Wirtschafts-
standort, für die Arbeitsplätze und für den 
Wohlstand in Nordrhein-Westfalen. Sie waren es, 
Sie sind es und Sie werden es in der Oppositions-
rolle aus rein strategischen Gründen wohl bleiben, 
Herr Becker. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Rasche. – Für die Landesregierung 
spricht Herr Minister Wittke.  

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 
Lassen Sie mich mit einer Vorbemerkung begin-
nen: Herr Kollege Wißen, ich finde es abenteuer-
lich, dass Sie sich hier als Robin Hood des Lärm-
schutzes aufführen und so tun, als hätte nicht die 
SPD jahrzehntelang die Verantwortung in diesem 
Land getragen.  

Es waren die Verkehrsminister Ihrer Partei, die 
zugelassen haben, dass Propellermaschinen von 
über 9 t nachts am Düsseldorfer Flughafen starten 

und landen durften. Es waren sozialdemokrati-
sche Verkehrsminister, die nicht darauf gedrun-
gen haben, dass die in den von ihnen erteilten Be-
triebsgenehmigungen vorgesehenen Lärmschutz-
pakete auch tatsächlich vom Flughafenbetreiber 
eingehalten wurden.  

(Beifall von der CDU) 

Da bedurfte es erst eines christdemokratischen 
Verkehrsministers in diesem Land, um dafür zu 
sorgen, dass die Lärmschutzpakete aus Betriebs-
genehmigungen vorhergehender Regierungen 
und Jahre auch tatsächlich umgesetzt werden.  

(Bodo Wißen [SPD]: Was regen Sie sich 
dann so auf, Herr Minister?) 

Zu den Zeiten der Vorgängerregierungen hätten 
wir Ihre Worte gerne gehört. Dann wären Sie heu-
te glaubwürdig mit Ihrem Plädoyer für mehr Lärm-
schutz.  

(Beifall von der CDU – Bodo Wißen [SPD]: 
Reden Sie einmal mit Ihren Leuten!) 

Dem vorliegenden Antrag liegen offenbar Annah-
men zugrunde, nach denen der von mir gestattete 
Probebetrieb die Belastung der Flughafenumge-
bung durch Fluglärm in unzulässiger Weise erhö-
hen und die Sicherheit des Flugbetriebes am 
Flughafen Düsseldorf vermindern würde. Die 
Antwort auf diese Behauptungen ist einfach. Ers-
tens sind diese Annahmen unzutreffend. Zweitens 
sind die Forderungen nach der sofortigen Beendi-
gung des Probebetriebes und der Einholung eines 
neutralen Kapazitätsgutachtens unbegründet.  

Wie stellt sich die Sachlage tatsächlich dar? – 
Durch die Genehmigung vom 9. November 2005 
wurde die Anzahl der im Voraus planbaren Zeitni-
schen für die Nutzung der Hauptstart- und -lande-
bahn bei Nichtnutzung der Parallelbahn auf 
40 Slots pro Stunde festgesetzt. Der Antrag der 
Flughafengesellschaft auf 45 Slots wurde von mir 
abgelehnt. 

Warum? – Wie aus der Begründung der Geneh-
migung vom 9. September 2005 ersichtlich ist, 
gab es bei der Genehmigungsbehörde seinerzeit 
Zweifel, ob 45 geplante Flugbewegungen auf ei-
ner Start- und Landebahn unter den Bedingungen 
der Praxis überhaupt stattfinden können. Die Ge-
nehmigungsbehörde konnte diese Möglichkeit je-
doch nicht ausschließen. Deshalb erklärte sie eine 
Erhöhung des Koordinierungseckwertes um bis zu 
fünf Slots pro Stunde für zulässig, wenn – ich zi-
tiere wörtlich –:  

… belegt wird, dass die Kapazität der Haupt-
start- und -landebahn ausreicht, auch für diese 
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zusätzlichen Flugbewegungen unter den gege-
benen Rahmenbedingungen Verkehrsüberhän-
ge abzuwickeln, die aufgrund nicht planbarer 
exogener, verkehrsbedingter Parameter auftre-
ten. Die Anforderungen an den Nachweis sind 
mit der Genehmigungsbehörde abzustimmen. 

Nach dieser Genehmigung hängt die Zulässigkeit 
der Erhöhung des Stundeneckwertes auf 45 Slots 
ausschließlich davon ab, ob die zusätzlichen fünf 
Flugbewegungen unter Praxisbedingungen um-
gesetzt werden können. Ein Wiedereintreten in 
einen alle Belange betreffenden Abwägungspro-
zess ist deshalb überhaupt nicht notwendig, Herr 
Becker. Was jetzt passiert, ist eine zwangsläufige 
Folge der Betriebsgenehmigung, die im Novem-
ber 2005 erteilt wurde. Das ist überhaupt nichts 
Neues.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, ges-
tatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Be-
cker?  

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Nein, ich möchte gerne im Zusammenhang aus-
führen, Herr Präsident.  

In die Abwägung aller betroffenen Belange, die zu 
der Genehmigung vom 9. November 2005 geführt 
hat, sind die Auswirkungen der fünf zusätzlichen 
Slots pro Stunde auch im Hinblick auf die Flug-
lärmbelastung sowie die Risikoabschätzung be-
reits einbezogen worden. 

Das Oberverwaltungsgericht – das mag Ihnen 
schmecken oder nicht, Herr Becker – hat das Ab-
wägungsergebnis in seinem Urteil vom Mai 2007 
abschließend gebilligt. Noch einmal: Eine erneute 
Abwägung ist somit überhaupt nicht mehr erfor-
derlich. Es geht nur noch um den geforderten 
Nachweis einer Einbahnkapazität von 45 Slots.  

Man hat nun zwei Alternativen: Entweder verlässt 
man sich auf ein vorgelegtes Gutachten. Ich habe 
überhaupt keinen Zweifel an der Richtigkeit und 
Angemessenheit des Gutachtens, das der Flugha-
fenbetreiber vorgelegt hat. Oder man verifiziert die 
Ergebnisse noch einmal in Praxistests und über-
prüft, ob das, was im Gutachten theoretisch nach-
gewiesen wurde, auch in der Praxis Bestand ha-
ben wird.  

Ich habe mich für den zweiten Weg entschieden. 
Wir sind nicht von heute auf morgen von 40 auf 
45 Slots hochgegangen. Vielmehr wollen wir den 
Koordinierungseckwert in einem längerfristigen 
Versuch – Sie kritisieren ja auch, dass er andert-
halb Jahre dauern soll – schrittweise um jeweils 

einen Slot erhöhen, um den Nachweis zu führen, 
dass das in der Praxis tatsächlich möglich ist. 

Ich glaube, dass das eine sehr zielgerichtete, se-
riöse und vor allem angemessene Vorgehenswei-
se ist. Es werden nicht in einem Hauruckverfahren 
45 beantragte Slots sofort genehmigt. Es muss 
vielmehr der Nachweis geführt werden, dass 45 
Slots überhaupt möglich sind, und zwar in der 
Theorie wie in der Praxis. In der Praxis geschieht 
das zudem nicht von heute auf morgen, sondern 
schrittweise. Darum ist der Test auf anderthalb 
Jahre angelegt.  

Ich stelle fest, dass versucht wird, eine Schlacht, 
die wir eigentlich schon Ende 2005 geschlagen 
haben, noch einmal zu schlagen. Damals gab es 
eine neue Betriebsgenehmigung. Das Oberver-
waltungsgericht hat uns in allen Punkten dieser 
Betriebsgenehmigung bestätigt. Das mag Ihnen 
schmecken oder nicht, Herr Becker. Aber wir sind 
es von Ihnen schon gewohnt, dass Sie alte Ka-
mellen immer wieder aufwärmen. Eine solche ha-
ben Sie dem Hohen Hause heute vorgelegt. Ich 
hoffe, dass wir uns im entsprechenden Ausschuss 
noch ausführlicher austauschen können. – Herzli-
chen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister.  

Der Kollege Becker hat sich noch einmal zu Wort 
gemeldet. Da die Regierung um 49 Sekunden ü-
berzogen hat, Herr Becker, stehen Ihnen noch 
47 Sekunden zur Verfügung, weil Sie Ihre Rede-
zeit selbst um zwei Sekunden schon überzogen 
hatten. 

Horst Becker (GRÜNE): Ich hätte mich nicht ge-
meldet, Herr Kollege Rasche und Herr Minister 
Wittke, wenn Sie nicht um zwei Fakten sehr aus-
führlich herumgeredet hätten. Erstens reden Sie 
immer von dem einen Gutachten. Es gibt aber 
insgesamt fünf Gutachten. Vier davon sagen ganz 
eindeutig, dass die Kapazitätsgrenze im Einbahn-
betrieb unter 40 Slots liegt. Ein Gutachten – das 
letzte, das Sie eingeholt haben – sieht das an-
ders. Vier Gutachten stehen einem gegenüber. 
Drei von den vier Gutachten hatte der Flughafen-
betreiber selbst in Auftrag gegeben.  

Der zweite Fakt, um den Sie sich beide immer 
herumdrücken, wenn sie reden – Frau Brüning 
sowieso; denn das ist Ministerium light, wenn 
Frau Brüning redet –,  

(Widerspruch von der CDU) 
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ist die Frage, warum eigentlich Ihre eigenen Par-
teifreunde, Herr Schittges und Herr Kaiser – ich 
hatte Sie genannt – hier aus dem Landtag, die al-
ten Kamellen, wie Sie es nennen, aufwärmen. Die 
haben nämlich die Resolution zur Einstellung des 
Probebetriebes gestellt, wie Sie ihn hier durchfüh-
ren.  

(Beifall von den GRÜNEN)  

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Becker. – Ich sehe keine weiteren Wort-
meldungen. Wir sind am Ende des Tagesord-
nungspunktes 5.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Antrag 
Drucksache 14/6858 soll an den Ausschuss für 
Bauen und Verkehr überwiesen werden. Wer ist 
dafür? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – 
Damit ist die Überweisung einstimmig angenom-
men.  

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 

5 Gesetz über Immobilien- und Standortge-
meinschaften (ISGG NRW) 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 14/4582 

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Ausschusses  
für Bauen und Verkehr  
Drucksache 14/6455 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der SPD und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/6912 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die CDU-
Fraktion Kollegen Sahnen das Wort.  

Heinz Sahnen (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mit dem Gesetz zur Bildung 
von Immobilien- und Standortgemeinschaften wird 
den Händlern, Grundeigentümern und den Städ-
ten ein neues Instrument an die Hand gegeben. 
Dieses Gesetz ist ein sinnvoller und innovativer 
Weg, um vor allem innerstädtische Geschäfts-
quartiere zu entwickeln, zu fördern und aufzuwer-
ten.  

Die Initiative zur Bildung eines Business Impro-
vement Districts – BID genannt – sollte vor allem 
von den Händlern und Grundeigentümern eines 
bestimmten Quartiers ausgehen. Hierzu ist ein 

breiter Konsens notwendig, um die langfristige 
Unterstützung einer Immobilien-Standort-Gemein-
schaft sicherzustellen.  

Der Gesetzentwurf sieht daher eine Sperrminorität 
von mehr als 25 % der betroffenen Eigentümer 
oder Erbbauberechtigten vor, die notwendig ist, 
um der Errichtung einer ISG zu widersprechen. 
Spricht sich also eine Mehrheit von 75 % oder 
mehr für die Einrichtung einer ISG aus, kann der 
Stadtrat einen Satzungsbeschluss zur Gründung 
eines BID herbeiführen.  

Zentraler Teil dieser Satzung ist die Verpflichtung, 
dass für die Umsetzung der gemeinsam be-
schlossenen Maßnahmen dann eine zweckge-
bundene Abgabe von Grundeigentümern und 
Händlern erhoben werden kann.  

Mit der verbindlichen Grundlage zur Finanzierung 
von selbst festgelegten Aktivitäten wird vor allem 
dem Trittbrettfahrertum entgegengetreten. Der 
Verwaltungskostenanteil für die Stadt wird per 
Gesetz auf 3 % der Gesamtsumme festgelegt.  

Das neue Gesetz wird auf der Grundlage einer 
Novelle des Bundesbaugesetztes vom 1.Januar 
2007 ermöglicht und ist bereits in den Ländern 
Hamburg, Hessen, Schleswig-Holstein und Bre-
men umgesetzt. Bei uns in Nordrhein-Westfalen 
wurden in 22 Pilotprojekten Erfahrungen gesam-
melt, die im Gesetzentwurf Berücksichtigung fin-
den.  

Mit dem neuen Gesetz wird vor allem den Ge-
schäftsleuten ein Instrument an die Hand gege-
ben, auf freiwilliger Basis – das ist ein wichtiger 
Punkt – und durch Eigeninitiativen ihren Standort 
zu stabilisieren und attraktiver zu gestalten.  

Kaufleute und Hauseigentümer können durch ei-
nen mehrheitlichen Beschluss in einem eindeutig 
definierten Bezirk Maßnahmen zur Wertsteige-
rung ihrer Geschäfte und Immobilien und zur 
Steigerung des Umsatzes ergreifen. Die gemein-
sam definierten Maßnahmen zur Sauberkeit, zur 
Sicherheit, zu Marketing und Werbung, zur Stadt-
möblierung oder zur Fassadengestaltung werden 
solidarisch angegangen und gelten dann aber auf 
der Grundlage einer Satzung für alle Beteiligten 
als verbindlich. Wenn für ein bestimmtes Quartier 
eine BID-Satzung beschlossen worden ist, ist je-
der Partner verpflichtet, sich finanziell zu beteili-
gen.  

Die gesetzliche Grundlage durch das Land ist er-
forderlich, um den Städten und Gemeinden eine 
rechtliche Grundlage für ein kommunales Sat-
zungsrecht zu verschaffen.  
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Der vorliegende Gesetzesentwurf wurde im Aus-
schuss Bauen und Verkehr von allen Fraktionen 
grundsätzlich begrüßt; der Entschließungsantrag 
von SPD und Grünen wurde hingegen von der 
Mehrheit von CDU und FDP abgelehnt.  

Der Gesetzesentwurf wurde im Rahmen der par-
lamentarischen Beratungen sehr intensiv vorbe-
reitet. Zum einen konnte man, wie schon erwähnt, 
auf positive und negative Erfahrungen aus 22 
Modellversuchen zurückgreifen, zum anderen 
wurde die Anhörung, die am 11. Dezember 2007 
hier im Hause stattgefunden hat, eingehend be-
rücksichtigt. Man kann an verschiedenen Punkten 
belegen, dass im vorliegenden Entwurf mehrere 
Hinweise aus der Anhörung aufgenommen wor-
den sind.  

Der Entschließungsantrag von SPD und Grünen 
fordert die Landesregierung dazu auf, einen breit 
angelegten Modellversuch für die Einführung von 
Immobilien- und Standortgemeinschaften für den 
Bereich Wohnen umzusetzen. Die CDU-Fraktion 
lehnt diesen Antrag ab. Wir wollen zu Housing-
Gemeinschaften erst Erfahrungen sammeln. Des-
halb unterstützen wir die Initiative des Ministeri-
ums für Bauen und Verkehr, zunächst einmal mit 
wenigen Pilotprojekten zu starten.  

Zu den sogenannten HIDs gibt es bisher keine 
verwertbaren Erfahrungen. Unser Weg ist, in Mo-
dellversuchen Erfahrungen zu sammeln und dann 
nach einer Auswertung gegebenenfalls einen 
notwendigen gesetzlichen Rahmen zu schaffen. 
Im Übrigen wurde in der schon erwähnten Anhö-
rung zum Ausdruck gebracht, dass Erfahrungen 
mit Immobilien- und Standortgemeinschaften, also 
Hausgemeinschaften, nicht ohne Weiteres auf 
Wohnquartiere zu übertragen sind.  

Fazit: Der vorliegende Gesetzesentwurf ist aus-
gewogen, mit vielen Partnern – insbesondere mit 
den kommunalen Spitzenverbänden – abgestimmt 
und fand bei Enthaltung der Opposition die breite 
Zustimmung des Ausschusses für Bauen und 
Verkehr.  

Klar ist, dass das Gesetz Händlern und Grundei-
gentümern in bestimmten Quartieren Chancen er-
öffnet. Sie haben die Möglichkeit, gemeinsam ihre 
Umgebung aufzuwerten und so auch einen inner-
städtischen Bereich als attraktive Alternative zum 
Geschäftszentrum auf der grünen Wiese, der ei-
gentlichen Konkurrenz von innerstädtischen Ge-
meinschaften und Quartieren, zu präsentieren.  

Die CDU-Fraktion stimmt dem Gesetzesentwurf 
zu und lehnt den Entschließungsantrag von SPD 
und Grünen ab.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Sahnen. – Für die SPD-Fraktion spricht 
nun Frau Ruff-Händelkes. 

Monika Ruff-Händelkes (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Sahnen hat dan-
kenswerterweise schon Einzelheiten des Gesetz-
entwurfs erklärt, sodass ich mich darauf nicht wei-
ter beziehen muss.  

Dieses Gesetz zur Bildung von Immobilien- und 
Standortgemeinschaften soll den gesetzlichen 
Rahmen für die Initiativen vor Ort in einem räum-
lich begrenzten Bereich schaffen. Und das ist 
ganz wichtig: Es gilt für innerstädtische Ge-
schäftsbereiche. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wissen alle, 
dass es diese Standortgemeinschaften schon seit 
2003 gibt. Bis 2006 waren es 20, bis heute sind 
es offiziell 22. Darüber hinaus haben sich einige 
Kommunen auf den Weg gemacht, ganz ähnliche 
Wege zu beschreiten, um innerstädtische Berei-
che aufzuwerten. Ziel ist für alle die Planungssi-
cherheit für private Initiativen, die – das ist ganz 
wichtig – in Zusammenarbeit mit der entspre-
chenden Kommune erfolgen sollen. So weit, so 
gut. Wir begrüßen das als SPD-Fraktion aus-
drücklich. 

Aber wie ich eben ausgeführt habe, beschränkt 
sich das Gesetz auf die Geschäftszentren. Das 
reicht uns nicht. Wir wollen eine Ausweitung auf 
den Wohnungsbereich, und ich will Ihnen auch 
sagen, warum. 

Spätestens seit die Landesregierung das soge-
nannte Pestel-Gutachten in Auftrag gegeben hat, 
ist deutlich geworden, dass es vor allem im Ruhr-
gebiet, aber auch in anderen Teilen des Landes 
sehr wichtig ist, Wohnungsbestände und das 
Wohnumfeld zu verbessern, das heißt aufzuwer-
ten, um Leerstände zu vermeiden und Abwande-
rungsbewegungen entgegenzuwirken.  

Die von uns geforderten Immobilien- und Stand-
ortgemeinschaften des Wohnens, sogenannte 
HIDs, sind dazu geeignet. Auch hier wird mit pri-
vaten Initiativen ein Rahmen gesetzt, und zwar 
wieder in enger Abstimmung mit den Kommunen. 
Der Minister wird sicher gleich darauf hinweisen: 
Dazu gibt es in Nordrhein-Westfalen bisher zwei 
offizielle Modellprojekte in Köln und Dortmund. 
Dazu gleich!  

Herr Minister Wittke, ich fordere Sie auf, einmal 
mit denjenigen zu sprechen, die sich schon etwas 
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länger im Bereich Stadtentwicklung tummeln. Sie 
werden Ihnen bestätigen, dass wir in Nordrhein-
Westfalen einmal Vorreiter im Bund für diesen Be-
reich waren. Heute zeigt uns leider die Hanse-
stadt Hamburg, wie es funktionieren kann. 

Meine Damen und Herren, jetzt zu den eben ge-
nannten Modellversuchen in Dortmund und Köln. 
Eigentlich hat der Minister – ich habe, glaube ich, 
genau zugehört – in der letzten Fachausschuss-
sitzung durchblicken lassen, dass er vier weitere 
Kommunen im Boot hat. Aber mit welchem Ziel? 
Geht es um Geschäftsimmobilien, um Wohnim-
mobilien oder um beides?  

Herr Minister Wittke, wenn Sie für die von uns im 
Antrag geforderte Ausweitung auf den Bereich der 
Wohnimmobilien Sympathie zeigen, dann lassen 
Sie uns in weiteren Modellkommunen, die dann 
von Ihnen auch offiziell benannt werden, Erfah-
rungen sammeln. Willensbezeugungen im Aus-
schuss reichen nicht. Es ist wichtig, wie es auch 
die allermeisten Fachleute in der Anhörung deut-
lich gemacht haben, dieses Instrument auszuwei-
ten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vielleicht ist es 
wirklich ein mühsamer Weg, so wie es der Minis-
ter angedeutet hat, die Beteiligten, die Eigentümer 
von Wohnungen, an einen Tisch zu holen. Dass 
es sich lohnt, kann man aber am Beispiel von vie-
len Wohnungsunternehmen sehen. Initiativen un-
ter dem Begriff „Stadtrendite“ stärken den Stadtteil 
nicht nur für die Bewohner, sondern steigern den 
wirtschaftlichen Wert. Ich kann mich erinnern, hier 
vor anderthalb Jahren gestanden und zu Herrn 
Minister Wittke gesagt zu haben: Reisen bildet. – 
Er war damals in den USA, und da kam unser ers-
ter Vorstoß zu den Standortgemeinschaften.  

Ich würde Ihnen jetzt raten, lieber Herr Minister: 
Reisen Sie doch einmal durch Nordrhein-
Westfalen! Eröffnen Sie den Städten und Ge-
meinden im Land, die ganz unterschiedliche An-
sätze und Problemlösungen vorzuweisen haben, 
die Möglichkeit der Praxiserprobung. Die Kommu-
nen warten darauf. 

Meine Damen und Herren, wir werden uns bei der 
Abstimmung über den Gesetzentwurf der Landes-
regierung enthalten, weil wir ihn nicht für ausrei-
chend erachten. Natürlich stimmen wir dem Ent-
schließungsantrag von Bündnis 90/Die Grünen 
und unserer Fraktion zu. – Danke schön. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Ruff-Händelkes. – Für die FDP-Fraktion 
hat jetzt Herr Kollege Rasche das Wort. 

Christof Rasche*) (FDP): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Ich freue mich, dass wir heute ein 
Gesetz beschließen, das große Chancen für die 
Entwicklung unserer Innenstädte bietet und zu-
dem breite Zustimmung im Landtag und in den 
Städten unseres Landes findet. Die bisherigen Ini-
tiativen zur Aufwertung der Geschäftszonen rei-
chen oft nicht aus. Viele Städte forderten weitere 
Instrumente für eine bessere Entwicklung ihrer 
Zentren. 

Da uns die positiven Erfahrungen in vielen ande-
ren Ländern, zum Beispiel in den USA, und eben-
so gute Erfahrungen in anderen Bundesländern 
überzeugt haben, kommen wir dieser Forderung 
gerne nach. Mit dem Einsatz von Business-
Improvement-Districts, kurz gesagt BID, geben wir 
den Bürgern, Geschäftsbetreibern und Eigentü-
mern in unseren Städten eine neues Stadtmarke-
ting-Werkzeug an die Hand, um dauerhaft die 
Stadtzentren aufzuwerten. 

In der durchgeführten Anhörung erhielt der Ge-
setzentwurf breite Zustimmung. Kleinere Anre-
gungen wie die Beschränkung der gemeindlichen 
Kostenpauschale für den Aufwand der Kommu-
nen auf maximal 3 % haben wir mit unseren Än-
derungen berücksichtigt. Nach unserer Auffas-
sung sollten die Kommunen jedoch in der Regel 
zugunsten eines erfolgreichen Projektes auf eine 
eigene Kostenpauschale verzichten. 

Erfahrungen zu Housing-Improvement-Districts, 
kurz HID, also zu einer Erweiterung auf Wohn-
quartiere, gibt es bislang in Deutschland nur in 
Hamburg. Diese Erfahrungen reichen nicht aus. 
Deshalb werden wir zunächst die Ergebnisse der 
Modellprojekte in Nordrhein-Westfalen bewerten, 
bevor eine gesetzliche Verankerung von HIDs er-
folgen kann. 

Der Unterschied zur Opposition wird wieder ein-
mal deutlich: Bei CDU und FDP gilt der Grundsatz 
„Qualität vor Schnelligkeit“. Das Gesetz ist gut. Es 
trifft auf breite Zustimmung im Land. Schade, 
dass sich die Opposition zu keiner Zustimmung 
durchringen kann. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Rasche. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht Herr Kollege Becker. 

Horst Becker (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es ist ein Schritt in die richti-
ge Richtung, was wir heute mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf sehen. Das will ich ganz deutlich 
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am Anfang sagen. Ich habe das auch schon im 
Ausschuss geäußert. Es ist allerdings aus unserer 
Sicht ein etwas mutloser Schritt. Denn das, was 
wir in den letzten zweieinhalb, drei Jahren disku-
tiert haben und was immerhin zu einer Meinungs-
änderung bei dieser Regierung geführt hat, hätte 
aus unserer Sicht eigentlich zu einer weiter ge-
henden Meinungsänderung führen müssen. Wir 
hinken wieder ein Stück weit hinter der Entwick-
lung hinterher. 

Ich erkenne aber ausdrücklich an, Herr Minister, 
dass Sie lernfähig sind vor dem Hintergrund, dass 
Sie Ende 2005 noch gesagt haben, ein solcher 
„bürokratischer Unsinn“ käme mit Ihnen nicht 
nach Nordrhein-Westfalen. 

(Minister Oliver Wittke: In der Tradition mei-
nes Vorgängers!)  

– Nein, eben nicht. 

(Minister Oliver Wittke: Doch!) 

Ich sage Ihnen direkt etwas dazu, was Intention 
Ihres Vorgängers war. Er hat den ersten bundes-
weiten BID-Kongress in Nordrhein-Westfalen 
stattfinden lassen. Vorher hat er einen sehr erfolg-
reichen Modellversuch durchgeführt, der in Nord-
rhein-Westfalen die Grundlagen gelegt hat. Sie 
hätten an dem Punkt direkt anknüpfen können, als 
Sie Minister geworden sind. Da sind nämlich in 
Nordrhein-Westfalen 21 Immobilien- und Stand-
ortgemeinschaften auf freiwilliger Basis entstan-
den.  

Insofern muss man sagen: Ehre, wem Ehre ge-
bührt. – Nordrhein-Westfalen war damals vorne-
weg in der Bundesrepublik. Nordrhein-Westfalen 
ist jetzt eben nicht mehr vorneweg. Nordrhein-
Westfalen liegt nun hinter Hamburg, das den Weg 
der Standortgemeinschaften für Wohnimmobilien 
geht. 

Innerhalb der Koalition mag man unterschiedliche 
Meinungen haben – ich glaube, da liegt in Wahr-
heit auch der Hase im Pfeffer –, aber hinsichtlich 
der Probleme in Nordrhein-Westfalen – die Kolle-
gin Ruff-Händelkes hat an der Stelle völlig zu 
Recht auf das Pestel-Gutachten hingewiesen – 
muss man feststellen, dass wir eigentlich schon 
einen Schritt weiter hätten gehen müssen. 

Um auch das zu sagen: Ein Modellversuch in 
Dortmund und ein Modellversuch in Köln nützen 
Ihnen für Standortgemeinschaften für Wohnim-
mobilien nur begrenzt. Denn wenn Sie das in we-
nigen Jahren auswerten, dann haben Sie nichts 
zu den Mittel- und Kleinstädten. Wir haben aber 
lernen müssen, dass es aufgrund des demografi-
schen Wandels ganz erhebliche Probleme gibt 

und dass man eigentlich das Instrument der 
Standortgemeinschaften haben müsste, um da 
etwas zu bewegen. 

(Beifall von Monika Ruff-Händelkes [SPD]) 

Ich will also ganz deutlich sagen: Wir sind heute 
an einem Punkt, an dem wir Sie zu Ihrer Ein-
sichtsfähigkeit beglückwünschen müssen. Wir 
sind heute an einem Punkt, an dem ich sage: Rei-
sen hat in diesem Fall offensichtlich gebildet, auch 
wenn die Reise nach Amerika ging, von der Sie 
geläutert zurückgekommen sind. Ich würde Sie im 
Gegensatz zur Kollegin Ruff-Händelkes nicht da-
zu auffordern, mehr durch NRW zu reisen. Mit 
Blick auf Ihre Politik glaube ich, dass Sie hier bis 
jetzt nicht genug haben lernen können. 

(Gerhard Lorth [CDU]: Unverschämtheit!) 

Ich würde Sie vielmehr gerne dazu auffordern, 
nach Hamburg zu reisen und dann unserem Ent-
schließungsantrag zuzustimmen. Diese beiden 
Dinge zusammen könnten einen ähnlichen Aha-
Effekt auslösen wie seinerzeit Ihre Reise in die 
USA. Ich glaube, das wäre eine gute Sache für 
Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Becker. – Für die Landesregierung hat 
jetzt Herr Minister Wittke das Wort. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 
Zwei Vorbemerkungen:  

Erstens. Herr Kollege Becker, das ist kein mutlo-
ser Schritt, sondern es ist ein weitreichender 
Schritt, den wir heute gehen, und es ist vor allem 
ein Schritt, den wir gemeinsam mit der kommuna-
len Familie und den Akteuren gehen. In der Tat: 
Wir haben uns mit dem Gesetz viel Mühe gege-
ben. Das ist nicht mal eben so zwischen Kaffee 
und Abendbrot entstanden. Vielmehr bringen wir 
hier heute eine Entwicklung zum Abschluss, die 
viele Diskussionen und Modelle vor Ort und viele 
unterschiedliche Versuche beinhaltet hat. Darum 
ist es ein richtiger und ein großer Schritt. 

Zweitens. Jawohl, reisen bildet. Man sollte auch 
nach Hamburg reisen. Insbesondere sollte man 
dort das Verwaltungsgericht aufsuchen. Denn vor 
dem Verwaltungsgericht Hamburg werden zurzeit 
von unterschiedlichen Business Improvement 
Districts und auch Housing Improvement Districts 
Klagen geführt. Wir wollen diese Klagen abwar-
ten, weil wir Sicherheit für die Akteure haben und 
nicht mal eben schnell etwas hinrotzen wollen. 
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Wir wollen, dass diejenigen, die mit im Boot sein 
sollen, nämlich die Akteure der Immobilienwirt-
schaft und die Akteure seitens der Haus- und 
Grundeigentümer, Rechtssicherheit haben hin-
sichtlich dessen, was hier geschieht. 

Was passiert jetzt mit diesem Gesetz über Immo-
bilien- und Standortgemeinschaften? Ja, es ist 
wahr: Wir binden hier zusammen, was zusam-
mengehört. Wir machen aus Profiteuren Akteure. 
Denn wir wollen nicht nur, dass diejenigen, die es 
angeht, mitfinanzieren, sondern wir wollen insbe-
sondere, dass diejenigen, die es angeht, konzep-
tionell mitarbeiten. Das ist etwas Neues. Denn 
damit gibt die Kommunalpolitik ein Stück weit 
Kompetenz und, wenn Sie so wollen, auch ein 
Stück weit Macht ab. Wir wollen, dass Masterplä-
ne, dass Entwicklungspläne gemeinsam und nicht 
mehr nur von der öffentlichen Hand erarbeitet 
werden. Wir wollen, dass diejenigen, die es an-
geht, auf kommunaler Ebene mitbestimmen. Und 
wir wollen auch, dass sie sich finanziell beteiligen. 

Jetzt können Sie sagen, das sei alles schon in 
den 21 Modellversuchen geschehen und eigent-
lich nichts Neues. Ja, richtig. Es ist gut, dass es 
diese Modellversuche gab, es ist gut, dass wir auf 
dem aufbauen konnten, was an ersten Schritten – 
zugegebenermaßen: von meinem Vorgänger – 
eingeleitet wurde. Aber das reicht nicht aus. Denn 
wir haben festgestellt, dass in keinem einzigen 
Fall einer Immobilienstandortgemeinschaft der 
Anteil derer, die sich auf freiwilliger Basis beteiligt 
haben, bei über 20 % lag. Oder wenn Sie es um-
gekehrt haben wollen: In jedem Fall gab es einen 
Anteil von Trittbrettfahrern, der bei über 80 % lag. 

Wir wollen mehr Verbindlichkeit in diese Angele-
genheit bringen. Darum haben wir diesen Gesetz-
entwurf eingebracht, den – Herr Becker, hören Sie 
jetzt gut zu! – mein Vorgänger sich nicht auf den 
Weg zu bringen traute. 

(Gerhard Lorth [CDU]: So ist es! – Horst Be-
cker [GRÜNE]: Ah!) 

Michael Vesper wollte keine gesetzliche Rege-
lung, er wollte auf der freiwilligen Stufe verweilen. 
Wir haben uns entschlossen, mehr Verbindlichkeit 
hineinzubringen. Falls Sie es richtig provokativ 
haben wollen – vielleicht gelingt es mir ja noch, 
Sie zum Zuhören zu bewegen, Herr Kollege Be-
cker –: 

(Horst Becker [GRÜNE]: Niemals!) 

Es ist eine bürgerliche Koalition, die hier Mut zur 
Planung hat, während die vorhergehende rot-
grüne Landesregierung in dieser Frage mutlos 
war. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Genau so, wie wir es mit den Immobilienstandort-
gemeinschaften machen, werden wir es mit den 
Wohnimmobilien machen. Wir werden zuerst in 
einer Phase des Modells und des Versuchs aus-
probieren, worauf wir Rücksicht nehmen müssen. 
Wir wollen vor allem von Anfang an die Akteure 
mit einbinden. Wir wollen nicht von oben etwas 
überstülpen, sondern wir wollen von unten etwas 
wachsen lassen. 

Es gibt nicht nur die drei Modellversuche in Dort-
mund, in Köln und in Wuppertal, von denen Sie 
gesprochen haben. Vielmehr wollen wir darüber 
hinaus eine Vielzahl von Modellverfahren in die-
sem integrierten Erfahrungsaustausch von Paral-
lelbeispielen begleiten, beispielsweise in Königs-
winter, in Castrop-Rauxel, in Unna, in Herne, in 
Viersen und in Hamm. 

Ich glaube, dass das genau der richtige Weg ist. 
Wenn man Menschen davon überzeugen will, 
mitzugestalten, wenn man die Immobilienwirt-
schaft mit ins Boot holen will, dann kann man ih-
nen das nicht per Gesetz vorschreiben, sondern 
dann man muss sich zuerst einmal der Mühe un-
terziehen, Überzeugungsarbeit zu leisten. Genau 
das wollen wir in den kommenden Monaten und 
Jahren machen. Danach können wir uns gerne 
über einen zweiten Schritt unterhalten, ob nämlich 
aus diesem Gesetz über Immobilien- und Stand-
ortgemeinschaften für Business-Bezirke künftig 
eine entsprechende gesetzliche Regelung für 
Housing-Bezirke resultiert. – Ich danke Ihnen für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Wittke. – Ich sehe keine weiteren Wort-
meldungen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich lasse erstens 
über die Beschlussempfehlung Drucksache 
14/6455 abstimmen. Der Ausschuss für Bauen 
und Verkehr empfiehlt in seiner Beschlussemp-
fehlung, den Gesetzentwurf in der Fassung seiner 
Beschlüsse anzunehmen. Wer ist für diese Emp-
fehlung? – CDU und FDP. Wer ist dagegen? – 
Niemand. Wer enthält sich? – Es enthalten sich 
die SPD und die Grünen. Damit ist die Beschluss-
empfehlung mit den Stimmen der Koalitionsfrakti-
onen angenommen. 

Wir kommen zweitens zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Fraktionen von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 
14/6912. Wer ist für diesen Antrag? – SPD und 
Grüne. Wer ist dagegen? – CDU und FDP. Wer 
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enthält sich? – Niemand. Damit ist dieser Ent-
schließungsantrag mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen abgelehnt.  

Wir kommen zu: 

6 Exzellenzinitiative II benötigt eine breite 
Debatte 

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/6006 

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Ausschusses  
für Innovation, Wissenschaft,  
Forschung und Technologie  
Drucksache 14/6639 

Ich weise darauf hin, dass dieser Antrag gemäß 
§ 79 Abs. 2 Ziffer b unserer Geschäftsordnung 
vom Plenum an den Ausschuss für Innovation, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie über-
wiesen wurde mit der Maßgabe, dass eine Bera-
tung und Abstimmung erst nach Vorlage der Be-
schlussempfehlung erfolgt. Diese liegt nunmehr 
vor.  

Ich eröffne die Beratung und erteile für die SPD-
Fraktion Frau Kollegin Dr. Boos das Wort. – Die 
Kolleginnen und Kollegen darf ich um ein biss-
chen mehr Ruhe bitten, damit die Rednerin jetzt 
Gelegenheit hat, die Meinung ihrer Fraktion vorzu-
tragen. – Bitte schön, Frau Kollegin Boos. 

Dr. Anna Boos (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Die abschließende Debatte am 24. April im 
Fachausschuss für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie hat leider nicht zu ei-
nem einvernehmlichen Votum für diesen Antrag 
geführt. Die im Verfahren der Exzellenzinitiative I 
aufgetretenen Mängel, nämlich die Nichtbeach-
tung unterschiedlicher Ausgangsbedingungen, 
das Übergewicht der technischen und naturwis-
senschaftlichen Fächer und die regionale Unaus-
gewogenheit, werden offensichtlich durch Landes-
regierung und Landtagsmehrheit verdrängt. 

Im Jahr 2009 werden Bund und Länder auf der 
Grundlage eines Evaluationsberichtes zum Exzel-
lenzprogramm über dessen Fortsetzung nach 
2011 entscheiden. Bereits im Oktober 2007 haben 
sich die Wissenschaftsminister von Bund und 
Ländern grundsätzlich für eine Fortführung aus-
gesprochen. 

Für die erste und zweite Förderlinie stehen für die 
im Wettbewerb erfolgreichen NRW-Hochschulen 

350 Millionen € bis 2011 zur Verfügung. Hiervon 
muss das Land Nordrhein-Westfalen 87,5 Millio-
nen € erbringen. Wir müssen feststellen, dass der 
Anteil des Landes nicht auskömmlich finanziert ist 
und die im Wettbewerb erfolgreichen Universitä-
ten durch das MIWFT zur Eigenbeteiligung an-
gehalten werden. 

Bundesweit wurden neun Zukunftskonzepte von 
Universitäten ausgezeichnet, also neun Exzel-
lenzhochschulen ausgewählt. Prof. Winnacker, 
der ehemalige DFG-Präsident, fordert, den Kreis 
der Exzellenzhochschulen zu reduzieren. Er sagt, 
die Zahl von neun Hochschulen sei zu hoch. Inso-
fern ist die seitens des Ministeriums angekündigte 
Phalanx von Spitzenuniversitäten in Nordrhein-
Westfalen unrealistisch. Das bestätigt auch das 
letzte CHE-Ranking, das erneut eindrucksvoll 
feststellt, dass es eine über alle Fächer hinweg 
exzellente Hochschule nicht gibt und wohl auch 
nur im absoluten Ausnahmefall geben könnte. 

Schwerpunkt der Exzellenzaktivitäten muss des-
halb der Aufbau weiterer Exzellenzcluster und 
Graduiertenschulen sein und eine damit verbun-
dene Exzellenzinitiative Lehre. Hier stimmen wir 
dem ebenfalls vorliegenden Antrag zum Thema 
„Exzellenz in der Lehre“ von Bündnis 90/Die Grü-
nen voll und ganz zu. Auch hochschulübergrei-
fende Exzellenzcluster und die Einbeziehung au-
ßeruniversitärer Forschungseinrichtungen müssen 
möglich sein. 

Wir erwarten deshalb durch Sie, Herr Minister 
Pinkwart, die rechtzeitige Vorlage eines Konzepts, 
mit dem die Landesregierung in die Verhandlun-
gen über die Ausgestaltung der Exzellenzinitiati-
ve II im Jahr 2009 eintreten wird. Nur ein mit den 
Hochschulen abgestimmtes Konzept bietet Ge-
währ dafür, dass die Interessen Nordrhein-
Westfalens erfolgreich wahrgenommen werden 
können. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Dr. Boos. – Für die CDU-Fraktion spricht 
Herr Kollege Dr. Brinkmeier. 

Dr. Michael Brinkmeier (CDU): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der SPD-Antrag 
beschäftigt sich sehr wohl mit einem Zukunftsthe-
ma, der Exzellenzinitiative, ist aber trotzdem nach 
unserer Ansicht vor allem in der Argumentation und 
den Folgerungen und damit in der Antragstellung 
an sich rückwärts gewandt. Wir sollten festhalten, 
dass die Exzellenzinitiative II grundsätzlich schon 
im Oktober letzten Jahres beschlossen worden ist. 
Natürlich – das ist richtig – werden die Rahmenbe-
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dingungen in den kommenden Wochen festgelegt, 
aber die Grundstruktur wird bleiben. Warum sollten 
wir die dritte Förderlinie preisgeben – das ist die 
Kernforderung Ihres Antrags –, wenn es in Nord-
rhein-Westfalen Universitäten gibt, die durchaus 
die Chance haben, beim nächsten Mal auf dem 
Siegertreppchen zu stehen? 

Ich möchte noch einmal verdeutlichen, wes Kind 
Ihr Antrag ist und einige Passagen daraus zitie-
ren. Eine Überschrift lautet: „Kooperation … statt 
Konkurrenz“. Wir halten dagegen: Kooperation 
und Konkurrenz. Der Wettbewerb muss sein. Für 
uns ist der Wettbewerb ein wesentliches Ziel. Dies 
schließt nicht aus, dass man kooperiert. Darüber 
haben wir schon bei zwei vorhergehenden Ta-
gesordnungspunkten diskutiert. 

All das zeigt wieder einmal, dass Sie nicht gewillt 
sind, einen echten Wettbewerb zuzulassen. Dann 
frage ich mich natürlich, warum Frau Bulmahn als 
seinerzeitige Forschungsministerin den Titel 
„Deutschland sucht die Superuni“ aufgelegt hat. 
Sie wollte das wohl nicht wettbewerblich machen 
und selbst suchen. Von daher ist es wohl ganz 
gut, dass wir einen fachlich orientierten Wettbe-
werb zulassen, auch wenn in der ersten Runde 
durchaus regional erhöhte Siegeschancen vor-
handen waren. Wir arbeiten daran und wollen un-
sere Hochschulen darin unterstützen, es besser 
zu machen. 

Sie haben in Ihrem Antrag auch geschrieben, 
dass ein Abschluss am Standort X weniger wert 
ist als am Standort Y. Dann muss ich fragen: Wo 
leben Sie denn? Sind wir nicht realistisch genug, 
klar zu sehen, dass sich zum Beispiel Arbeitgeber 
darüber unterhalten, an welcher Hochschule man 
seinen Abschluss gemacht hat? Als ob alle gleich 
wären! Es ist doch unrealistisch, das anzuneh-
men. Natürlich gibt es Unterschiede. Die sind 
auch gewollt. Unterschiede werden nur dann un-
gerecht, wenn die Rahmenbedingungen ungleich 
sind. Wir wollen aber gute Rahmenbedingungen 
schaffen. 

Ich warne Sie davor, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von der SPD, sich allzu sehr auf Unterschie-
de in den Rahmenbedingungen zu kaprizieren. 
Die haben Sie über die letzten Jahrzehnte näm-
lich selbst geschaffen. Ich nenne nur das Stich-
wort Gesamthochschule. 

(Beifall von der CDU) 

Weiter ist mir ein Satz in Ihrem Antrag sehr sauer 
aufgestoßen. Sie haben geschrieben: Die Spal-
tung der Gesellschaft in diesem Zusammenhang 
ist von der Landesregierung gewollt. – Das halte 
ich für ein Unding. 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Schwachsinn!) 

Auch hier könnte ich mich wieder richtig toll aufre-
gen. Ich bin aber Westfale und bleibe etwas ruhi-
ger. Doch möchte ich auch hier so reagieren wie 
bei Tagesordnungspunkt 3: Bitte mäßigen Sie Ihre 
Worte! Ich sage es einmal ganz nüchtern: Ich 
glaube nicht, dass Sie ernsthaft meinen, dass die 
Landesregierung oder die sie tragenden Fraktio-
nen eine Spaltung der Gesellschaft in dieser Hin-
sicht wollen. Versuchen Sie, Ihre Anträge in die-
ser Hinsicht besser zu schreiben! 

(Zuruf von Ursula Meurer [SPD]) 

Die Debatte um die Exzellenzinitiative II soll mit 
der um die Föderalismusreform II verbunden wer-
den. Das ist ein schöner Gedanke, aber in unse-
ren Augen eine unrealistische Forderung. Sie wis-
sen, es geht bei der Debatte um die Föderalis-
musreform II in erster Linie um die Finanzverflech-
tungen zwischen Bund und Ländern. Das Thema 
ist so kompliziert, dass wir alle darüber in Pension 
gehen werden. Sie haben auch nur die Forderung 
aufgestellt, aber ein konkreter Vorschlag ist im 
Antrag nicht zu finden. Im Ausschuss können wir 
darüber nicht mehr diskutieren, denn wir schlie-
ßen die Beratung ja heute ab. Aber das können 
wir gerne bei anderer Gelegenheit tun. 

Sie haben in Ihrem Antrag auch geschrieben: 

„Die Exzellenzinitiative war der Versuch, eine 
moderne Variante der Förderung von Spitzen-
forschung einzuführen, die beide Aspekte be-
rücksichtigt.“ 

Da geht es um breite Akademisierung einerseits 
und Forschung auf höchstem Niveau anderer-
seits. Wir von der CDU haben kein Problem da-
mit. Aber – ich sage es noch einmal – Sie von der 
SPD sind im Innersten – wir spüren es immer wie-
der – gegen jede Art von Wettbewerb, weil Sie 
Gleichheit wollen, auch keinen Unterschied zwi-
schen Gewinnern und Verlierern. Dass die Hoch-
schul- und Forschungslandschaft gerade durch 
Wettbewerb insgesamt besser wird, das wollen 
Sie nicht erkennen. Das markiert das Rückwärts-
gewandte Ihrer Politik. Darum lehnen wir Ihren 
Antrag ab. – Danke schön. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Dr. Brinkmeier. – Für die Fraktion der 
FDP spricht Herr Kollege Lindner. 

Christian Lindner (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich kann nahtlos an den Bei-
trag des Kollegen Dr. Brinkmeier anknüpfen. Auch 
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wir als FDP-Fraktion werden diesen Antrag ab-
lehnen. Es gäbe jetzt eine ganze Menge aus den 
Beratungen im Ausschuss hier in Erinnerung zu 
rufen, ich will mich aber auf zwei Argumente kon-
zentrieren. 

Das erste Argument ist, dass die antragstellende 
Fraktion hier darstellt, der finanzielle Erfolg, der mit 
der Exzellenzinitiative verbunden ist, sei zu gering. 
Ich will aufzeigen, dass wir hier in Nordrhein-
Westfalen in den zwei Förderlinien immerhin 
125 Millionen und 225 Millionen € für Forschungs-
zwecke zur Verfügung gestellt bekommen bzw. 
durch Landesmittel kofinanziert haben. Das ist die 
beachtliche Summe von immerhin 350 Millionen €.  

Zuzustimmen ist der Fraktion der SPD, dass diese 
finanzielle Förderung im Vergleich etwa zum Auf-
kommen aus Studienbeiträgen nicht so groß ist. 
Die Studienbeiträge leisten gewiss einen größe-
ren Beitrag zur besseren Finanzierung unseres 
Hochschulwesens. Aber die immerhin 350 Millio-
nen € bedeuten in Zeiten angespannter öffentli-
cher Haushalte eine beachtliche Schwerpunktset-
zung, um die Forschungsergebnisse in Nordrhein-
Westfalen zu verbessern und neue zu stimulieren. 

Zum Zweiten wird von der Fraktion der SPD vor-
getragen, dass dieser Exzellenzwettbewerb eine 
viel zu große Kluft in die Hochschullandschaft 
bringe. Im Zusammenhang mit anderen Maßnah-
men wie der leistungsorientierten Mittelvergabe 
sprechen Sie gar von einem ruinösen Wettbewerb 
zwischen den Hochschulen. Hier liegt nach unse-
rer Auffassung ein grundsätzliches Missverständ-
nis hinsichtlich der Arbeit im Wissenschaftsbe-
reich zugrunde. Die ist nämlich konstitutiv vom 
Wettbewerbsprinzip geprägt. Nur durch den Wett-
bewerb von Forschern, ihren Ergebnissen und 
Methoden ist Fortschritt überhaupt möglich. Gera-
de in Zeiten knapper Kassen brauchen wir das 
Wettbewerbsprinzip, weil dieses dafür Sorge trägt, 
dass diejenige Stelle in der Forschungslandschaft 
über das meiste Geld verfügt, die am besten mit 
Geld wirtschaftet. Würde man nur mit der Gieß-
kanne das Geld verteilen, dann würden auch we-
niger Engagierte und weniger Qualifizierte Mittel 
erhalten. Wir wollen aber, dass die Besten Geld 
bekommen, damit sie noch besser werden. Der 
positive Effekt, der sich dadurch ergibt, ist, dass 
auch diejenigen, die bislang noch so leistungsfä-
hig waren, sich selbst ganz anders motiviert se-
hen können, selbst aufzuholen, ihre eigene Leis-
tungsfähigkeit kritisch zu hinterfragen und dann zu 
verbessern.  

Wettbewerb ist also ein Entdeckungsverfahren für 
Potenziale. Wettbewerb ist letztlich auch gerech-
ter als jede zentrale Zuteilung. Alles andere als 

Wettbewerb ist politischer Willkür ausgesetzt. 
Wettbewerb, zumal wenn eine unabhängige Jury 
nach klaren Regeln auf die Vergabe der Mittel im 
Wettbewerb achtet, ist Garant für Fairness.  

Allein schon wegen dieser Unterscheidung in der 
Grundphilosophie der Forschungsförderung kön-
nen wir dem Antrag der SPD nicht zustimmen. Er 
verweist auf ein staatszentriertes, verwaltungsori-
entiertes Denken im Wissenschaftsbereich, das 
nicht für beste Ergebnisse steht, sondern nur für 
verteilungspolitische Instrumente einer im Übrigen 
überholten Strukturpolitik. – Schönen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Lindner. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Frau Dr. Seidl. 

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Um ein Missverständ-
nis auszuräumen: Wir Grüne haben uns von An-
fang an für die Exzellenzinitiative eingesetzt. 
Denn wer hätte wohl etwas dagegen, dass neues 
Geld, mehr Geld für die Spitzenforschung nach 
Nordrhein-Westfalen fließt? Ich erinnere daran, 
dass die ersten Blockierer im Bundesrat 2004 
damals aus den Reihen der CDU-geführten Län-
der kamen. 

(Zuruf von der SPD: Hört, hört!) 

Wir halten im Übrigen auch wettbewerbliche För-
derinstrumente für sinnvoll, Herr Lindner: als An-
reiz für wissenschaftliches Engagement und krea-
tive Impulse. Nur, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
ein solcher Wettbewerb muss auf einer fairen Ba-
sis, auf fairen Rahmenbedingungen beruhen. 
Deshalb, Herr Dr. Brinkmeier, wird die Exzellenz-
initiative eben nicht von einem breiten Konsens 
der Hochschulen in Nordrhein-Westfalen getra-
gen. Das muss man einfach feststellen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Diese Wahrnehmung scheint mir doch sehr ge-
trübt. Es gibt eine ganze Reihe von Hochschulen 
in Nordrhein-Westfalen, die das nicht so sehen 
und die den jetzt abgeschlossenen Wettbewerb 
sehr kritisch betrachten und kommentieren. Diese 
Hochschulen sagen sehr deutlich: Die Exzellenz-
initiative führt zu einer weiteren Spaltung der 
Hochschullandschaft in gut ausgestattete und in 
schlecht ausgestattete Hochschulen.  

Ich gebe Ihnen ein Beispiel: Der neue Rektor der 
Universität Duisburg-Essen, Herr Prof. Radtke, 
hat kürzlich sogar bei seiner Antrittsrede davon 
gesprochen, dass die Hochschulen in unter-
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schiedlichen Ligen spielen: in der ersten, zweiten 
oder gar dritten Liga.  

In diesem Zusammenhang gibt es eine weit ver-
breitete Furcht: Wenn wir die Finanzierung unse-
rer Hochschullandschaft in NRW so weiterlaufen 
lassen wie bisher, befördern wir eine Trennung 
zwischen sogenannten exzellenten Forschungs-
hochschulen und reinen Lehranstalten.  

Kritisch beurteilt wird die Ausweitung der leis-
tungsorientierten Mittelverteilung, die sich über-
wiegend an der Forschungsleistung orientiert, 
insbesondere in den naturwissenschaftlich-
technischen Fächern.  

Kritisch beurteilt wird auch die Rücknahme staatli-
cher Verantwortung durch das sogenannte Hoch-
schulfreiheitsgesetz, wodurch eine ausgleichende 
und gerechte Landesplanung quasi unmöglich 
geworden ist.  

Insofern unterstützen wir das Anliegen der SPD-
Fraktion, eine kritische Auswertung und Evaluie-
rung der Exzellenzinitiative I vorzunehmen.  

Ich finde es wichtig, dass hierüber eine Debatte 
mit allen nordrhein-westfälischen Hochschulen 
geführt wird. Dazu gehört im Übrigen auch die 
Diskussion der Frage, ob es überhaupt noch sinn-
voll ist, in weitere Zukunftskonzepte zu investie-
ren, oder ob es nicht im Sinne einer Breitenwir-
kung besser ist, zum Beispiel die Förderlinie der 
Exzellenzcluster zu stärken.  

Herr Minister Pinkwart, Sie haben eine Evaluie-
rung angekündigt, die auf Bund-Länder-Ebene 
ausgewertet werden soll. Wir erwarten, dass da-
bei das Meinungsbild der nordrhein-westfälischen 
Hochschulen erfasst wird und einfließt.  

Im Antrag der SPD-Fraktion fehlt uns aber ein 
ganz wichtiger Punkt – ich habe das auch schon 
im Ausschuss gesagt und möchte das an dieser 
Stelle noch einmal betonen –: Vollständig unbe-
rücksichtigt bleibt bei der Exzellenzinitiative, wie 
sie jetzt angelegt ist, die zweite Säule des Wis-
senschaftsbereiches, nämlich die wissenschaftli-
che Lehre. Wir wollen, dass frühzeitig sicherge-
stellt wird – ich habe das heute Morgen auch 
schon gesagt –, die Exzellenzförderung in der 
Lehre ab 2011 als weitere Förderlinie zu integrie-
ren.  

Ihre Begründung, lieber Herr Lindner, dass sich 
die Studierenden die Qualität der Lehre in den 
Hochschulen durch Studiengebühren erkaufen 
sollen – das haben Sie eben gesagt –, während 
für die Forschung zusätzliche öffentliche Mittel 
fließen, ist aus unserer Sicht ein Skandal.  

Um es ganz deutlich zu machen: Den Ansatz des 
Stifterverbandes, die Lehre durch eine eigene Mi-
niexzellenzinitiative zu fördern, halten wir nicht für 
richtig. Wir wollen keine „Exzellenzförderung 
light“, wie die „ZEIT“ diesen Vorschlag bereits im 
Januar 2008 bewertet hat. Wir wollen die Integra-
tion der Lehre in die bestehende Exzellenzinitiati-
ve. Während Bund und Länder für die Exzellenz-
initiative in der Forschung insgesamt 1,9 Milliar-
den € lockergemacht haben, geht es bei der Kofi-
nanzierung des Pendants, der Lehre, lediglich um 
5 Millionen €, also um weniger als 0,3 % dieser 
Summe.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Forschung und 
Lehre sind die beiden Säulen des deutschen Wis-
senschaftsbetriebes. Die Argumentation, den 
Lehrbetrieb über Studiengebühren zu finanzieren, 
ist schon armselig. Herr Lindner, es kann nicht 
sein, dass immer mehr öffentliche Mittel in die 
Forschung fließen, während unsere Studierenden 
trotz Studiengebühren schlecht betreut sind, in 
maroden Gebäuden auf der Fensterbank sitzen 
und durch Massenvorlesungen geschleust wer-
den. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN – Christian Lind-
ner [FDP]: Das haben doch Sie zu verant-
worten!) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Dr. Seidl. – Für die Landesregierung hat 
jetzt Herr Minister Dr. Pinkwart das Wort. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innova-
tion, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wenn es in jüngster Zeit in Deutschland 
eine – von Bund und Ländern gemeinsam abge-
stimmte – großartige, erfolgreiche Initiative gab, 
dann ist das aus meiner Sicht eine: die Exzellenz-
initiative! 

(Beifall von CDU und Christian Lindner 
[FDP]) 

Sie ist auch deshalb so erfolgreich gewesen, weil 
die Länder, die von FDP und CDU gemeinsam 
oder von der Union allein regiert wurden, im Bun-
desrat seinerzeit gemeinsam darauf hingewirkt 
haben, dass die Exzellenzinitiative eben nicht so 
aussieht, wie der damalige Bundeskanzler sich 
das vorgestellt hat, dass nämlich die Politik in Ber-
lin auf der Landkarte selbst definiert, wer in 
Deutschland Elite ist, um dann einige Hochschu-
len entsprechend zu etikettieren, sondern einen 
vernünftigen Wettbewerb organisiert, der die un-
terschiedlichen Stärken unserer Universitäten 
zum Tragen bringt, und zwar in der Breite wie in 
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der Spitze. Erst dadurch konnten wir neben der 
Auszeichnung von Zukunftskonzepten die Exzel-
lenzcluster und Graduiertenschulen als Teil des 
Wettbewerbs bekommen. Das ist ein Erfolg der 
Regierungsfraktionen und ihrer Parteien, die sich 
auch in den anderen Ländern und im Bund dafür 
eingesetzt haben.  

(Beifall von der CDU) 

Frau Boos, wir konnten durch die Ausgestaltung 
des Wettbewerbs genau das verhindern, was Sie 
heute kritisieren. Das wäre eingetreten, wenn 
Frau Bulmahn die Dinge so umgesetzt hätte, wie 
der damalige Bundeskanzler sich das vorgestellt 
hat. Das ist aber nicht geschehen. Vielmehr ist 
der Wettbewerb hinreichend breit, aber auch ehr-
geizig angelegt.  

Der Wettbewerb kann auch schon deshalb nicht 
ruinös angelegt sein, weil für ihn nicht vorhandene 
Mittel neu verteilt worden sind, sondern weil von 
Bund und Ländern zusätzliche Mittel in erhebli-
chem Umfang, nämlich rund 2 Milliarden €, in das 
deutsche Hochschulsystem gekommen sind, da-
mit Spitzenforschung in Zukunft noch wirksamer 
betrieben werden kann. Das ist kein ruinöser, 
sondern qualifizierender Wettbewerb, wie man ihn 
sich besser gar nicht vorstellen könnte.  

Natürlich muss er auch evaluiert werden. Aber 
das brauchen Sie nicht zu beantragen – das ist 
damals schon beschlossen worden. Im Rahmen 
der Exzellenzinitiative haben sich Bund und Län-
der darauf verständigt, dass der Wettbewerb, der 
einen Förderzeitraum von insgesamt rund sechs 
Jahren umfasst, im Jahre 2009 umfassend evalu-
iert wird und dass im Lichte der Ergebnisse auch 
Folgemaßnahmen geprüft werden.  

Wenn Sie mich fragen, wie wir uns aus heutiger 
Wahrnehmung weiter in den Prozess einbringen 
werden, kann ich Ihnen nur sagen: Aufgrund un-
serer Beobachtungen in Nordrhein-Westfalen – 
nach der zweiten Runde haben wir mit Bayern 13 
erfolgreiche Anträge durchbringen können – wür-
de ich mir sehr wünschen – so habe ich mich bis-
her eingelassen, auch in der gemeinsamen Wis-
senschaftskonferenz von Bund und Ländern –, 
dass wir diese Exzellenzinitiative in einer nächs-
ten Runde fortsetzen können, damit die jetzigen 
Sieger die Chance haben, ihre hervorragenden 
Projekte weiter betreiben zu können, wenn sie 
sich als erfolgreich erwiesen haben, und damit 
andere, die beim letzten Mal noch nicht zum Zuge 
gekommen sind, erneut die Chance haben, ihre 
Potenziale einzubringen und in Zukunft noch wirk-
samer gefördert zu bekommen.  

Ich möchte an das anknüpfen, was Herr Kuhmi-
chel heute Morgen schon in einer anderen Debat-
te, die wir zum Thema „Hochschule“ führen konn-
ten, vorgetragen hat und die Ruhr-Universität Bo-
chum angeht, und den Mitgliedern dieses Hohen 
Hauses auch aus meinen persönlichen Eindrü-
cken in Gesprächen mit Mitgliedern dieser Hoch-
schule sagen:  

Gerade am Beispiel der Ruhr-Universität Bochum 
wird deutlich, welch großartige Wirkung ein sol-
cher Wettbewerb entfalten kann. Wir haben das 
schon vor einem Jahr, als die Wettbewerbsergeb-
nisse bekanntgegeben wurden, festgehalten: „Bo-
chum“ zählt zu den jüngsten Universitäten in 
Deutschland. Sie war in der ersten Runde mit ei-
ner Graduiertenschule erfolgreich. Und die Ruhr-
Universität Bochum hat es als eine der ganz we-
nigen Universitäten in Deutschland geschafft, mit 
einem Zukunftskonzept in die Endrunde zu kom-
men. 

(Beifall von Manfred Kuhmichel [CDU]) 

Im Übrigen ist die Ruhr-Universität Bochum in 
Nordrhein-Westfalen neben den großen und tradi-
tionsreichen Universitäten außer Aachen die ein-
zige Universität, die es bis in die Endrunde ge-
schafft hat. Obwohl sie es trotz der exzellenten 
Bewertung in diesem Fall noch nicht geschafft 
hat, schon einen Zuschlag zu bekommen, hat die 
Hochschule danach nicht etwa den Kopf in den 
Sand gesteckt, sondern gesagt: Das ist für uns 
der Startschuss, daran zu arbeiten, noch besser 
zu werden und weitere Projekte voranzubringen. 
Erst das hat es uns gemeinsam mit Dritten er-
laubt, der Hochschule jetzt zusätzliche Förderung 
angedeihen lassen zu können.  

Das zeigt ganz deutlich, meine sehr verehrten 
Damen und Herren: Die Exzellenzinitiative ist die 
Grundlage dafür, dass unsere Hochschulen – 
wenn sie sich anstrengen; das tun sie Gott sei 
Dank – in Zukunft bessere Chancen bekommen. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. Es liegen keine weiteren Wortmeldungen 
mehr vor.  

Deshalb komme ich zur Abstimmung. Der Aus-
schuss für Innovation, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie empfiehlt in der Beschlussemp-
fehlung Drucksache 14/6639, den Antrag der 
Fraktion der SPD Drucksache 14/6006 abzuleh-
nen. Wer will dieser Empfehlung folgen? – Das 
sind CDU und FDP. Wer will dieser Empfehlung 
nicht folgen? – Das ist die Fraktion der SPD. Ent-
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hält sich jemand? – Das ist die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Damit haben wir ein eindeuti-
ges Ergebnis zur Kenntnis genommen. Die Emp-
fehlung ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen angenommen und der Antrag der Fraktion 
der SPD abgelehnt.  

Wir kommen zu: 

7 25 % können nicht schwimmen!  
Das Schulschwimmen darf nicht unterge-
hen! Schwimmunterricht in Qualität und 
Quantität sichern! 

Antrag   
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/6860 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende Fraktion Herrn Kollegen Groth das Wort. 

Ewald Groth*) (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Groth kann schwimmen, 
er ist Rettungsschwimmer. Wir Grüne kämpfen 
dafür, dass ich nicht zu einer aussterbenden Spe-
zies gehöre. Wir wissen nämlich, dass 25 % – die 
DLRG setzt das noch viel höher an – der Kinder, 
wenn sie im vierten Schuljahr sind, nicht schwim-
men können. 

(Unruhe – Glocke) 

Beim Übergang ins fünfte Schuljahr kann jedes 
vierte Kind nicht schwimmen. Die DLRG setzt die-
se Quote bei 33 % an. Meine Damen und Herren, 
das ist ein Fiasko. So war das früher nicht in Nord-
rhein-Westfalen. Wir haben noch alle schwimmen 
gelernt. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die DLRG, der Deutsche Schwimm-Verband und 
der Bundesverband Deutscher Schwimmmeister 
haben das Problem erkannt. Auch die Landesre-
gierung merkt langsam, wohin der Fisch schwim-
men muss. Die Initiative „QuietschFidel“, die für 
Innenminister Wolf eine reine PR-Aktion ist, wird 
natürlich unterstützt. Aber es reicht nicht, in den 
Zeitungen nur nette Fotos zu haben, sondern man 
muss tatsächlich etwas tun. Dazu gehört nicht nur 
eine Konzeption, sondern dazu gehört auch aus-
reichend Geld für den Schwimmunterricht für Kin-
der in einem Alter, in dem sie noch schwimmen 
lernen können. 

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

Vom Schulministerium gibt es gute Ansätze: Es 
werden Sommerkurse veranstaltet. Aber auch 
dort – das muss man der Landesregierung vorhal-

ten – stehen insgesamt nicht ausreichend Mittel 
zur Verfügung. 

Es gibt also akuten Handlungsbedarf, meine Da-
men und Herren. Die Versorgung des Schul-
schwimmens mit Lehrerinnen und Lehrern, die 
überhaupt Schwimmunterricht erteilen können, 
muss verbessert werden.  

Wir brauchen ein Wasserflächenmanagement. Ein 
gutes Beispiel ist die Landeshauptstadt Düssel-
dorf. Wir hatten dort auf unserer Fachtagung in 
einem Vortrag erfahren, dass man die Belegung 
sogar ins Internet gestellt hat, damit Schulen se-
hen können, wo noch Wasserflächen frei sind, wo 
sie ihre Kinder zum Schwimmenlernen hinbringen 
können. Meine Damen und Herren, das muss 
Schule machen in ganz Nordrhein-Westfalen.  

Wir brauchen den Neubau und die Sanierung von 
Schwimmbädern. Dort, wo ein Bedarf ist, muss 
das Land den Kommunen helfen. Was macht das 
Land aber stattdessen? – Das Land kürzt die Zu-
weisungen an die Kommunen. Sie fleddern sozu-
sagen die kommunalen Finanzen. Wenn am Ende 
die Schwimmbäder auch noch dicht gemacht 
werden, werden Sie fragen: Was sollen wir jetzt 
machen? – Sie werden sagen: Jetzt machen wir 
keinen Schwimmunterricht mehr, sondern die 
Kinder sollen alle auf der roten Aschenbahn ein 
bisschen Laufen lernen. – Meine Damen und Her-
ren, so jedenfalls stellen wir Grüne uns die Prob-
lemlösung nicht vor. 

Was wir brauchen, ist die Unterstützung für quali-
fiziertes Personal. Was aber tun Sie in der Lan-
desregierung? – Sie schaffen den Extraetat für die 
Fortbildung von Lehrerinnen und Lehrern im Be-
reich Sport ab. Sie packen alles in einen Topf. 
Damit ist gar nichts mehr garantiert, meine Da-
men und Herren. 

Was muss garantiert werden? – Wir brauchen die 
Rettungsfähigkeit, die heute ein Lehrer/eine Leh-
rerin nur erklärt. An der Stelle wollen wir eine 
Nachschulung. Wir wollen, dass innerhalb von 
vier Jahren – spätestens nach fünf Jahren – die 
Rettungsfähigkeit nachgewiesen wird. Wir brau-
chen eine Ausbildung in Qualität. Wir brauchen 
sozusagen Didaktik und Methodik im Erst-
schwimmunterricht. All das fehlt unseren Lehre-
rinnen und Lehrern. 

Meine Damen und Herren, Sie wissen schon, was 
wir die Landesregierung im Sportausschuss ge-
fragt haben: Wie viel Lehrschwimmbeckenkapazi-
täten stehen eigentlich welchem Bedarf gegen-
über? – Die Antwort der Landesregierung: Das 
können wir nicht sagen, das wissen wir nicht. 
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Nächste Frage: Wie viele Lehrkräfte erteilen ei-
gentlich Schwimmunterricht in Nordrhein-
Westfalen? Wie viele davon fachfremd? – Meine 
Damen und Herren, was kann man von dieser 
Landesregierung erwarten? – Antwort: Das wis-
sen wir nicht. Interessiert uns auch nicht richtig! 
Wir wollen es lieber nicht wissen, weil wir wissen, 
dass es ein Fiasko ist. 

Nächste Frage: Wie viele Schülerinnen und Schü-
ler werden im ersten Schulhalbjahr 2008 insge-
samt im Schwimmen unterrichtet? Wie viele Schü-
lerinnen und Schüler pro Schule und Stufe konn-
ten davon schwimmen? – Meine Damen und Her-
ren, die Antwort der Landesregierung lautet – Sie 
werden es nicht glauben –: Das wissen wir nicht, 
und wir wollen es auch lieber gar nicht wissen. 

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erwartet von 
diesem Hohen Haus, dass es die Landesregie-
rung auffordert, eine Konzeption vorzulegen, wie 
wieder alle Schülerinnen und Schüler in Nord-
rhein-Westfalen in der vierten Klasse Schwimmen 
lernen. Darauf aufbauend soll die Landesregie-
rung ein Handlungskonzept vorlegen, das dieses 
Ergebnis auch wirklich sicherstellt. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Groth. – Ich bin Ihnen sehr dankbar, dass 
Sie Ihre Redezeit nicht voll ausgeschöpft haben. 
Wie Sie wissen, meine Damen und Herren, findet 
heute noch ein Festakt statt. Deshalb lautet meine 
herzliche Bitte an Sie, mit der Zeit wie mit etwas 
Kostbarem umzugehen.  

Nun hat für die CDU-Fraktion Herr Müller das 
Wort. 

Holger Müller (CDU): Herr Präsident! Sehr ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! „25 % können 
nicht schwimmen!“, so heißt der Titel des Antrags. 
Ich möchte zwei Sätze daraus zitieren: 

„2005 beschloss beispielsweise der Schwimm-
verband NRW die Resolution ‚Kinder müssen 
schwimmen lernen’, um auf die Defizite in die-
sem Bereich hinzuweisen und Gegenmaßnah-
men einzuleiten.“ 

Das war zur Zeit, als laut Ihrer Aussage alle noch 
schwimmen konnten, Herr Groth. Damit haben wir 
schon einmal den ersten Verursacher festgestellt. – 
In Ihrem Maßnahmenkatalog heißt es: 

„Der Landtag stellt fest, dass das Schwimmen-
lernen in NRW wieder einen hohen Stellenwert 
erhalten muss.“ 

Genau daran arbeiten wir. Das Schwimmen hat 
eine hohe Priorität. Übrigens kennen auch wir die 
Zahl von 25 %. Wir alle wissen, dass tödliche 
Schwimmunfälle die zweithäufigste Todesursache 
bei Kindern und Jugendlichen sind. Diesem Prob-
lem stellen sich die Landesregierung und die sie 
tragende Koalition durchaus – übrigens nicht erst 
seit Ihrem Antrag. 

Im Jahr 2006 hat die Landesregierung ein Gut-
achten bei Prof. Kurz und Dr. Fritz in Auftrag ge-
geben, um sich auf wissenschaftlicher Basis mit 
diesem Thema zu beschäftigen. Die beiden Her-
ren schreiben: 

„Dank an dieser Stelle der Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen und den Gemeindeunfall-
versicherungen Rheinland und Westfalen-
Lippe, die durch ihre finanzielle Unterstützung 
diese Untersuchung ermöglicht haben.“ 

So viel möchte ich zum Thema sagen, die Lan-
desregierung täte nichts.  

In der Kürze der Zeit und wegen der Bitte des 
Präsidenten kann ich nur ganz knapp zwei wichti-
ge Daten aus diesem Gutachten vortragen. Die 
Frage „Wo hast du schwimmen gelernt“, beant-
worten 36 % der Kinder mit „in der Familie“, 25 % 
mit „in einem Kurs“ und 14 % mit „in der Schule“. 
Das löst nicht das Problem der 25 % Nicht-
schwimmer, ist aber interessant für den nächsten 
Auszug, nämlich den Zusammenhang zwischen 
Schwimmfähigkeit und soziodemografischen so-
wie sportiven Variablen. 

(Heiterkeit von Minister Prof. Dr. Andreas 
Pinkwart) 

– Das hört sich kompliziert an, aber der Wissen-
schaftsminister sitzt ja neben mir. 

(Bodo Wißen [SPD]: Da strahlt nichts ab!) 

Es geht also um die Frage, wo Nichtschwimmer 
am häufigsten vorkommen. Dies ist bei folgenden 
Parametern der Fall: Schulform: Hauptschule und 
Gesamtschule; Regionstyp: Ballungszentrum; Re-
ligion: muslimisch; Sportvereinsmitglied: nie Mit-
glied. – Das alles können wir vertiefen. Wenn man 
sich dem Thema aber seriös widmen will, reicht 
es nicht aus, Herr Groth, sich ihm mit irgendwel-
chen und zum Teil auch noch unrichtigen pau-
schalen Attacken zu nähern. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege Mül-
ler, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Schmeltzer? 
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Holger Müller (CDU): Normalerweise schon, aber 
wegen des heutigen Termins nicht. 

Zu den Lehrern. Nach meiner Kenntnis sind seit 
dem Schuljahr 2005/2006 insgesamt 2.700 Lehrer 
eingestellt worden; weitere 300 sollen sich in der 
Pipeline befinden. Dabei handelt es sich nicht nur 
um zusätzliche Sportlehrer, aber das möchte ich 
zu der Behauptung sagen, die Landesregierung 
täte bei den Lehrern nichts. Die Landesregierung 
ist durch Gutachten und durch das Aufstocken der 
Lehrerstellen tätig geworden. 

Von Ihnen und leider auch von der SPD-Fraktion 
kenne ich schon die Abqualifizierung von 
„QuietschFidel“, was ich für einen dicken Hund 
halte; das muss ich Ihnen einmal sagen. 
„QuietschFidel“ ist mit über zehn Kooperations-
partnern einvernehmlich beschlossen worden. Na-
türlich geht es dabei nicht nur um konkrete Maß-
nahmen, sondern auch darum, überhaupt ein Be-
wusstsein bei all denjenigen zu wecken, die mit 
dem Schwimmen zu tun haben. 

Sie qualifizieren das schon seit einem Jahr als 
PR-Aktion ab. Alles, was Ihnen nicht passt, ist ei-
ne PR-Aktion. Ich kann mich noch an PR-
Aktionen aus Ihrer Regierungszeit erinnern, bei 
denen wirklich Mücken zu Elefanten aufgeblasen 
worden sind und die nicht immer einen Tiefgang 
und Inhalt hatten wie dieses Projekt. 

Ich möchte zum Schluss kommen; im Ausschuss 
können wir den Antrag noch intensiv beraten. 
Vielleicht haben Sie sich bis dahin das Gutachten 
zu Gemüte geführt. Dort steht auch anderes Wis-
senswertes drin. Natürlich haben wir immer ein 
Problem mit der Zahl der Schwimmstätten. Nach 
Untersuchungen des Deutschen Olympischen 
Sportbundes gibt es ca. 1.350 Sportstätten in 
Nordrhein-Westfalen. Damit belegen wir im Bun-
desdurchschnitt durchaus einen guten Platz. Si-
cher haben wir bei der Erteilung des Schwimmun-
terrichts logistische Probleme. 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

Bei der Organisation dieser logistischen Probleme 
müssen wir sicherlich auch Fantasie haben. Herr 
Kollege, ich hoffe, dass ich Ihr Gerüst mit einigen 
sachlichen Zahlen etwas verstärken konnte, und 
freue mich auf die gemeinsamen Beratungen im 
Ausschuss. – Schönen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herzlichen Dank, 
Herr Kollege Müller. – Für die SPD-Fraktion erhält 
Herr Abgeordneter Peschkes das Wort. 

Hans-Theodor Peschkes (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Am Anfang habe ich 
gedacht, Kollege Müller setzt sich halbwegs 
ernsthaft mit dem Thema auseinander, was ihm 
wohl nicht wirklich möglich ist. Gleichwohl stelle 
ich fest, Herr Kollege Müller, dass Sie heute sehr 
milde gestimmt sind. Vielleicht ist das auch dem 
Aufstieg des 1. FC geschuldet. So moderat kennt 
man Sie sonst nicht. 

(Beifall von Holger Müller [CDU] und Ewald 
Groth [GRÜNE]) 

Aber das Thema ist viel zu ernst. Wenn Ertrinken 
die zweithäufigste Todesursache von Kindern ist, 
sollte man den Spaß beiseitelassen. Man muss 
feststellen, dass rund ein Viertel der Grund-
schuldkinder nicht schwimmen kann. Das sollte 
uns nicht nur alarmieren, sondern muss abge-
schafft und geändert werden. 

Vor einiger Zeit hatte man durchaus den Eindruck, 
als wäre sich die Landesregierung dieser Proble-
matik bewusst. Das galt mehr für den Innenminis-
ter als für die Schulministerin. Dieser Umstand 
macht im Übrigen deutlich, dass für den 
Schwimmunterricht und für das Schwimmen zwei 
verschiedene Ministerien zuständig sind, nämlich 
das Innenministerium und das Schulministerium. 
Das zeigt die ganze Krux und mit welchen 
Schwierigkeiten wir es hier zu tun haben.  

Der Innenminister taucht plötzlich in der 
Schwimmszene auf und präsentiert eine 
QuietschFidel-Kampagne – ich muss sagen, das 
ist eine Kampagne –, und er startet sie großflä-
chig: schöne Fotos, der Innenminister  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: In Badehose!) 

im Kreis fröhlicher Kinder. Das war im Januar 
2006. Damals habe ich gedacht – das ist wirklich 
so, Herr Kollege Müller –, die PR-Maschine läuft 
wie geschmiert. Aber immerhin hatte der Innen-
minister ein wichtiges Thema aufgegriffen. Des-
wegen habe ich es ihm durchgehen lassen. Heute 
wissen wir: Das war nur eine PR-Aktion, und mehr 
war das Ganze nicht. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

So schnell, wie der schwimmende Innenminister 
aufgetaucht ist, so schnell ist er auch wieder ab-
getaucht. 

(Beifall von der SPD) 

Mittlerweile ist das dreißig Monate her. Und was 
hat das bisher bewirkt? Was ist seitdem gesche-
hen? – Fakt ist: Jedes Jahr im Mai eine Aktions-
woche; Fakt ist: Es sind einige Schwimmkurse ge-
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fördert worden, aber erreicht wurden von den 
Nichtschwimmern nur ganz wenige Prozente. Das 
haben meine lieben Kolleginnen und Kollegen aus 
dem Sportausschuss in der Sitzung in Bocholt 
übereinstimmend festgestellt. Das Problem ist 
damit leider nicht gelöst worden. 

Ich stelle fest: Die Situation der Nichtschwimmer 
hat sich nicht wesentlich verbessert. Die Anzahl 
der Nichtschwimmer ist nahezu gleich geblieben. 
Die DLRG läuft im Übrigen Sturm und wendet sich 
an die Politik. Was soll sie auch tun? Sie hofft 
zumindest.  

Und wie stellt sich die Situation nach den gravie-
renden Erkenntnissen in der Sportausschusssit-
zung in Bocholt dar? – Aus dem Innenministerium 
ist außer den genannten Aktionswochen nichts 
entstanden, und im Schulministerium, Frau Som-
mer, tagt immer noch eine Arbeitsgruppe, um ein 
Programm aufzulegen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Dreißig Monate sind vergangen und es ist so gut 
wie nichts passiert.  

(Ewald Groth [GRÜNE]: Da kann man alt 
werden!) 

Ich sage da nur: Herzlichen Glückwunsch ob die-
ses Eifers, den Sie an den Tag legen! 

Das macht mich wütend und ärgerlich; denn ich 
kann nicht erkennen, dass sich die Landesregie-
rung dieses Problems bewusst wird. Stattdessen 
verweist Sie in der Beantwortung meiner Kleinen 
Anfrage auf die Pflicht der Kommunen, Schwimm-
stätten zur Verfügung zu stellen,  

(Ewald Groth [GRÜNE]: Unglaublich!) 

stiehlt sich selbst aber aus der Verantwortung 
heraus und verschweigt auch, dass sie die Kom-
munen regelrecht ausbluten lässt, indem sie die 
bitternötige und bereits veranschlagte Rückerstat-
tung aus der Überzahlung „Aufbau Ost“ verwei-
gert und somit maßgeblich dazu beiträgt, dass 
insbesondere schwache Kommunen möglicher-
weise Schwimmbäder aus Geldnot heraus schlie-
ßen müssen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Frau Sommer, ich wage die kühne These: In der 
Badewanne hat noch niemand schwimmen ge-
lernt. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Deshalb fordere ich Sie und Ihren Kollegen, den 
Innenminister, auf: Helfen Sie den Kommunen 
NRW, die Schwimmbäder zu erhalten, und sorgen 

Sie dafür, dass qualifizierte Lehrerinnen und Leh-
rer unseren Kindern das Schwimmen beibringen 
können. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zum Schluss möchte ich noch eine Bemerkung 
machen. – Ich sehe den Kollegen Groth, der so 
eifrig klatscht. Darüber freue ich mich. – Ich will 
nicht verschweigen, dass wir seinerzeit im Aus-
schuss vereinbart hatten, dieses Thema gemein-
sam auf die Tagesordnung zu bringen. Lieber Kol-
lege Groth, Sie wissen ja: Nicht wer zuerst los-
läuft, gewinnt das Rennen, 

(Ewald Groth [GRÜNE]: Das ist richtig!) 

das Rennen gewinnt der, der zuerst im Ziel ist. 
Aber vielleicht gelingt es uns, einmal gemeinsam 
ins Ziel zu kommen. Wir stimmen jedenfalls dem 
Überweisungsvorschlag zu. Ich bin überzeugt, 
dass wir gemeinsam ins Ziel kommen.  

Herr Kollege Müller und Herr Kollege Rasche, Sie 
werden gleich wieder die Litanei abbeten. Ich bin 
aber sicher, dass auch Sie sich anschließen wer-
den; denn Sie wollen doch auch, dass die Nicht-
schwimmerquote signifikant zurückgeht. – Ganz 
herzlichen Dank. – Herr Präsident, ich hätte noch 
eine Minute Redezeit; auch ich habe mich Ihrer 
Bitte angeschlossen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege. – Zehn Sekunden haben wir gespart; 
auch das ist gut.  

Herr Rasche, jetzt werden Sie Ihrem Namen ge-
recht. Bitte schön, Sie haben das Wort für die 
FDP-Fraktion. 

Christof Rasche*) (FDP): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Jedes 
Kind soll schwimmen können. – Dieses Ziel ver-
bindet alle Fraktionen in diesem Hause. Dann hö-
ren die Gemeinsamkeiten aber auch schon auf. 
Regierung und Koalition handeln gemeinsam mit 
sehr vielen beteiligten Akteuren. Die Grünen, Herr 
Groth, stellen Show-Anträge und überholen dabei 
sogar die SPD, wie wir gerade gehört haben. 

Was ist bisher passiert, meine Damen und Her-
ren? – Im Jahr 2007 hat das Land eine Kooperati-
onsvereinbarung „Schwimmen lernen und 
schwimmen können – gut und sicher!“ mit dem 
Deutschen Schwimmverband, dem LandesSport-
Bund und dem Schwimmverband Nordrhein-
Westfalen sowie weiteren zehn Verbänden unter-
zeichnet. Somit ist eine vernünftige und sinnvolle 
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Zusammenarbeit gesichert, eine weit bessere, als 
es sie jemals vorher gegeben hat – auch unter 
Rot-Grün.  

Es gibt eine verbesserte Lehrerfortbildung, es gibt 
die Einbindung von Übungsleitern mit Migrations-
hintergrund – auch das gab es bei Ihnen nicht –, 
das Land stellt zusätzlich mehrere Tausend Leh-
rerstellen zur Verfügung – das gab es bei Ihnen 
auch nicht, Herr Groth –; auch gelingt es, die Ein-
bindung von externem Personal sicherzustellen, 
was die vielen Kooperationen zeigen – auch hier 
ist die Kritik der Grünen völlig unberechtigt. 

(Ewald Groth [GRÜNE]: Herr Rasche liest 
eine Rede aus dem Innenministerium vor!) 

Es gibt zahlreiche Programme in Nordrhein-
Westfalen. Eins, Herr Groth, haben Sie selbst ge-
nannt: QuietschFidel – Ab jetzt für immer: 
Schwimmer!“ Es gibt Ferienschwimmkurse, die 
vom Land Nordrhein-Westfalen, vom Innenminis-
ter, gefördert werden. Den Kommunen steht jähr-
lich eine Sportpauschale zur Verfügung, und 
durch das neue Sportstättenfinanzierungspro-
gramm ergibt sich eine neue, ganz wesentliche 
Variante, um die maroden Schwimmbäder zu sa-
nieren.  

Jetzt können Sie sagen, das sei ja alles nur Auf-
fassung von Schwarz-Gelb und alles sei irgend-
wie einseitig gefärbt. Nehmen wir doch einmal 
neutralen Sachverstand! Und wer könnte das 
besser sein als der Präsident des LandesSport-
Bundes Walter Schneeloch – sicherlich kein Par-
teimitglied von CDU oder FDP -? – Er ist auf dem 
Verbandstag des Schwimmverbandes Nordrhein-
Westfalen aufgetreten und hat die gemeinsamen 
Aktivitäten aller Beteiligten im diesem Bereich 
ausdrücklich gelobt. Nur die Grünen, meine Da-
men und Herren, schließen sich immer wieder 
aus, so wie sie das bei vielen anderen Themen im 
Bereich des Sportes, Herr Groth, auch tun. 

Meine Damen und Herren, zusammenfassend 
kann man sagen: Es sind viele Programme in 
Gang gesetzt, die finanzielle Unterstützung der 
Kommunen wurde auf breitere Füße gestellt, die 
Aus- und Fortbildung wurde verbessert. Der An-
trag, meine Damen und Herren, entspricht somit 
in keiner Weise der Realität. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege Ra-
sche, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Christof Rasche*) (FDP): Nach dem nächsten 
Satz. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte? 

Christof Rasche*) (FDP): Nach dem nächsten 
Satz. – Wir werden uns natürlich einer Diskussion 
im Ausschuss nicht verschließen. Vielleicht steht 
dann das gemeinsame Ziel im Vordergrund und 
nicht die Show-Anträge der Grünen. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Das war der Satz. 
Und jetzt Herr Schmeltzer. 

Rainer Schmeltzer (SPD): Herr Rasche, Sie 
sprachen eben in den Überschriften ganz pau-
schal von mehreren Tausend Lehrerinnen und 
Lehrern. Ihre Kollegin Pieper-von Heiden hat hier 
am 11. November 2004 in einer ähnlich gearteten 
Debatte ganz deutlich gefordert, dass wir mehr 
ausgebildete Sportlehrer, insbesondere mit Befä-
higung zum Schwimmunterricht, haben müssen. 
Wie viele von den mehreren Tausend Lehrern, die 
eingestellt wurden, haben denn die Befähigung? 

(Ewald Groth [GRÜNE]: Kein einziger!) 

Christof Rasche*) (FDP): Wir haben seit dem 
Regierungswechsel insgesamt 5.084 zusätzliche 
Lehrer eingestellt. Davon profitieren alle Bereiche 
und Fächer in der Schule, natürlich auch der 
Sport. Es ist schade, dass Sie dieser Politik,  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Und wann beant-
worten Sie die Frage?) 

nämlich zusätzliche Lehrer einzustellen, in Ihrer 
Koalition überhaupt nicht gefolgt sind. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Beantworten Sie 
die Frage!) 

– Ich habe die Frage gerade beantwortet. – Herz-
lichen Dank. 

(Beifall von der FDP – Rainer Schmeltzer 
[SPD]: Nein, Sie bleiben bei Ihren Über-
schriften!) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Rasche, für das überraschende Ende. Ich 
wollte Ihnen eigentlich noch zum 46. Geburtstag 
gratulieren. Das hat bereits der Landtag heute 
Morgen getan.  

(Allgemeiner Beifall) 

Sie haben uns ein kleines Geburtstagsgeschenk 
gemacht, indem Sie ein paar Minuten Redezeit 
eingespart haben. Dafür werden wir heute Abend 
zusammen einen trinken. Sie sind herzlich einge-
laden. 
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Meine Damen und Herren, die nächste Rednerin 
ist Frau Ministerin Sommer. Sie haben das Wort. 
Bitte schön. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zu Beginn etwas Gemeinsa-
mes: Ihnen wie mir ist die Zahl der Schülerinnen 
und Schüler wesentlich zu hoch, die die Grund-
schule als nicht sicher schwimmende Kinder ver-
lassen. 

(Beifall von Ewald Groth [GRÜNE]) 

Zu dieser Problematik, nämlich der Schwimmfä-
higkeit unserer Kinder, gibt es unterschiedlichste 
Untersuchungen und Studien. Diese Ergebnisse 
sind in den meisten Fällen leider nicht vergleich-
bar. Auch die teilweise vorliegenden Abfrageer-
gebnisse, zum Beispiel der Schulämter, lassen 
sich nicht seriös miteinander vergleichen. Das 
liegt daran, dass jeder, der solche Abfragen 
durchführt, etwas anderes unter „Schwimmfähig-
keit“ versteht.  

Wir gehen bei unseren Überlegungen und Pla-
nungen davon aus, dass ein Kind, welches bei-
spielsweise das Seepferdchenabzeichen erwirbt, 
in unseren Augen zwangsläufig nicht als sicherer 
Schwimmer einzustufen ist. Als sichere und aus-
dauernde Schwimmer gelten nach unserer Auf-
fassung Kinder, die die Anforderungen des Bron-
zeschwimmabzeichens erfüllen.  

Wir legen bei unseren Überlegungen und Planun-
gen die Ergebnisse einer Studie der Universität 
Bielefeld zu den motorischen Basisqualifikationen 
von Kindern – kurz: MOBAQ – zugrunde. Hier 
wurden fünf grundlegende schwimmerische Fä-
higkeiten getestet. Dabei stellte sich heraus, dass 
demnach rund 25 % der untersuchten Kinder als 
nicht sicher schwimmende Kinder einzustufen 
sind.  

Außerdem haben wir mit der wissenschaftlichen 
Leitung der SPRINT-Studie des Deutschen Olym-
pischen Sportbundes vereinbart, dass wir die Er-
gebnisse für Nordrhein-Westfalen wissenschaft-
lich ausgewertet und aufbereitet bekommen.  

Meines Wissens hat sich die vorherige Landesre-
gierung die Analyse der Ergebnisse für Nordrhein-
Westfalen nicht vorlegen lassen. Ich stelle mir die 
Frage, warum das nicht geschehen ist. Jetzt, sehr 
geehrter Herr Groth, ist es leicht, zu fragen, wie 
es mit dem Schwimmunterricht aussieht, wie viele 
Kinder am Schwimmunterricht teilnehmen. Sie 
wissen selbst, Schwimmen ist Teil des Sportunter-
richts.  

(Ewald Groth [GRÜNE]: Sie wissen es nicht!) 

Darüber haben wir natürlich Unterlagen. Aber Sie 
hätten mich genauso gut fragen können, wie viele 
Kinder in welchem Umfang Algebraunterricht be-
kommen haben. Hier geht es um den Mathema-
tikunterricht. So leicht ist das nicht auszudifferen-
zieren. 

(Ewald Groth [GRÜNE]: Sie haben nicht auf 
diese Frage geantwortet!) 

Meine Damen und Herren, dass der Schwimmun-
terricht vor allem an den Grundschulen ausfällt, 
können Sie, wie Sie sagen, seriös und glaubhaft 
belegen. Da ich diese Daten, die Sie uns eben 
vorgestellt haben, nicht habe, wäre ich Ihnen 
dankbar, wenn Sie mir diese Daten und Fakten zu 
Ihrer pauschal geäußerten Kritik beibringen könn-
ten.  

Gleiches gilt für Ihre Annahmen zu den sich per-
manent verschlechternden Rahmenbedingungen 
für den Schwimmunterricht. Zumindest die Zahl 
der Lehrkräfte sollten Sie dafür nicht verantwort-
lich machen. Wie Sie wissen, hat das Land – das 
ist bereits gesagt worden; ich unterstreiche es 
dennoch noch einmal – nach den letzten Land-
tagswahlen sehr viele neue Lehrerinnen und Leh-
rer eingestellt. Von diesen Neueinstellungen hat 
auch der Schulsport stark profitiert.  

Wenn Sie weiterhin behaupten, die Maßnahmen 
und Projekte im Rahmen der Landesinitiative des 
Innenministeriums und die Vereinbarung des 
Schulministeriums seien nur geeignet, um Prob-
lemspitzen abzumildern, ist das meines Erachtens 
ein herber und böser Schlag ins Gesicht unserer 
engagierten Kooperationspartner. Mit ihnen arbei-
ten wir nämlich vertrauensvoll zusammen.  

Sie fordern, dass die Nichtteilnahme am 
Schwimmunterricht aus religiösen Gründen mehr 
Beachtung finden muss. – Fakt ist, dass die Schu-
len dieses nur scheinbare Problem selbst gelöst 
und vernünftige Absprachen mit den Beteiligten 
getroffen haben. 

Meine Damen und Herren, eine Reihe Ihrer For-
derungen ist längst in der Umsetzungsphase. Ei-
nige Beispiele dazu: die Nichtschwimmerkurse, 
die wir in den Ferien als schulische Veranstaltung 
durchführen, die Entwicklung und Erprobung von 
Fortbildungsmodulen für den guten Schwimmun-
terricht und die Erarbeitung eines Qualifizie-
rungsmoduls, das den Erwerb der Rettungsfähig-
keit und eine Grundausbildung zur Methodik und 
Didaktik des Schwimmunterrichts einschließt. In 
diesem Punkt, sehr geehrter Herr Groth, stimme 
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ich Ihnen ein zweites Mal zu: Die Auffrischung der 
Rettungsfähigkeit halte auch ich für sehr sinnvoll. 

Der Schwimmunterricht wird in Nordrhein-
Westfalen auch zukünftig von Fachlehrkräften er-
teilt. Der sich ausweitende Ganztagsbereich bietet 
auch hier eine große Chance. 

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Ministerin, es 
tut mir leid, Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Ein langer letzter Satz: Sehr geehrter 
Herr Präsident, Ihr Vorgänger im Vorsitz hat eben 
den Antrag von Bündnis 90/Die Grünen mit drei 
Ausrufezeichen vorgelesen. Ich greife diese Aus-
rufezeichen auf und sage zum Schluss: Meine 
Damen und Herren, Sie bleiben mit Ihrem Antrag 
weit hinter dem zurück, was wir konkret und kon-
struktiv mit unseren Partnern auf den Weg ge-
bracht und bereits umgesetzt haben!!! – Danke. 

(Beifall von CDU und FDP – Ralf Witzel 
[FDP]: So sind die Grünen!) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Herr Groth, Sie wollen doch nicht im 
Ernst noch einmal reden? 

(Ewald Groth [GRÜNE]: Doch!) 

Ich sage noch einmal: Die Zeit läuft uns weg. Es 
tut mir herzlich leid. Wir haben heute einen Fest-
akt. Sie wissen, wann dieser beginnt. Hierfür ha-
ben wir einiges vorzubereiten. Meine Bitte, sich 
kurz zu fassen, ist keine Scherzbemerkung gewe-
sen. 

Ewald Groth (GRÜNE): Das möchte ich gerne 
tun, Herr Präsident, aber es gilt auch, dieses Land 
zu regieren und nicht nur zu feiern.  

Frau Sommer, bei Ihnen ist aus meiner Sicht der 
Sport in Nordrhein-Westfalen sehr gut angesie-
delt, weil Sie für diese Frage ein Herz haben. In 
dieser Frage unterstütze ich Sie gegenüber dem 
eigentlichen Sportminister, der sich sehr viel we-
niger kümmert als Sie.  

Das gilt jetzt auch für Herrn Müller: Um diejeni-
gen, die es gelernt haben, müssen wir uns nicht 
mehr kümmern. Das ist okay. Aber wir können 
daraus nicht „Privat vor Staat“ machen nach dem 
Motto: Auch wenn man es zu Hause nicht lernt, in 
der Schule kümmern wir uns auch nicht darum. 
Sie haben die Aufgabe, dass dies in den Schulen 
Nordrhein-Westfalens vernünftig abgearbeitet 
wird.  

Seit drei Jahren, seit Beginn Ihrer Regierungszeit, 
steigen die Nichtschwimmerzahlen. Materiell sind 
bei der Initiative „Quietschfidel“ maximal 200 € 
drin. Dafür können sich die Vereine, die nur mit 
Ehrenamtlichen arbeiten, Poster kaufen. Von die-
sen Postern lachen dann Frau Sommer und Herr 
Wolf herunter. – Vielen Dank.  

(Beifall bei GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Groth. – Bitte, Herr Rasche.  

Christof Rasche*) (FDP): Herr Präsident, es tut 
mir leid. Aber Herr Groth will immer das letzte 
Wort haben. Das muss er aber nicht immer auch 
bekommen. Lieber Herr Groth, wenn es Ihnen in 
Zukunft nicht gelingt, auf Showanträge zu verzich-
ten und stattdessen sachliche Anträge zu stellen, 
werden die Grünen baden gehen. – Vielen Dank.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank. – 
Damit sind wir am Ende der Beratung. Ich darf 
darauf hinweisen, dass der Landtag heute nicht 
feiert, sondern arbeitet. Es gibt heute Abend einen 
Festakt anlässlich des 60. Jahrestages der 
Staatsgründung Israels. Deshalb muss ich die 
Bemerkung von Herrn Groth in dieser Form zu-
rückweisen.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrages 
Drucksache 14/6860 an den Sportausschuss – 
federführend –, an den Ausschuss für Schule 
und Weiterbildung, an den Ausschuss für 
Kommunalpolitik und Verwaltungsstrukturre-
form sowie an den Ausschuss für Generatio-
nen, Familie und Integration. Die abschließende 
Beratung soll im federführenden Ausschuss in öf-
fentlicher Sitzung erfolgen. Sind Sie damit einver-
standen? – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 
Dann ist so beschlossen.  

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 8 auf:  

8 Vielfalt statt Einfalt – Bestandsgarantie für 
Kleine Fächer  

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/6862 

Ich eröffne die Beratung und erteile der Kollegin 
Apel-Haefs für die antragstellende SPD-Fraktion 
das Wort.  
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Ulrike Apel-Haefs (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Was haben Orchideen und kleine Fächer 
gemeinsam? – Sie sind selten, besonders und 
brauchen ein bestimmtes Biotop, um zu gedeihen.  

(Zuruf von der CDU: Wie SPD-Wähler!) 

Die Umweltbedingungen, unter denen sich die 
kleinen Fächer entfalten können, sind jedoch in 
Deutschland in ihrem Gleichgewicht zunehmend 
gestört, sodass sich die Sorge breitmacht, dass 
die kleinen Fächer auf Dauer nicht überlebensfä-
hig sind. 

Was sind kleine Fächer? – Nach der Definition, 
die die Hochschulrektorenkonferenz bei der Kar-
tierung der kleinen Fächer, die sie 2007 vorge-
stellt hat, zugrunde legt, sind kleine Fächer die 
Sammelbezeichnung für etwa 120 Fächer, die je-
weils über wenige Lehrstühle verfügen, auch an-
sonsten wenig Personal haben und nur an weni-
gen Standorten vertreten sind. Das Spektrum 
reicht von Afrikanistik über kognitive Neurolinguis-
tik bis hin zu vorderasiatischer Archäologie.  

Sie sind in ihrer Vielfalt ein ganz spezifisches 
Merkmal der deutschen Hochschullandschaft und 
genießen in der Regel – ähnlich wie die deut-
schen Geisteswissenschaften, zu denen sie auch 
überwiegend gehören – international ein hohes 
Renommee.  

2007 war das Jahr der Geisteswissenschaften. 
Die Geisteswissenschaften und damit auch die 
sogenannten Orchideenfächer standen im Fokus 
der Medien und der Debatten. Anträge zur Stär-
kung der Geisteswissenschaften wurden im Bun-
destag gestellt und verabschiedet, Untersuchun-
gen zur Situation der Geisteswissenschaften in 
Auftrag gegeben und erstellt. Der ehemalige Rek-
tor der Heinrich-Heine-Universität hier in Düssel-
dorf, Gert Kaiser, hat die Geisteswissenschaften 
einmal als eine Art gesellschaftliches Grundnah-
rungsmittel bezeichnet. Das Motto des Jahres der 
Geisteswissenschaften lautete: „Die Geisteswis-
senschaften. ABC der Menschheit“. 

Gerade die kleinen Fächer tragen in ihrer Vielfalt 
dazu bei, die Komplexität menschlichen Denkens 
und Handelns sichtbarer und begreifbarer zu ma-
chen. Leider ist es so, dass man ein Jahr häufig 
einer Spezies widmet, die zu den bedrohten Arten 
zählt. Das trifft auf die Geisteswissenschaften im 
Allgemeinen und auf die kleinen Fächer im Be-
sonderen zu.  

(Christian Lindner [FDP]: Nennen Sie doch 
einmal Beispiele!) 

– Sie sind doch gleich dran, Herr Lindner. – Ihre 
große wissenschaftliche und kulturelle Bedeutung 
steht in einem krassen Widerspruch zu der er-
kennbaren Tendenz, sie derzeit vorrangig aus der 
Perspektive möglicher Kürzungs-, Einsparungs- 
und Streichungsmaßnahmen zu betrachten. Ich 
darf an dieser Stelle die Hochschulrektorenkonfe-
renz zitieren:  

„Damit brechen umfangreiche Wissensbestän-
de und Forschungspotenziale weg, und es ent-
stehen Verluste, die die gesamte Hochschul-
landschaft in einem Bereich schwächen, der 
traditionell zu ihren besonderen Stärken ge-
hört.“ 

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Kollegin Apel-
Haefs, gestatten Sie eine Zwischenfrage von 
Herrn Lindner, FDP?  

Ulrike Apel-Haefs (SPD): Nein, ich möchte jetzt 
erst einmal meine Ausführungen beenden. – Ist ein 
kleines Fach erst einmal von der wissenschaftli-
chen Landkarte verschwunden, lässt es sich auf 
international wettbewerbsfähigem Niveau – wenn 
überhaupt – allenfalls mittel- bis langfristig ree-
tablieren. Es gibt verschiedene Ursachen, die dafür 
verantwortlich sind. Eine Förderungspraxis, die 
sich nahezu ausschließlich an Drittmittelquoten und 
Absolventenzahlen orientiert, wird der spezifischen 
Arbeitsweise der kleinen Fächer nicht gerecht. Ge-
rade deren Forschung ist häufig langfristig ange-
legt, was kurzfristigen Renditeerwartungen entge-
gensteht.  

In Zeiten von Globalhaushalten geraten die klei-
nen Fächer auch innerhalb der Hochschulen unter 
zunehmenden Legitimationsdruck. Unter dem 
Druck von Profilbildung im nationalen und interna-
tionalen Wettbewerb werden bei der Mittelver-
wendung vielfach die anwendungsorientierten ö-
konomischen Mehrwert versprechenden Fächer 
bevorzugt. Dass eine solche Prioritätensetzung 
vielfach parallel und ohne überregionale Koordi-
nation vollzogen wird, verschärft die Gefährdung 
der kleinen Fächer zusätzlich. 

Hohe Akkreditierungskosten bei einer unter rein 
ökonomischen Gesichtspunkten ungünstigen Pro-
fessoren/Studenten-Relation verstärken die Ten-
denz zur Konzentration kleiner Fächer an wenigen 
Hochschulen. Für die häufig interdisziplinär arbei-
tenden Fächer bedeutet das die Gefahr, aus dem 
notwendigen wissenschaftlichen Umfeld heraus-
gebrochen zu werden.  

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Eine Projektgruppe der HRK hat sich im letzten 
Jahr mit dieser Problematik beschäftigt. Die Stu-
die „Die Zukunft der Kleinen Fächer – Potenziale, 
Herausforderungen, Perspektiven“ kommt zu dem 
Ergebnis, dass es im Wesentlichen zwei Bereiche 
gibt, in denen politisches Umdenken erforderlich 
ist, um die kleinen Fächer in ihrer Existenz und in 
ihrer Struktur zu erhalten. Zum einen bedarf es 
einer finanziellen Förderung weg von quantitati-
ven und drittmittelbestimmten Kriterien, hin zu ei-
ner Förderung auf der Basis spezieller qualitativer 
Ziel- und Leistungsvereinbarungen. Zum anderen 
ist Unterstützung auf Bundes- und Länderebene 
bei der Koordinierung einer möglichst vielfältigen 
Präsenz der kleinen Fächer in den deutschen 
Hochschulen erforderlich. Wir als SPD-Fraktion 
schließen uns diesen Forderungen an und erwar-
ten von der Landesregierung entsprechende 
Maßnahmen.  

Sie, Herr Minister Pinkwart, haben im letzten Jahr 
Ihre Absicht erklärt, die kleinen Fächer nicht nur 
zu erhalten, sondern zu stärken. Eine von Ihnen in 
Auftrag gegebene Untersuchung zur Situation der 
kleinen Fächer liegt uns jedoch noch nicht vor, 
obwohl ihre Fertigstellung bereits für Ende letzten 
Jahres angekündigt war.  

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Kollegin!  

Ulrike Apel-Haefs (SPD): Ich bin mit meiner Re-
de gleich fertig. – Ich hoffe jedoch, dass Ihr Be-
kenntnis zu den kleinen Fächern nicht ausschließ-
lich seiner Medienwirksamkeit im Jahr der Geis-
teswissenschaften geschuldet war, sondern dass 
Sie den Ankündigungen auch Taten folgen las-
sen. Die Antwort Ihres Ministeriums auf meine 
Kleine Anfrage von Anfang des Jahres, wie das 
Land die kleinen Fächer 2008 unterstützen wolle, 
macht mich allerdings skeptisch. Der Verweis auf 
das Globalbudget der autonomen Hochschulen ist 
nämlich nicht genau das, was die kleinen Fächer 
zu ihrer Unterstützung brauchen.  

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin.  

Ulrike Apel-Haefs (SPD): Ich folge dem weisen 
Ratschlag des Präsidenten und sage an dieser 
Stelle nur noch: Ich bin gespannt auf die Diskus-
sion im Ausschuss. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN)  

Vizepräsident Edgar Moron: Herzlichen Dank, 
Frau Kollegin Apel-Haefs. – Für die CDU-Fraktion 
erhält das Wort Professor Dr. Sternberg. 

Prof. Dr. Thomas Sternberg (CDU): Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Da-
men und Herren! Frau Apel-Haefs, ich kann gleich 
an Ihren Auftakt anschließen. Es geht tatsächlich 
um Orchideenfächer. Orchideen sind schön, kost-
bar, selten und besonders wirkungsvoll. So unge-
fähr werden die kleinen Fächer in dem Ergebnis 
der Projektgruppe der Hochschulrektorenkonfe-
renz auch beschrieben, die 2007 – Sie haben es 
gerade schon erwähnt – ihre Stellungnahme zu 
den kleinen Fächern vorgelegt hat.  

Darin werden als Chancen der kleinen Fächer ge-
nannt: international beachtete Forschungsleistun-
gen, Eignung für transdisziplinäre Fragestellun-
gen, Pflege spezialisierter Infrastrukturen, Grund-
lagenarbeit bei der Erschließung von Quellen, Si-
cherung und Prüfung des kulturellen Gedächtnis-
ses, Ausbildung interkultureller Kompetenz und 
vor allen Dingen – das scheint mir ganz wichtig zu 
sein – Stärkung der internationalen Wettbewerbs-
fähigkeit der Hochschulen.  

Meine Damen und Herren, ich weiß, wovon ich 
rede. Ich habe an der Universität Münster an ei-
nem winzigen Fach studieren und auch arbeiten 
dürfen, nämlich in der Koptologie. Das ist ein Un-
terfach der Ägyptologie. In dieser Koptologie gibt 
es nur eine Professur – in ganz Deutschland wohl 
überhaupt nur zwei –, aber international eine 
Community. Und alles, was weltweit koptologisch 
passiert, hat in Münster auch eine Andockung. 
Unter anderem ist der Direktor des Koptischen 
Museums in Kairo natürlich in Münster promoviert 
worden.  

Es geht bei den kleinen Fächern vor allen Dingen 
um die klassischen Universitäten. Bei uns sind 
dies Bonn, Köln und Münster sowie als neue Uni-
versität fast nur Bochum. Das heißt, die Politik hat 
bei ihren Neugründungen diese Fächer offensicht-
lich für nicht so wichtig erachtet, wie es die Uni-
versitäten selber getan haben.  

Meine Damen und Herren, zu dem Thema ist im 
Jahr der Geisteswissenschaften viel geschrieben 
worden. Ich möchte darauf hinweisen, dass auch 
bei uns in Nordrhein-Westfalen einige kleine Fä-
cher schon seit Langem fehlen. Ich erwähne nur 
einmal die Turkologie. Wir haben in Nordrhein-
Westfalen keine Turkologie. Man kann in 
Deutschland nicht grundständig Turkologie studie-
ren, obwohl in diesem Land sehr viele Türken le-
ben. Das ist nur ein Beispiel.  

Wir haben hier in Nordrhein-Westfalen aber etwas 
für die kleinen Fächer getan. Es ist unter der 
sachkundigen Leitung des renommierten Freibur-
ger Althistorikers Professor Gehrke, der übrigens 
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auch Mitglied dieser Hochschulrektorenkommissi-
on war, eine Kommission eingesetzt worden. Der 
Bericht kommt in den nächsten Monaten, und wir 
werden darüber diskutieren. Aber, Frau Apel-
Haefs, einer der Antworten auf Ihre Kleinen An-
fragen, die Sie in der Sache gestellt haben, haben 
Sie schon entnommen, dass sich die Zahl der 
Stellen in den kleinen Fächern in Nordrhein-
Westfalen in den letzten Jahren von 252 auf 280 
erhöht hat,  

(Ulrike Apel-Haefs [SPD]: Welche denn?) 

dies natürlich nicht in allen Fächern und auch 
nicht in gleicher Weise. Und die neuen gesetzli-
chen Möglichkeiten schaffen Chancen, zum Bei-
spiel durch Bachelor- und Mastereinrichtungen. In 
Bonn wird etwa im Bachelor-Bereich eine Asien-
Wissenschaft als übergreifendes Fach angeboten, 
um dann im Masterstudiengang dies auf Tibetolo-
gie und Kaukasiologie und vieles andere mehr zu 
spezialisieren.  

Auch das Hochschulfreiheitsgesetz bietet neue 
Möglichkeiten. Die Universitäten entscheiden 
selbst auf der Grundlage ihrer eigenen Profilbil-
dung und Steuerung. Nur über die Zielvereinba-
rungen steuern wir noch. Es ist auch nicht mehr 
die starre KapVO, die alles an der Universität be-
stimmt und die auch nach Auskunft der HRK das 
wichtigste Hemmnis für kleine Fächer darstellt.  

Also, meine Damen und Herren, eigentlich ist 
doch alles gut. Und jetzt liegt dieser Antrag vor. 
Warum eigentlich der Antrag? Die SPD entdeckt 
auf einmal die kleinen Fächer und legt einen An-
trag vor, dem zwei Kleine Anfragen in den letzten 
Wochen vorausgingen. Übrigens ein kleiner Hin-
weis an Frau Kraft, die jetzt nicht da ist: Romanis-
tik gehört nicht zu den Orchideenfächern. Diese 
würde ich schon eher in die Kategorie der blühen-
den Stauden tun. Die wirklich kleinen Fächer sind 
sehr viel kleiner. Ich nenne nur einmal die unter 
den Studierenden sehr beliebte europäische Eth-
nologie, die früher einmal Volkskunde hieß.  

Sie sagen in Ihrem Antrag, es gäbe Einsparungen 
durch unser Hochschulfreiheitsgesetz. Wie kom-
men Sie eigentlich darauf? Das Gegenteil stimmt. 
Es gibt selbstverständlich keine Einsparungen 
durch das Hochschulfreiheitsgesetz. Wir haben 
heute Morgen vom Minister gehört, dass wir eine 
Mittelsteigerung von 450 Millionen € per anno für 
die nordrhein-westfälischen Hochschulen haben. 
Davon kommen allein 200 Millionen € aus Mitteln 
der Studienbeiträge, die die Universitäten in eine 
deutlich verbesserte finanzielle Situation bringen.  

Sorgen bestehen in den Hochschulen vor allen 
Dingen aus dem sogenannten Qualitätspakt von 

1999. In den Hochschulen ist dieser Qualitätspakt 
als „Qualpakt“ bekannt. Er ist damals von einer 
SPD-Ministerin, ab 2002 dann von Frau Kraft, der 
heutigen Fraktionsvorsitzenden der SPD-Fraktion, 
verantwortet worden. Im Qualitätspakt wurden die 
Hochschulen aufgefordert, bis 2009 insgesamt 
2.000 Stellen abzubauen, und sie wurden für die-
sen Aderlass mit Barmitteln im Gegenwert gekö-
dert. Das ist der eigentliche Generalangriff auf die 
kleinen Fächer gewesen, meine Damen und Her-
ren.  

Sie haben in den Verhandlungen sogar empfoh-
len, möglichst auf Fächer mit nur einer Professur 
zu verzichten. Genau das sind die kleinen Fächer. 
Das ist der eigentliche Skandal. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Ihre Redezeit ist 
abgelaufen.  

Prof. Dr. Thomas Sternberg (CDU): Meine Da-
men und Herren! Das bemerke nicht nur ich, son-
dern das sagt auch die gewiss nicht CDU-nahe 
„Westfälische Rundschau“ vom 30. Mai.  

Meine Damen und Herren, Ihnen von der SPD ist 
Freiheit verdächtig. Sie unterstellen den Hoch-
schulen, nach ökonomischen Kriterien zu han-
deln, und Sie billigen der Hochschulverwaltung 
keine übergeordneten Interessen zu. Das ist es 
eben. Die Hochschulen wissen selbst, was sie 
brauchen. Die Hochschulen können die Relevanz 
besser beurteilen, und nicht jeder modische Kul-
turwirtschaftsstudiengang muss auch sinnvoll 
sein. Das können die Hochschulen entscheiden.  

Wir werden über das Gutachten, über Diskussio-
nen, über Projektmittel und über Zielvereinbarun-
gen zu steuern wissen, dass Nordrhein-Westfalen 
ein blühendes Land für kleine Fächer bleibt.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Professor Dr. Sternberg. – Für die FDP-Fraktion 
erhält das Wort Herr Lindner. 

Christian Lindner (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Hat irgendjemand von Ihnen bei der Rede 
der Sprecherin der SPD auch nur ein konkretes 
Beispiel wahrgenommen, wonach aufgrund des 
Hochschulfreiheitsgesetzes kleine Fächer ge-
schlossen worden sind? – Sie hat keines genannt. 
Meine entsprechende Nachfrage haben Sie ja 
dann nicht zugelassen. Das hätte Sie vielleicht 
kompromittiert.  
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Bedauerlicherweise sind solche Anträge von der 
SPD durchaus typisch. Flott mal eine Behaup-
tung, flott wird mal ein Vorwurf formuliert. Aber 
wenn es dann um die Begründung geht, sind die 
Initiativen der SPD doch schnell an ein Ende ge-
kommen.  

Genauso haben wir das hier wieder erlebt. Wir 
stellen fest: Es gibt durch das Hochschulfreiheits-
gesetz keine Kürzungen. Ganz im Gegenteil: Es 
hat mit den Rektoren und Kanzlern eine Arbeits-
gruppe gegeben, in der mögliche finanzielle Aus-
wirkungen geprüft worden sind. Die Sprecher hier 
im Landtag haben selbst mit Herrn Ronge zu-
sammengesessen, um solche Auswirkungen zu 
diskutieren. Zum anderen gibt es aufgrund der 
Zielvereinbarungen, die mit den Hochschulen ge-
schlossen werden, nach wie vor eine klare lan-
desweite Steuerung, welche Fächer und wo diese 
Fächer angeboten werden.  

Allerdings will ich schon hinzufügen, dass es kei-
ne Bestandsgarantie geben kann, weil sich die 
Welt verändert, weil sich die wissenschaftlichen 
Erkenntnisinteressen verändern. Deshalb muss 
es auch möglich sein, bestimmte kleine Fächer zu 
schließen, um an anderer Stelle neue Schwer-
punkte zu etablieren, neue Interessen der Wis-
senschaft auch mit Stellen zu hinterlegen. Nichts 
wäre für den Wissenschaftsbetrieb schlechter, 
schädlicher als Stillstand. Deshalb brauchen wir 
eine Bewegung auch im Bereich der kleinen Fä-
cher. Da ändern sich Interessen, da ändert sich 
auch die Lage.  

Zum anderen ist Bewegung, ist Veränderung ja 
auch möglicherweise geeignet, Qualitätssteige-
rungen zu erreichen. Natürlich gibt es blühende 
Biotope wie die Koptologie in Münster. Ich habe 
das heute hier gelernt und mit großer Sympathie 
von Herrn Prof. Dr. Sternberg gehört. Aber es 
kann eventuell an anderer Stelle sinnvoll sein, 
Strukturen zusammenzuführen, Zentren zu errich-
ten, um einen Austausch zwischen mehreren For-
schern und einer größeren Zahl von Studierenden 
zu ermöglichen.  

Deshalb heißt kleine Fächer zu fördern nicht, sie 
an jeder Hochschule zu fördern. Sinnvoll kann es 
auch sein, in der Hochschullandschaft insgesamt 
die Existenz eines solchen Faches zu garantieren,  

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

ohne an jedem Ort jedes Fach vorzuhalten.  

Es handelt sich hier um einen typischen Antrag 
der SPD im Hochschulbereich. Ich kann Ihnen 
keine Hoffnung machen, dass dieser dann im 
Ausschuss eine Mehrheit findet. – Vielen Dank.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Lindner. – Für die Grünen hat jetzt 
Frau Dr. Seidl das Wort.  

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ja, Frau Apel-Haefs, 
das würde ich mir auch wünschen, dass die Lan-
desregierung mittels Zielvereinbarungen die be-
stehenden Strukturen der sogenannten kleinen 
Fächer in Nordrhein-Westfalen aufrechterhält.  

Natürlich würde ich es ebenfalls sehr begrüßen, 
wenn sich diese Landesregierung auch außerhalb 
der Hochschulen für die kleinen Fächer stark ma-
chen würde, sei es bei Finanzminister Linssen 
oder auch gegenüber dem Bund bei der Weiter-
führung des Hochschulpaktes 2020. Nur: Leider 
helfen Ihre gesamten, gut gemeinten Beteuerun-
gen nichts, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
CDU und FDP. Bisher hat diese Regierung nichts 
in dieser Richtung getan. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Keinerlei Unterstützung! Im Gegenteil: Dass über-
all mehr oder weniger konkret über die Schlie-
ßung kleiner Fächer, über den Abbau von Profes-
suren oder die Streichung von Mitteln diskutiert 
wird, ist eine direkte Folge der Hochschulpolitik 
dieser Landesregierung.  

(Christian Lindner [FDP]: Sagen Sie uns ein 
Beispiel!) 

– Gucken Sie sich in Bonn zum Beispiel die Indo-
logie oder die Orientalistik an. Gucken Sie sich die 
Philosophie an, wo im Augenblick überall darüber 
diskutiert wird. 

(Christian Lindner [FDP]: Ein Zentrum für 
Philosophie ist doch eingerichtet!) 

Nicht nur, dass Sie mit Ihrem Hochschulfreiheits-
gesetz einen sogenannten freien Wettbewerb er-
öffnet haben, lieber Herr Pinkwart  

(Lebhafte Zurufe von CDU und FDP)  

– es geht doch da zurzeit um Stellenabbau oder 
nicht? Bekommen Sie die Briefe nicht? –, 

(Christian Lindner [FDP]: Ihr Qualitätspakt ist 
das!) 

in dem letztlich nur das Recht des Stärkeren gilt. 
Nein, Sie setzen auf Ihren Exzellenzbegriff, den 
Vorrang für die MINT-Fächer, auf Drittmittel und 
wirtschaftliche Verwertbarkeit. Mit diesen Rah-
menbedingungen setzen Sie auf Ziele und Maß-
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stäbe, die nur die großen Fächer erfüllen können. 
Wie sollen die das mit ihren Ressourcen machen?  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das ist eben kein fairer Wettbewerb, sondern das 
ist Planwirtschaft mit liberalem Deckmäntelchen.  

(Beifall von den GRÜNEN – Barbara Stef-
fens [GRÜNE]: Genau!) 

Nicht, dass wir uns falsch verstehen: Natürlich ist 
es sinnvoll, Mittel nicht mit der Gießkanne zu ver-
teilen, sondern auch auf die Leistung zu schauen. 
Das haben wir Grüne nie bestritten, was Sie allei-
ne schon daran erkennen können, dass wir die 
leistungsorientierte Mittelvergabe an unseren 
Hochschulen, die Sie ja immer als ein Musterbei-
spiel für Ihr neues Denken anführen, etabliert ha-
ben. Dies wurde nicht von Ihnen, sondern bereits 
von der Vorgängerregierung eingeführt.  

Jetzt kommen wir zu dem Punkt, den Sie schein-
bar immer noch nicht begriffen haben: Hochschu-
len sind eben keine Unternehmen. Hochschulen 
sind öffentliche Einrichtungen mit einem öffentli-
chen Auftrag und einer öffentlichen Verantwor-
tung. Wie wichtig diese staatliche Verantwortung 
ist, sieht man ganz aktuell bei der Entwicklung der 
sogenannten kleinen Fächer.  

Wenn es nur nach dem Markt geht, danach, was 
diese Fächer für Drittmittel einwerben, wie viele 
Patente sie anmelden, wie viele Firmen aus ihnen 
gegründet werden, dann haben natürlich Sinolo-
gie, Arabistik, Judaistik und klassische Archäolo-
gie keine Chancen.  

Sie, Herr Dr. Sternberg, haben doch mit der Ver-
abschiedung des sogenannten Hochschulfrei-
heitsgesetzes die Grundlage für das gelegt, was 
wir jetzt aus Bonn, Duisburg und Essen sowie von 
vielen weiteren Hochschulstandorten hören: Stel-
lenabbau bei den kleinen Fächern, Stellenabbau 
bei den Geisteswissenschaften, Professuren sol-
len nicht wiederbesetzt werden, Strukturen wer-
den zerschlagen.  

Wer den kleinen Fächern helfen will, wer deren 
Zukunft in Nordrhein-Westfalen sichern will, der 
muss ganz konkret etwas dafür tun, der muss 
verbindliche Vereinbarungen mit den einzelnen 
Hochschulen treffen, der muss auch konkret Geld 
im Landeshaushalt für entsprechende Förder-
maßnahmen bereitstellen.  

Zur Freiheit gehört Verantwortung. Das sagen Sie 
auch immer gerne, Herr Minister Pinkwart. Es wä-
re an der Zeit, dass Sie Ihre Verantwortung end-
lich einmal wahrnehmen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Dr. Seidl. – Jetzt hat Herr Minister Pink-
wart das Wort.  

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innova-
tion, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine verehrten 
Damen und Herren! Herr Präsident, ich wollte ei-
gentlich mit Blick auf die Gesamtzeitplanung und 
nach den vorzüglichen Reden vom Kollegen 
Sternberg und von Herrn Lindner meine Rede zu 
Protokoll geben, um etwas Zeit einzusparen.  

Vizepräsident Edgar Moron: Das geht.  

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innova-
tion, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Ich weiß. Meine Rede ist aber sehr sachbezogen 
angelegt. Deshalb muss ich jetzt zu den Einlas-
sungen von Frau Seidl einige Bemerkungen ma-
chen. Den Rest gebe ich zu Protokoll. (Siehe An-
lage)  

Frau Seidl, ich verstehe nicht, was Sie hier vorge-
tragen haben. Bitte belegen Sie doch dem Hohen 
Haus substanziell das, was Sie hier ausgeführt 
haben.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Es gibt die Sendung „Hart aber fair“ mit dem Fak-
tencheck am nächsten Tag. Ich bitte Sie, doch 
einmal den Faktencheck anzutreten. Ich werde 
Ihre Rede nachbearbeiten lassen und den Fak-
tencheck an die Fraktionen schicken. So kann 
man die Dinge nicht betreiben.  

(Beifall von CDU und FDP)  

Das Gleiche gilt für die SPD. Wenn es eine politi-
sche Konstellation in Nordrhein-Westfalen gab, 
die an den kleinen Fächern nachweislich einen 
Abbau betrieben hat, dann die Vorgängerregie-
rung im Rahmen des Qualitätspaktes. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir haben das nicht gemacht. – Punkt 1! 

Punkt 2: Die Vorgängerregierung hatte keine 
Kommission eingesetzt, um sich der Situation der 
kleinen Fächer anzunehmen, sondern das hat 
diese Regierung getan. 

(Beifall von CDU und FDP) 
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Wir werden die Ergebnisse dieser Kommission in 
den nächsten Monaten veröffentlichen; die Wis-
senschaftler arbeiten daran.  

(Zuruf von Dr. Ruth Seidl [GRÜNE]) 

– Ja gut. Wollen Sie kritisieren, dass die Wissen-
schaftler vielleicht zu lange daran arbeiten? Sie 
haben den Auftrag im März vergangenen Jahres 
bekommen. Es sind Vertreter kleiner Fächer, die 
sich ehrenhalber zusätzlich einbringen. Ich bin 
sehr dankbar dafür, dass Top-Wissenschaftler 
das im Auftrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
übernommen haben. Wenn die Ergebnisse vorlie-
gen, werden wir sie Ihnen präsentieren, und wir 
werden sie diskutieren. 

Die Stoßrichtung dieser Koalition – so habe ich 
Herrn Kollegen Sternberg und Christian Lindner 
verstanden – wird es jedenfalls sein, auf dieser 
Grundlage die kleinen Fächer nicht zu schwä-
chen, wie Sie es getan haben, sondern sie kraft-
voll weiter zu fördern. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister Pinkwart. 

Meine Damen und Herren, der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
14/6862 an den Ausschuss für Innovation, Wis-
senschaft, Forschung und Technologie. Dort 
findet die abschließende Beratung und Abstim-
mung in öffentlicher Sitzung statt. Wer damit ein-
verstanden ist, den bitte ich ums Handzeichen. – 
Wer ist dagegen? – Enthaltungen? – Einstimmig so 
beschlossen.  

Ich rufe auf: 

9 Verkehrsminister Oliver Wittke (CDU) muss 
endlich Wort halten: Einhaltung der Nacht-
flugregelung schärfer kontrollieren und 
verspätete Flüge am Flughafen Düsseldorf 
wirksam sanktionieren  

Antrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/6161 

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Ausschusses  
für Bauen und Verkehr  
Drucksache 14/6876 

Dieser Antrag wurde gemäß § 79 der Geschäfts-
ordnung vom Plenum an den Ausschuss für Um-
welt und Naturschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz mit der Maßgabe überwiesen, 

dass eine Beratung und Abstimmung erst nach 
Vorlage einer Beschlussempfehlung erfolgt. Diese 
liegt jetzt vor.  

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende Fraktion Herrn Abgeordneten Becker 
von Bündnis 90/Die Grünen das Wort. Bitte 
schön. 

Horst Becker (GRÜNE): Herr Präsident! Werte 
Kolleginnen und Kollegen! Der Flughafen Düssel-
dorf, um den es bei diesem Antrag vom Februar 
dieses Jahres geht – der Antrag ist vom Plenum 
ohne Debatte direkt an den Ausschuss überwie-
sen worden –, ist in der zweiten Jahreshälfte 2007 
der zweitunpünktlichste Flughafen bundesweit 
gewesen. 21,8 % aller An- und Abflüge waren am 
Düsseldorfer Flughafen um mehr als 15 Minuten 
verspätet.  

Entgegen den gebetsmühlenartigen Behauptun-
gen, die wir auch heute Morgen in der anderen 
Debatte teilweise wieder hören konnten, dass es 
kein Interesse an unpünktlichen Flügen gäbe, lei-
den die rund 800.000 Menschen am Flughafen 
Düsseldorf unter den Verspätungsflügen. Und das 
sind in der Regel Flüge, Frau Brüning, die in den 
Nachtrandzeiten oder in den Abendzeiten stattfin-
den und die auch den einen oder anderen Men-
schen am Flughafen Düsseldorf aus dem Bett 
werfen. 

Meine Damen und Herren, die amtliche Statistik 
der Bezirksregierung Düsseldorf zeigt: Es gab im 
Jahre 2007 am Flughafen Düsseldorf 1.685 ver-
spätete Landungen von Strahlflugzeugen in der 
Zeit zwischen 23 und 6 Uhr. Das sind 4,6 Lan-
dungen pro Nacht, wobei im Übrigen schon ein 
einziger Flug bei so manchem dazu führt, dass er 
die Nacht hindurch nicht mehr schlafen kann. 

Dass Sie, Herr Minister Wittke, dafür im Wesentli-
chen die Verantwortung tragen, macht eine Zahl 
deutlich: Die Zahl der planbaren Flüge stieg durch 
Ihre neue Betriebsgenehmigung durchschnittlich 
um 7,5 %. In der Zeit von 22 bis 23 Uhr betrug der 
Anstieg aber 65 %. Das heißt, in dem Ansatz, wie 
die Betriebsgenehmigung die Flüge jetzt zulässt, 
liegt im Grunde schon die Ursache für die dann 
folgenden Verspätungsflüge. 

Wenn Sie, Herr Minister Wittke, voller Stolz ver-
künden, wie Sie das im Ausschuss getan haben, 
dass sich die Verspätungszahlen im ersten Quar-
tal dieses Jahres erheblich reduziert hätten, dann 
beschreiben Sie einen zufälligen kurzfristigen 
Trend. Denn – das muss man wissen – die alte 
rechtliche Lage ließ für diesen Bereich im Winter-
flugplan 15 Flüge und im Sommerflugplan 25 Flü-
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ge zu. Das Gericht hat dann vorübergehend die-
sen Rechtszustand wieder hergestellt. Das heißt, 
wenn Sie sich jetzt dieser Statistik rühmen, haben 
Sie genau die Zeitscheibe der Monate, in denen 
die alte Regelung wieder galt.  

Wenn man dann nachschaut, wie es jetzt im Mai 
aussieht, findet man etwas Interessantes, nämlich 
dass wir bereits wieder eine Zunahme haben. Wir 
haben das vorhergesagt. Das zeigt sich auch bei 
den Auswertungen der Verspätungsanzeigen auf 
der Homepage des Flughafens durch den Verein 
„Bürger gegen Fluglärm“. Wir werden das dem-
nächst ja in der Antwort auf eine Kleine Anfrage 
abrufen können. 

Wir haben im Monat Mai bei den verspäteten 
Landungen nach 24 Uhr schon wieder eine um 
100 % höhere Zahl als im Vorjahr, nämlich eine 
Steigerung von 5 auf 10. Und die Zahl der eigent-
lich nicht erlaubten Starts nach 22 Uhr hat im Mai 
um 141 % zugenommen, nämlich von 17 auf 41 
Starts.  

Meine Damen und Herren, Sie sind also nicht nur 
Auslöser eines Gutteils der Verspätungen, Sie tun 
auch nichts zur Sanktionierung der permanenten 
Verspätungen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Im November 2005 haben Sie im Ausschuss für 
Bauen und Verkehr gesagt:  

„Wir haben zum ersten Mal ein ganz konkretes 
Instrumentarium, um Flugbewegungen auf dem 
Düsseldorfer Flughafen kontrollieren zu kön-
nen. Wir haben zum ersten Mal auch die Mög-
lichkeit, durch das Monitoring-Verfahren dafür 
zu sorgen, dass das Fehlverhalten des Flugha-
fens geahndet werden kann. Ich glaube, dass 
dies in der Tat ein Quantensprung ist.“ 

Meine Damen und Herren, bis auf die nicht von 
Ihnen zu verantwortende Zeitscheibe, von der ich 
eben gesprochen habe – die liegt nämlich an dem 
vorübergehenden Stopp des Oberverwaltungsge-
richtes –, hat es einen Zuwachs und nicht, wie 
von Ihnen irreführend behauptet, eine Absenkung 
dieser Überschreitungen gegeben. Ich sage noch 
einmal: Das, was Sie für sich in Anspruch neh-
men, geht auf die Urteile des Oberverwaltungsge-
richtes zurück. 

Auf einen Sanktionskatalog für Fluggesellschaf-
ten, die durch ihren Flugplan Verstöße verursa-
chen, warten wir bis heute. Wir müssten aus un-
serer Sicht, um die Nachtruhe tatsächlich zu ge-
währleisten, hier folgende Punkte durchsetzen – 
und dafür sind Sie in der Hauptsache verantwort-
lich –:  

Die Anzahl der geplanten Landungen im Zeitraum 
zwischen 22 und 23 Uhr ist deutlich zu reduzie-
ren.  

(Beifall von Dr. Ruth Seidl [GRÜNE]) 

Bei den Flügen mit einer hohen Verspätungsquote 
muss es zu einer Änderung der Umlaufplanung 
kommen.  

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Genau!) 

Die Sonderregelungen für Homeweg-Carrier, dass 
ohne Angabe von Gründen bis 24 Uhr und von 5 
bis 6 Uhr gelandet werden darf, muss sofort ab-
geschafft werden. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die Gebühr für die Ausnahmegenehmigung für 
die dann verspäteten Landungen nach 23:15 Uhr 
muss drastisch erhöht werden.  

Ohne dass Sie solche Maßnahme ergreifen, mei-
ne Damen und Herren, sollten Sie sich, finde ich, 
nicht vor der Bürgerschaft und auch nicht vor dem 
Parlament hinstellen und sich eines kurzen Zeit-
raumes rühmen, für den Sie nichts können und 
der auch mit Ihrer Politik nichts zu tun hat, son-
dern allein damit, dass ein Gericht vorübergehend 
Ihre Betriebsgenehmigung ausgesetzt und später 
wieder zugelassen hatte. – Schönen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Becker. – Für die CDU-Fraktion erhält 
Frau Kollegin Brüning das Wort.  

Hannelore Brüning (CDU): Herr Präsident! Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Zum zweiten Mal 
haben wir uns heute mit einem Luftverkehrsantrag 
von Bündnis 90/Die Grünen zu beschäftigen. Die-
ser Antrag ist allerdings etwas Besonderes. Denn 
er bedient sich dieses Mal einer Aneinanderrei-
hung von Behauptungen. 

Im Kern ist natürlich klar: Es wird die These auf-
gestellt, dass die Anwohner des Flughafens Düs-
seldorf nicht ausreichend vor Fluglärm geschützt 
werden. Ich wiederhole das, was ich bereits heute 
Vormittag gesagt habe, dass wir großes Ver-
ständnis für die betroffenen Bürgerinnen und Bür-
ger haben, die mit Fluglärm belastet sind. Dabei 
können sie sicher sein, dass wir ebenso wie Sie 
fest davon überzeugt sind, dass der Schutz der 
betroffenen Anwohner einer besonderen Sorgfalt 
bedarf. 

Das ist übrigens ein Thema, das alle Flughäfen 
auch hier in Nordrhein-Westfalen betrifft. Gerade 
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deshalb, meine Damen und Herren von der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen, bedarf es einer ganz 
besonderen Differenzierung. Denn jeder Flugha-
fen in Nordrhein-Westfalen hat seine Besonder-
heit. Den Grundsatz des Differenzierens vermisse 
ich allerdings in Ihrem Antrag, Herr Becker. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Wie wahr!) 

Ihr Antrag besteht aus einer Kette von Behaup-
tungen und ist in seiner Darlegung einseitig. Er 
dient einzig und allein dem Schüren von Emotio-
nen bei den betroffenen Bürgern. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wollen Sie das, Herr Becker? 

(Horst Becker [GRÜNE]: Quatsch!) 

Die Vielzahl der Anträge, mit denen Sie dieses 
Haus beschäftigen, lässt vermuten, dass Sie ganz 
bewusst Emotionen schüren wollen. Das belegen 
allein schon die massenhaften Kleinen Anfragen, 
die Sie jede Woche immer mit dem gleichen Inhalt 
produzieren. Es wäre jedoch begrüßenswert, 
wenn Ihre Anliegen der Wirklichkeit entsprächen. 
Das ist in diesem Fall nicht erkennbar. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Das Schöne an Ih-
ren Reden ist immer, dass man sie als E-
Mail verschicken kann!) 

Die von Ihnen behauptete permanente Missach-
tung der Nachtflugregelung kann ich nicht nach-
vollziehen. Ich verweise ausdrücklich auf die Er-
klärung des Flughafens. Demnach sind im ersten 
Quartal des Jahres 2008 deutlich weniger Flug-
zeuge nach 23 Uhr gelandet als im Vergleichszeit-
raum des Jahres 2007. Konkret heißt das: Wir 
können einen Rückgang von immerhin 30 % fest-
stellen. 

Weiter teilt der Flughafen mit, dass sich die Zahl 
der Ausnahmegenehmigungen für Starts nach 
22 Uhr gegenüber 2007 halbiert hat. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Das habe ich doch 
gerade erklärt!) 

Das sind nicht nur Angaben des Flughafens, Herr 
Becker. Ihre Fraktion im Rat der Stadt Düsseldorf 
hat eine Kleine Anfrage an die Stadt Düsseldorf 
gerichtet, 

(Horst Becker [GRÜNE]: Ich habe Ihnen 
doch erklärt, was es mit den drei Monaten 
auf sich hat!) 

und der Inhalt dieser Kleinen Anfrage belegt diese 
Aussagen des Flughafens und widerspricht dem, 
was Sie uns eben hier vorgetragen haben. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Nein!) 

Sie wissen es: Seit dem 1. November 2007 sind 
die Nachtflugbestimmungen für den Flughafen 
Düsseldorf nochmals verschärft worden.  

Erstens. Planmäßige Starts von Strahlflugzeugen 
dürfen nur zwischen sechs und 22 Uhr erfolgen. 
Zweitens. Planmäßige Landungen sind zwischen 
sechs und 23 Uhr möglich. 

Richtig ist: Für verspätete Landungen von Strahl-
flugzeugen gibt es nach der Bonusliste des Bun-
desverkehrsministeriums einen weiteren Korridor 
bis 23:30 Uhr. Außerdem gibt es einen erweiter-
ten Landekorridor bis 24 Uhr für Strahlflugzeuge 
von Fluggesellschaften mit einem Wartungs-
schwerpunkt in Düsseldorf, dem sogenannten 
Homebase-Carrier-Status. 

Sie fordern in Ihrem Antrag, wie gerade wieder in 
Ihrer Rede geschehen, eben diesen Homebase-
Carrier-Status abzuschaffen. Sie vergessen dabei 
vollkommen, dass derartige Regelungen für einen 
internationalen Großflughafen wie Düsseldorf er-
forderlich sind, dass es internationaler Standard 
ist und dass dies auch ein Standortfaktor ist. Ver-
gessen wird auch, dass die Forderung somit ein 
Angriff auf die Zukunft des Flughafens bedeutet 
und die Arbeitsplätze der betroffenen Mitarbeiter 
in Gefahr bringt. 

Ich muss Sie immer wieder fragen: Wollen Sie 
das eigentlich, Herr Becker? – Das können Sie 
doch eigentlich gar nicht verantworten. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Wollen Sie, dass 
die Leute krank werden?) 

Meine Damen und Herren, nach meiner Kenntnis 
hat es keine ständigen Verletzungen der Nacht-
flugregelung gegeben. Eines ist für uns allerdings 
unabdingbar: Es muss dort, wo es Verstöße gibt, 
Transparenz geben; das haben wir alle im Ver-
kehrsausschuss bekräftigt. Und wenn es Verstöße 
gibt, muss es konsequente Sanktionen geben, die 
dem Carrier wehtun und bis in die Größenordnung 
von 50.000 € reichen. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Zeigen Sie mir eine 
davon!) 

Meine Damen und Herren, Ihren Antrag, Herr Be-
cker, haben wir im Verkehrsausschuss ganz aus-
führlich beraten. Wir haben über ihn abgestimmt. 
Dieser Antrag ist mehrheitlich abgelehnt worden. 
Deshalb kann ich das hier nur noch einmal bekräfti-
gen: Wir werden den Antrag auch hier ablehnen. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU) 
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Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Brüning. – Für die SPD-Fraktion erhält 
der Abgeordnete Wißen das Wort. 

Bodo Wißen (SPD): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Liebe Anwohnerinnen und Anwohner des 
Flughafens Düsseldorf! Sehr geehrte Frau Brü-
ning, von der Betroffenheitslyrik der Landes-CDU 
haben die Anwohnerinnen und Anwohner nichts. 

(Beifall von Hans-Theodor Peschkes [SPD]) 

In der Tat ist die Frage berechtigt, wann es zu 
nachweisbaren Fällen von Sanktionierungen mit 
über 100 € kommt. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Ich kenne keinen!) 

Ich bin gespannt, wann das Platz greifen wird. Der 
Minister ist durch Sie aufgefordert worden, hier 
durchzugreifen. Er selber tut es offenbar nicht. 
Denn Minister Wittke war schon 2007 dran, und er 
hat mächtig viele Erwartungen geweckt, die er 
dann nicht erfüllen konnte. 

Richtig ist, dass wir als SPD den Ausgleich zwi-
schen den Anwohnern und dem Flughafen su-
chen, und wir loben ausdrücklich, dass seit No-
vember 2007 offenbar Verbesserungen eingetre-
ten sind. Worauf sich diese auch immer begrün-
den, Herr Becker, muss man sehen. Auf jeden 
Fall ist es wichtig, dass das, was der Minister ver-
sprochen hat, nämlich Transparenz, tatsächlich 
Platz greift und die entsprechenden Sanktionen 
erfolgen. 

Es ist natürlich so: Wer hinreichend im Unklaren 
bleibt, der bleibt immer angreifbar. Das trifft auf 
die Koalition aus CDU und FDP genauso zu wie 
auf Minister Wittke.  

Warum? – Sie haben relativ schnell nach Regie-
rungsübernahme angekündigt, dass es eine Fort-
schreibung des Luftverkehrskonzepts geben soll-
te. Das ist nicht passiert. Deswegen bleiben Sie 
sehr unklar. Sie wollen es wahrscheinlich bis zur 
Kommunalwahl nicht herausgeben, weil Sie den 
Lärm vor Ort fürchten. Daher sind Sie natürlich 
angreifbar. 

Es ist schon ein Skandal, wenn Kolleginnen und 
Kollegen der CDU im Lande draußen, in Räten 
Resolutionen gegen die Politik der CDU-geführten 
Landesregierung unterschreiben und hier dann 
lustig zustimmen. So etwas geht nicht. Das ist ein 
Skandal und klappt nur, weil Sie ein solches Luft-
verkehrskonzept nicht vorlegen. Wir brauchen es 
aber, damit der Flughafen, die Anwohner und 

auch die Fluggesellschaften wissen, woran sie 
sind. Dazu fordere ich Sie noch einmal auf. 

Wir als SPD sind mittlerweile die einzige Partei, 
die Industrie- und Wirtschaftspolitik in diesem 
Lande noch wahrnimmt. 

(Heiterkeit von CDU und FDP) 

– Es hören doch noch einige zu. 

(Ralf Witzel [FDP]: Scherzkeks!) 

– Es hat ja funktioniert, wie ich sehe. 

(Zuruf von Minister Oliver Wittke) 

– Wir sind deswegen die einzige Partei, Herr Mi-
nister Wittke, weil Sie vor Ort und hier mit gespal-
tener Zunge sprechen – nicht Sie persönlich, aber 
Ihre Kollegen. Ihre Kollegen erzählen vor Ort et-
was völlig anderes, als sie hier beschließen. So 
lange halte ich meine Kritik daran aufrecht. Sie 
müssen für eine Klärung sorgen. 

(Beifall von der SPD) 

Wir erleben das beim Kraftwerksbau, beim Eiser-
nen Rhein und jetzt bei der Luftverkehrspolitik: Zu 
Hause werden im Wahlkampf Resolutionen unter-
schrieben, und hier wird zugestimmt. Das sind 
„tolle“ Kollegen. 

(Beifall von der SPD) 

Beenden sie den Wirrwarr in Ihrer eigenen Partei. 
Sagen Sie, was Sie wollen. Wir brauchen die Pla-
nungssicherheit für Fluggesellschaften, für die 
Flughäfen in Nordrhein-Westfalen und vor allem 
für die Anwohnerinnen und Anwohner, damit sie 
wissen, woran sie sind, wenn sie sich vor Flug-
lärm schützen wollen. 

Ich darf noch einmal die Kritik an den Grünen er-
neuern. Sie fordern drei Flughäfen für Nordrhein-
Westfalen, übrigens in einem interessanten Ver-
bund: mit der Deutschen Bank und der Deutschen 
Lufthansa. Da bahnt sich schon eine komische 
Koalition an. Diese drei Flughäfen wollen die Grü-
nen für Nordrhein-Westfalen durchsetzen. Dann 
müssen Sie den Leuten in Düsseldorf aber erklä-
ren – Düsseldorf würde ja einer der drei Flughäfen 
sein –, wie sie mit dem weiteren Flugaufkommen 
der anderen, dann offenbar zu schließenden Re-
gionalflughäfen klarkommen sollen. Dann würde 
die Belastung in Düsseldorf enorm steigen. Das 
müssen die Grünen für sich klären, sonst sind 
auch Sie ziemlich inkompetent unterwegs. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Meine Damen und Herren, ich kann für meine 
Partei vermelden, dass wir die Interessen aller – 
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der Flughafenbetreiber, der Fluggesellschaften 
und auch der Anwohnerinnen und Anwohner – 
ernst nehmen. Wir werden bereits morgen weitere 
Diskussionen mit Anwohnerinnen und Anwohnern 
führen. Es ist dringend notwendig – solange wer-
den Sie solche Anträge erleben –, dass Sie sich 
positionieren. Wenn Sie so unklar bleiben, dann 
bleiben Sie angreifbar. 

Beziehen Sie jetzt Stellung und verweisen Sie 
nicht immer auf die Schuld anderer. Das war ty-
pisch in der letzten Ausschusssitzung. Sie haben 
wieder einmal den Bund in Haftung genommen, 
obwohl Sie selbst verantwortlich handeln könnten. 
Das ist das einzige, Herr Minister, was Sie kön-
nen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege, Ihre 
Redezeit ist zu Ende. 

Bodo Wißen (SPD): Dabei ist es so, dass, wenn 
jemand mit dem Finger auf jemand anderen zeigt, 
drei Finger zurückzeigen. Das ist genau richtig. 

(Christof Rasche [FDP]: Herr Wißen, stim-
men Sie dem Antrag denn zu?) 

– Die SPD-Fraktion wird dem Antrag der Grünen 
zustimmen, die Grundrichtung ist richtig. Es gibt 
einzelne Punkte, die wir anders sehen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege. 

Bodo Wißen (SPD): Zum Home-Base-Carrier ha-
ben wir einiges gesagt. Die Grundrichtung ist rich-
tig, und deswegen unterstützen wir den Antrag. 
Minister Wittke, tun Sie jetzt endlich etwas. Legen 
Sie sich fest. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Wißen. Danke schön für Ihre Rede. – 
Herr Rasche von der FDP-Fraktion hat das Wort. 

(Beifall von der SPD) 

Christof Rasche*) (FDP): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Präsident, ich 
konnte meine Frage gerade auch so loswerden, 
das hat geklappt. 

Meine Damen und Herren, wie schon beim ersten 
Antrag, den wir heute zum Flughafen Düsseldorf 
beraten haben, werden auch hier wieder altbe-
kannte Behauptungen aufgestellt, die sich bei nä-
herer Betrachtung als unhaltbar herausstellen. 

(Beifall von der FDP) 

Die Grünen versuchen den Eindruck zu erwecken, 
als ob permanent und vorsätzlich gegen gelten-
des Recht verstoßen würde und die zuständigen 
Aufsichtsbehörden tatenlos zusähen. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Ja!) 

Das ist schlichtweg falsch, Herr Becker. Tatsache 
ist vielmehr, dass nahezu sämtliche Flugbewe-
gungen innerhalb der geltenden Nachtflugrege-
lung stattfinden und damit auf der Grundlage der 
vom Oberverwaltungsgericht bestätigten Be-
triebsgenehmigung erfolgen. 

Im Jahre 2007 gab es lediglich 20 Fälle, in denen 
gegen die Nachtflugregelung verstoßen wurde. In 
diesen Fällen sind entweder durch die Bezirksre-
gierung Düsseldorf oder den Flughafenkoordina-
tor Ordnungswidrigkeitsverfahren eingeleitet wor-
den. Entgegen der Behauptung der Grünen gibt 
es bereits ein sehr effektives Instrumentarium, mit 
dem Verstöße gegen die Slot-Regularien sanktio-
niert werden können. 

(Bodo Wißen [SPD]: Beispiele, Herr Kolle-
ge!) 

So kann das Luftfahrtbundesamt Bußgelder bis zu 
50.000 € verhängen und im Extremfall sogar Stre-
ckenrechte entziehen. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Zeig doch mal so 
einen Fall!) 

Mit der neuen Betriebsgenehmigung vom 
9. November 2005 wurden gleichzeitig Kontroll-
verfahren eingeführt, die die Überwachung der 
Einhaltung von Slots wesentlich verbessert ha-
ben. In Zukunft wird die Landesregierung dem 
Verkehrsausschuss halbjährlich einen Bericht ü-
ber die Verspätungssituation am Düsseldorfer 
Flughafen und von im Einzelfall ergriffenen Maß-
nahmen vorlegen. 

Dies zeigt, dass CDU und FDP die Interessen der 
Anwohner des Flughafens sehr ernst nehmen und 
mindestens halbjährlich darüber im zuständigen 
Ausschuss beraten werden. 

(Beifall von der FDP – Horst Becker [GRÜ-
NE]: Das sehen ja sogar eure eigenen 
Ratsmitglieder anders!) 

Von der rot-grünen Vorgängerregierung konnte 
man das nicht unbedingt behaupten. So mussten 
wir nach dem Regierungswechsel feststellen, 
dass Lärmschutzmaßnahmen, die bereits in der 
vorletzten Betriebsgenehmigung vereinbart wur-
den, immer noch nicht abgearbeitet waren. Erst 
die schwarz-gelbe Landesregierung hat dafür ge-
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sorgt, dass dieser Missstand schnellstens abge-
stellt wurde. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Jetzt wird es ko-
misch!) 

Mit ihrem Antrag, lieber Herr Becker – Sie müssen 
halt mit der Wahrheit leben –, stellen die Grünen 
einmal mehr unter Beweis, dass ihnen die wirt-
schaftlichen Interessen des Flughafens, seine 
Bedeutung als Arbeitgeber in der Region für zig-
tausend Menschen völlig egal sind. 

(Beifall von der FDP) 

Das zeigt vor allem die Forderung, die Sonderre-
gelung für Home-Base-Carrier abzuschaffen. Die 
Sonderregelung für Fluggesellschaften, die ihre 
Wartungsbasis in Düsseldorf haben, ist internatio-
naler Standard – in Deutschland, in Europa, auf 
der Welt – und sichert allein an diesem Standort 
1.000 Arbeitsplätze. 

Meine Damen und Herren, die grüne Position in 
der Luftverkehrspolitik überrascht uns nicht. Sie 
ist bekannt und wird konsequent fortgesetzt, Herr 
Becker, kein Thema. – Aber wo, lieber Herr Wi-
ßen, steht die SPD? Sie haben gerade auf Nach-
frage erklärt, dass Sie dem Antrag der Grünen 
zustimmen. Ich halte diese Vorgehensweise der 
SPD-Fraktion für peinlich.  

Es reicht der SPD-Fraktion aus, wenn eine Über-
schrift über einem Antrag steht, in der der Name 
Wittke enthalten ist und dieser kritisiert wird. Der 
restliche Inhalt des Antrages ist der SPD völlig 
egal. 

Es gab einmal eine SPD in Nordrhein-Westfalen, 
die sich für Industrie, für Arbeitsplätze und für 
Wohlstand eingesetzt hat. 

(Minister Oliver Wittke: Die hat auch über 
40 % geholt!) 

– Herr Minister Wittke hat Recht. Damals hatte sie 
40 %, heute liegt sie bei 20 %. Das ist eben der 
Unterschied. Heute lässt sich die SPD-Fraktion im 
Landtag Nordrhein-Westfalen von einfachen Ü-
berschriften der Grünen verführen und stimmt ei-
nem Antrag zu, der für den Wirtschaftsstandort 
Nordrhein-Westfalen, für die Arbeitsplätze und für 
den Wohlstand in diesem Land eine Katastrophe 
ist, meine Damen und Herren. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Die Koalition aus CDU und FDP wird bei ihrer 
Luftverkehrspolitik bleiben und weiterhin die Inte-
ressen aller Beteiligten abwägen. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Rasche. – Jetzt hat Minister Wittke das 
Wort. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 
In der vergangenen Woche haben wir im Aus-
schuss für Bauen und Verkehr ausführlich den 
heute zur Beschlussfassung vorliegenden Antrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen beraten. Alle 
Argumente sind ausgetauscht.  

Von den Grünen wird erneut der Versuch unter-
nommen, die Arbeit der Landesregierung in Miss-
kredit zu bringen, indem mögliche Verspätungen 
im Luftverkehr von vornherein, Herr Becker, als 
Rechtsverstöße deklariert und Beschränkungen 
gefordert werden. 

Worum geht es eigentlich? – Wir alle wissen, dass 
es keinen völligen Schutz vor Verspätungen ge-
ben kann. Genauso wie die Bahn in manchen Fäl-
len mit Verspätungen den entsprechenden Ziel-
bahnhof erreicht, muss auch dem Luftverkehr ein 
Korridor eingeräumt werden. Dies ist umso wichti-
ger, als der Luftverkehr in besonderem Maße ab-
hängig ist vom Wetter und von den Flugsiche-
rungskapazitäten.  

Das wird ausdrücklich vom Bundesverwaltungs-
gericht in seiner aktuellen Rechtsprechung bestä-
tigt und ist international anerkannt. Nur die Grü-
nen scheinen diesen Sachverhalt nicht akzeptie-
ren zu wollen. Aus diesem Grunde gibt es auch 
Nachtflugregelungen, die den ordnungsgemäßen 
Betrieb eines Flughafens ermöglichen. Verstöße 
gegen die Nachtflugregelung am Flughafen Düs-
seldorf hat es in der Tat gegeben, ja, das ist wahr, 
Herr Becker, aber eben nur äußerst selten.  

Von einer Nichtbeachtung oder, wie es in dem An-
trag heißt, permanenten Missachtung der Nacht-
flugregelung am Düsseldorfer Flughafen kann ü-
berhaupt nicht die Rede sein. Nahezu alle Flug-
bewegungen in der Zeit zwischen 22 Uhr und 
6 Uhr erfolgen in Übereinstimmung mit dieser 
Nachtflugregelung. Lediglich in rund 20 Fällen 
wurde im Jahr 2007 ein Verstoß gegen die Nacht-
flugregelung oder die Slot-Koordinierungsvor-
schriften festgestellt. Hier werden Ordnungswid-
rigkeitsverfahren entweder durch die Bezirksregie-
rung Düsseldorf durchgeführt oder durch den 
Flughafenkoordinator gegenüber dem Luftfahrt-
bundesamt initiiert. 

Zurzeit sind zu den ca. 20 möglichen Einzelver-
stößen fünf Verfahren anhängig. Es war der Ver-
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kehrsminister dieses Landes, der ausdrücklich in 
einem Schreiben diese Fälle noch einmal aufge-
listet und gegenüber dem Flughafenkoordinator 
und dem Luftfahrtbundesamt deutlich gemacht 
hat, dass wir die notwendige Ahndung erwarten, 
weil wir wollen, dass dieser Flughafen in Düssel-
dorf nach Recht und Gesetz betrieben wird. 

Mein Haus hält die Bezirksregierung Düsseldorf 
und im Übrigen auch den Flughafenkoordinator 
immer wieder zu einer noch intensiveren Handha-
bung der Überwachung zur Vermeidung von Ver-
spätungen an. Da der beste Schutz gegen Ver-
spätungen und gegen einen Missbrauch von Aus-
nahmeregelungen, die sein müssen und die es 
auch weiterhin geben wird, Transparenz ist, ha-
ben wir dafür gesorgt, dass es am Düsseldorfer 
Flughafen eine Transparenz wie an keinem ande-
ren Flughafen der Republik gibt.  

Lieber Herr Becker, nennen Sie mir einen einzi-
gen Flughafen in der Bundesrepublik Deutsch-
land, in dem ein solches Ausmaß von Transpa-
renz erreicht wird wie am Düsseldorfer Flughafen! 

(Beifall von der CDU) 

Das ist das Ergebnis der Genehmigungspolitik 
dieser Landesregierung. Weil uns das immer noch 
nicht reicht und weil wir es im Übrigen auch leid 
sind, dass wir alle paar Monate von Ihnen einen 
Antrag präsentiert bekommen, der eigentlich nur 
einen einzigen Zweck verfolgt, nämlich bei den 
Menschen rund um den Düsseldorfer Flughafen 
den Eindruck zu erwecken, als könne man ohne 
Weiteres mal eben so mit einem Fingerschnippen 
dafür sorgen, dass eine Situation, die zugegebe-
nermaßen belastend ist, mal eben ausgeräumt 
wird, werden wir künftig halbjährlich dem Land-
tagsausschuss für Bauen und Verkehr einen Ver-
spätungsbericht vorlegen. Darin werden wir detail-
liert darüber Zeugnis ablegen, wie die Situation 
am Düsseldorfer Flughafen ist, und zeigen, dass 
wir als Landesregierung gegen Verstöße vorge-
hen, wenn es diese gibt. Gleichzeitig machen wir 
aber deutlich, dass dieser Flughafen mit einer Be-
triebsgenehmigung handlungsfähig bleiben muss, 
die ein Mindestmaß an Flexibilität an den Tag 
legt. 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, im Ergebnis 
haben die eingeführten Kontrollverfahren wesent-
lich dazu beigetragen, dass die Situation in Düs-
seldorf in der sensiblen Zeit nach 23 Uhr deutlich 
verbessert werden konnte. Tatsache ist, heute 
zum ersten Mal vom Kollegen Becker auch akzep-
tiert, nicht mehr geleugnet und zum ersten Mal 
nicht mehr mit Zahlen aus dem letzten Jahrzehnt 
belegt, sondern mit aktuellen Zahlen endlich ar-

gumentiert: Eine Gegenüberstellung des ersten 
Quartals der Jahre 2007 und 2008 zeigt, dass in 
dem Zeitraum von 23 Uhr bis 6 Uhr die Zahl der 
Landungen um 33 % – das entspricht immerhin 
104 Flugbewegungen – abgenommen hat und die 
Zahl der Starts um rund 58 % reduziert werden 
konnte.  

Das ist mit Blick auf die betroffenen Anwohner auf 
der einen Seite erfreulich; auf der anderen Seite 
gibt es nach wie vor genehmigte und legale und 
berechtigte Verspätungen. Eine Null-Verspätungs-
situation zu fordern ist – das wissen Sie, Herr Be-
cker – illusorisch. Dies kann bei keinem öffentli-
chen Verkehrsträger erreicht werden, weder bei 
Bus noch bei Bahn, noch bei Flugzeugen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister! 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Herr Präsident, ich komme zum Ende. – Dennoch 
bleiben alle unmittelbar Beteiligten aufgefordert – 
das sind die Luftverkehrsgesellschaften, der Flug-
hafenkoordinator, der Flughafen und die Luftauf-
sicht – im Rahmen ihrer jeweiligen Möglichkeiten 
dafür zu sorgen, Verspätungen möglichst zu ver-
meiden. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister Wittke. – Meine Damen und Herren, ich 
schließe die Beratung.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuss für 
Bauen und Verkehr empfiehlt in seiner Be-
schlussempfehlung Drucksache 14/6876, den 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Druck-
sache 14/6161 abzulehnen. Wer dieser Empfeh-
lung folgen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das sind die Koalitionsfraktionen. – Wer ist 
dagegen? – Das sind die Oppositionsfraktionen. 
Enthält sich jemand? – Das ist nicht der Fall. Die 
Beschlussempfehlung ist angenommen und der 
Antrag abgelehnt. 

Ich rufe auf: 

10 Erstes Gesetz zur Änderung des Forst-
dienstausbildungsgesetzes Nordrhein-
Westfalen  

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 14/6795 

erste Lesung 
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Zur Einbringung hat der Umwelt- und Landwirt-
schaftsminister Uhlenberg für fünf Minuten das 
Wort. Bitte schön.  

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Zur Umsetzung der Ziele der Bologna-
Erklärung ist eine grundlegende Umstrukturierung 
des Studiensystems erforderlich. Auch an den 
forstwirtschaftlichen Hochschulen sind daher Ba-
chelor- und Masterstudiengänge eingeführt wor-
den.  

Mit der vorliegenden Änderung des Forst-
dienstausbildungsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
sollen die Zwangsvoraussetzungen für die Vorbe-
reitungsdienste für den gehobenen und für den 
höheren Forstdienst dieser Entwicklung ange-
passt werden. Im Zuge der Reformierung des 
Hochschulbereichs ist auch die Zusammenarbeit 
mit anderen Bundesländern vorgesehen.  

Zurzeit ist eine Verwaltungsvereinbarung mit dem 
Land Niedersachsen in Vorbereitung, die es er-
möglichen soll, dass die Laufbahnprüfung für den 
höheren Forstdienst ab dem Frühjahr 2009 vor 
dem Prüfungsausschuss für den höheren Forst-
dienst des Landes Niedersachsen abgelegt wer-
den kann. Dem Prüfungsausschuss werden auch 
Mitglieder aus dem Land Nordrhein-Westfalen 
angehören.  

Um die neue Regelung bereits ab dem Jahr 2009 
umsetzen zu können, ist es erforderlich, die bis-
lang im Forstdienstausbildungsgesetz Nordrhein-
Westfalen vorgesehenen Übergangsvorschriften 
für bereits eingestellte Referendare aufzuheben. 
Der Hintergrund der beabsichtigten Neuregelung, 
verehrte Kolleginnen und Kollegen, besteht darin, 
dass sich die Zahl der Forstreferendarinnen und 
Forstreferendare in den letzten Jahren kontinuier-
lich verringert hat. Die Anzahl der Prüflinge steht 
daher in keinem adäquaten Verhältnis zur Zahl 
der Mitglieder der für die Annahme der Laufbahn-
prüfung zu bildenden Prüfungskommission sowie 
zu dem organisatorischen und finanziellen Auf-
wand. – Ich bitte um entsprechende Beratung und 
bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herzlichen Dank, 
Herr Minister. – Ich schließe die Beratung.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Gesetzentwurfs Drucksache 14/6795 an den 
Ausschuss für Umwelt und Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz. Ist je-

mand dagegen? – Gibt es Enthaltungen? – Dann 
ist die Überweisung des Gesetzentwurfs einstim-
mig beschlossen.  

Wir kommen zu: 

11 Zugang zu Prüfungen während einer Beur-
laubung aufgrund von Familienarbeit er-
möglichen  

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/6864 

Eine Debatte ist hierzu nicht vorgesehen.  

Wir kommen deshalb unmittelbar zur Abstimmung 
über das weitere Verfahren. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrages Drucksa-
che 14/6864 an den Ausschuss für Innovation, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie – 
federführend – und an den Ausschuss für Frau-
enpolitik. Die abschließende Beratung wird im 
federführenden Ausschuss in öffentlicher Sitzung 
erfolgen.  

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Wer ist dagegen? – Enthaltungen? – Damit ist die 
Überweisung des Antrages einstimmig beschlos-
sen.  

Ich rufe nun auf:  

12 In den Ausschüssen erledigte Anträge 

Übersicht 37 

Abstimmungsergebnisse  
der Ausschüsse zu Drucksachen 

14/2583  – ABV  
14/5580  – ASchW  
14/5709 (EA) – ASchW  
14/5723 (EA) – ASchW  
14/5778  – AUNLV  
14/6000  – ABV  
14/6293  – HFA  
14/6321  – AUNLV  
14/6697  – AUNLV  
14/6753 (EA) – AUNLV  
14/6777 (EA) – AUNLV 

Drucksache 14/6877 

Die Übersicht 37 enthält sieben Anträge, die vom 
Plenum nach § 79 der Geschäftsordnung an die 
Ausschüsse zur abschließenden Erledigung ü-
berwiesen wurden, sowie vier Entschließungsan-
träge, die in den Ausschüssen zur Abstimmung 
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gestellt wurden. Das Abstimmungsverhalten der 
Fraktionen ist aus der Übersicht ersichtlich.  

Ich lasse nun über die Bestätigung des Abstim-
mungsverhaltens der Fraktionen in den Aus-
schüssen entsprechend der Übersicht 37 Druck-
sache 14/6877 abstimmen. Wer dafür ist, den bitte 
ich um das Handzeichen? – Wer ist dagegen? – 
Enthaltungen? – Dann ist das Abstimmungsverhal-
ten in den Ausschüssen einstimmig bestätigt.  

Wir kommen nun zu:  

13 Beschlüsse zu Petitionen 

Übersicht 14/42 

Wird hierzu das Wort gewünscht? – Ich sehe kei-
ne Wortmeldung.  

Damit stelle ich gemäß § 91 Abs. 7 unserer Ge-
schäftsordnung fest, dass diese Beschlüsse zu 
Petitionen durch Ihre Kenntnisnahme bestätigt 
sind. 

Damit sind wir am Ende der heutigen Sitzung.  

Ich berufe das Plenum wieder ein für morgen, 
5. Juni 2008, 10 Uhr. Ich bitte Sie, alle Sachen 
mitzunehmen. Wer etwas liegen lässt, findet es in 
der Straßenbahn wieder, oder es geht in die Ton-
ne.  

(Heiterkeit)  

Meine Damen und Herren, in knapp anderthalb 
Stunden sehen wir uns zum Festakt „60 Jahre 
Staatsgründung Israel“ wieder. – Herzlichen 
Dank.  

Die Sitzung ist beendet.  

Schluss: 16:26 Uhr 

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
 überprüft (§ 96 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarproto-
koll so gekennzeichneten Rednerinnen und Red-
ner. 
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Anlage  

Von Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart zu 
TOP 8 – „Vielfalt statt Einfalt – Bestandsgaran-
tie für Kleine Fächer“ – zu Protokoll gegebene 
Rede:  

Ich möchte zunächst zwei Punkte richtig stel-
len:  

Erstens. Ein Bedrohungsszenario für die Klei-
nen Fächer, wie es die SPD in ihrem Antrag er-
neut beschwören möchte, gibt es nicht. 

Zweitens. Das neue Hochschulrecht in Nord-
rhein-Westfalen führt nicht zu Mittelkürzungen 
für die Hochschulen. 

Zu den sogenannten Kleinen Fächern hat be-
reits der Hochschulausschuss der Kultusminis-
terkonferenz festgestellt, dass ihre Situation 
sehr unterschiedlich ist und es keine generelle 
Bedrohungssituation gibt. 

In Nordrhein-Westfalen – darauf verweisen Sie 
selbst in Ihrem Antrag – hat sich die stellenmä-
ßige Situation der Kleinen Fächer laut Be-
standsaufnahme der HRK in den vergangenen 
20 Jahren insgesamt sogar verbessert. 

So viel zunächst zur Seriosität Ihres Antrags. 

Was die politischen Rahmenbedingungen be-
trifft- ich habe es schon gesagt –: Das Hoch-
schulfreiheitsgesetz hat weder direkt noch indi-
rekt Einsparungen an den Hochschulen zur 
Folge. Auch wenn man es häufiger erzählt, wird 
dieses Märchen nicht wahrer. Im Gegenteil: Mit 
den Regelungen des Hochschulfreiheitsgeset-
zes sind die finanzwirtschaftlichen Gestal-
tungsmöglichkeiten der Hochschulen deutlich 
gesteigert worden. Hinzu kommt der Zukunfts-
pakt, den wir erfreulicherweise auf Beschluss 
des Landtages mit den Hochschulen schließen 

konnten. Damit ist die auskömmliche und ver-
lässliche Finanzierung der Hochschulen gesi-
chert. 

Sie gestatten mir den Hinweis: Wenn überhaupt 
in den vergangenen Jahren politische Ent-
scheidungen negativen Einfluss auf die Kleinen 
Fächer hätten ausüben können, dann wohl 
noch am ehesten die der alten Landesregie-
rung. Immerhin waren von den Stellenkürzun-
gen und Konzentrationsmaßnahmen im Rah-
men des sogenannten Qualitätspaktes und der 
6. Rechtsverordnung (zur Sicherung der Auf-
gaben im Hochschulbereich) auch die Kleinen 
Fächer betroffen. Angesichts dessen mutet es 
schon eigenartig an, wenn Sie sich jetzt in eine 
Retterrolle hineinstilisieren wollen. 

Was die jetzige Landesregierung betrifft: Wir 
haben uns klar zum besondern Wert der soge-
nannten Kleinen Fächer bekannt. In diesem 
Kontext haben wir im März 2007 eine mit her-
ausragenden Experten besetzte Kommission 
unter der Leitung des Althistorikers Prof. Dr. 
Hans-Joachim Gehrke mit der Evaluation be-
auftragt und dabei das Fächerspektrum mit 
„Sprachen und Kulturen ausgewählter Epochen 
und Regionen“ so gewählt, dass tatsächlich die 
sogenannten Exoten und Orchideen in den 
Blick kommen. 

Ziel dieser wissenschaftsadäquaten Untersu-
chung ist es, Struktur, Potenzial und Perspekti-
ven der Kleinen Fächer in Nordrhein-Westfalen 
zu untersuchen, ihren Fortbestand zu sichern 
und ihre Möglichkeiten in Forschung und Lehre 
zu verbessern. 

Den Abschlussbericht der Kommission erwar-
ten wir in diesem Sommer. Selbstverständlich 
werden wir Sie nach Auswertung des Berichtes 
über die Ergebnisse informieren.  
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